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1 Alters- und Hinterlassenenvorsorge — AHVG

Die Schweizerische Altersvorsorge besteht aus drei Saulen: der fir alle Einwohner/innen obligatori-
schen Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV), der fir die meisten unselbstandig Erwerbstatigen
obligatorischen beruflichen Vorsorge (BV) und der freiwilligen, steuerlich beglinstigten Selbstvorsorge
fur Erwerbstatige. Reichen die Einklinfte im Rentenalter oder bei Invaliditat zur Existenzsicherung nicht
aus, wird die ausgewiesene Einkommenslicke durch die Erganzungsleistungen (EL) gedeckt.

1.1 Leistungen im Alter gemass AHVG

Die AHYV ist eine staatliche Versicherung, die zusammen mit der Invalidenversicherung (IV) und den
Erganzungsleistungen die 1. Saule bildet. Ihr Auftrag ist die Sicherung des angemessenen Existenzmi-
nimums von Personen, die das Referenzalter erreicht haben. Haufig lasst sich dieses in der Verfassung
verankerte Ziel jedoch nur in Verbindung mit den Erganzungsleistungen realisieren. Neben den Renten
richtet die AHV Hilflosenentschadigungen aus und Gbernimmt einen Teil der Kosten fiir gewisse Hilfs-
mittel. Die AHV ist eine obligatorische Universalversicherung, weshalb grundséatzlich jede in der
Schweiz wohnhafte oder erwerbstatige Person beitragspflichtig ist. Die Beitrdge von Arbeithehmenden
werden vom Lohn abgezogen und zusammen mit den Beitrdgen der Arbeitgebenden der zustandigen
Ausgleichskasse iberwiesen. Selbstandigerwerbende und Nichterwerbstatige miissen sich selber bei
der zustandigen Ausgleichskasse melden.

1.2 Leistungen der AHV im Uberblick

Die AHV erbringt folgende Leistungen:

¢ Renten: Anspruch auf eine Altersrente der AHV haben Personen, die das Referenzalter erreicht
haben. Auf Wunsch Iasst sich die Rente in Monaten bis zu maximal 2 Jahre friher oder 1 bis zu 5
Jahre spater beziehen. Voraussetzung fir die Rente ist mindestens ein volles Beitragsjahr. Wer
luickenlos Beitrage geleistet hat, erhalt eine volle Altersrente. Die Ausgleichskasse berechnet die
Hohe der Rente und Uberweist den Betrag monatlich auf das personliche Bank- oder Postkonto.

o Hilflosenentschidigung: Die Hilflosenentschadigung ist ein Beitrag an die Pflege- oder Betreu-
ungskosten. Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der AHV haben Personen, die ihre gesamte
Altersrente oder Ergdnzungsleistungen beziehen und in der Schweiz wohnen. Ihre Héhe hangt da-
von ab, wie stark jemand im Alltag dauernd auf Hilfe, Betreuung oder Pflege angewiesen ist. Die
AHV unterscheidet 3 Stufen von Hilflosigkeit: leicht, mittel, schwer. Fur Hilflosenentschadigung
braucht es eine Anmeldung bei der IV-Stelle im Wohnsitzkanton. Sie klart ab, ob es sich um eine
leichte, mittlere oder schwere Hilflosigkeit handelt.

o Hilfsmittel: Hilfsmittel sollen gesundheitliche Einschrankungen kompensieren. Wer eine AHV-AI-
tersrente oder Erganzungsleistungen bezieht und in der Schweiz wohnt, hat Anspruch auf einen
finanziellen Beitrag an die Kosten von bestimmten Hilfsmitteln. In den meisten Fallen Gbernimmt die
AHV 75 % der Nettokosten. Fiir Horgerate und einige andere Hilfsmittel erhalten die Versicherten
einen Pauschalbeitrag.
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1.3 Anspruchsberechtigung

Versichert sind Personen, die in der Alters- und Hinterlassenenversicherung obligatorisch oder freiwillig
versichert sind. Grundsatzlich sind das alle natirlichen Personen, die in der Schweiz wohnhaft sind oder
einer Erwerbstatigkeit nachgehen.

Damit unterstehen auch Asylsuchende sowie vorlaufig aufgenommene Auslander/innen und Flicht-
linge/Staatenlose der AHV/IV. Dies trifft auch auf Personen mit Schutzstatus S zu, sofern sie in der
Schweiz erwerbstatig sind oder dort ihren Wohnsitz haben.

Ein Leistungsanspruch bei der AHV setzt grundsatzlich voraus, dass eine Person bei der AHV/IV versi-
chert ist und Beitrage bezahlt hat, bzw. im Versicherungsfall rickwirkend zahlen kann (vgl. Kapitel 1.4).

Von Bedeutung ist bei der Prifung der Voraussetzungen die Unterscheidung, ob eine Person bereits
vor Erreichen des Referenzalters eingereist ist oder dieses erst in der Schweiz erreicht hat. Dies wird
in den einzelnen Kapiteln zu den Leistungen spezifisch erlautert.

1.4  Beitragspflicht

Beitragspflichtig sind alle Personen, die bei der AHV versichert sind, mit Ausnahme von Kindern. Sie
sind versichert und damit leistungsberechtigt (Kinder- und Waisenrenten), ohne selbst jedoch beitrags-
pflichtig zu sein. Beitragspflichtig sind auch nichterwerbstatige verheiratete Personen. lhr Beitrag gilt
allerdings dann als bezahlt, wenn der erwerbstatige Ehepartner auf seinem Einkommen mindestens
den doppelten Mindestbeitrag an die AHV entrichtet. Die Beitrage der Arbeithehmenden werden vom
Arbeitgebenden bei jeder Lohnzahlung abgezogen und zusammen mit dem Beitrag des Arbeitgebenden
an die Ausgleichskasse Uberwiesen. Wer selbstandig erwerbend ist, rechnet direkt mit der Ausgleichs-
kasse ab. Grundlage der Beitrage bildet hier das Einkommen gemass der Veranlagung zur direkten
Bundessteuer. Ob jemand im Sinne der AHV selbstandig erwerbend ist, entscheidet die Ausgleichs-
kasse. Die Beitrdge der Nichterwerbstatigen werden basierend auf Ersatzeinkommen und Vermégen
berechnet. Nichterwerbstatige missen sich selbst bei der Ausgleichskasse anmelden.

Die Beitragspflicht wird jedoch fur nichterwerbstatige Asylsuchende, vorlaufig Aufgenommene (ohne
Flichtlingsstatus) und Personen mit Schutzstatus S, die in der Schweiz wohnen, ausgesetzt. Wenn
diese Personen nicht erwerbstatig sind, werden die Beitrdge nur dann festgelegt und bezahlt, wenn sie
als Fluchtlinge/Staatenlose anerkannt werden, wenn sie eine Aufenthaltsbewilligung erhalten oder wenn
ein Anspruch auf AHV- oder IV-Leistungen aufgrund ihres Alters, Todes oder einer Invaliditat entsteht.
Es ist zu beachten, dass diese Beitrage nur fiir bis zu funf Jahre rickwirkend gezahlt werden kénnen.

1.4.1  Beitragspflicht fur Erwerbstatige

Wer arbeitet, ist beitragspflichtig ab dem 1. Januar nach dem 17. Geburtstag, solange er oder sie arbei-
tet. Ist der Bruttojahreslohn nicht hdher als Fr. 2’500, muss grundsatzlich nur auf ausdricklichen
Wunsch der Arbeitnehmenden abgerechnet werden. Im kinstlerischen Bereich (Tanz- Theater, Radio
und Fernsehen etc.) sowie im Privathaushalt ist jede bezahlte Arbeit beitragspflichtig. Im Privathaushalt
gilt die Ausnahme von der Ausnahme mit sogenannten «Sackgeldjobs»: Léhne bis Fr. 750 pro Haushalt
und Kalenderjahr sind beitragsfreit bis und mit dem Jahr, in dem sie Arbeithehmende werden. Sie kon-
nen aber verlangen, dass die Arbeitgebenden die Sozialversicherungsbeitrage abrechnen. Erwerbsta-
tige Personen, die das Referenzalter erreicht haben, bezahlen weiterhin Beitrdge an AHV, IV und EO.
Es gibt allerdings fir jedes Arbeitsverhaltnis einen Freibetrag von jahrlich Fr. 16’800, auf dem keine
Beitrage an AHV, IV und EO zu bezahlen sind. Die versicherte Person kann jedoch auf die Anrechnung
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des Selbstbehalts verzichten, was ihr unter bestimmten Bedingungen eine Verbesserung ihrer zuklnf-
tigen Rente ermoglichen kann. Die Beitragspflicht besteht flir den sogenannten massgebenden Lohn.
Er umfasst neben dem Stunden-, Tages-, Wochen- und Monatslohn auch Pramien und Entschadigun-
gen fir Uberzeitarbeit und Nachtarbeit, regelmassige Sachleistungen sowie alle anderen Leistungen im
Zusammenhang mit dem Arbeitsverhaltnis, sofern sie nicht ausdriicklich ausgenommen sind.

1.4.2  Spezifika nach Bewilligungsart

Erwerbstatige Personen aus dem Asylbereich sind unter denselben Voraussetzungen beitragspflichtig
wie Schweizer/innen. Dies gilt auch fiir Personen mit Schutzstatus S, vorausgesetzt sie tiben in der
Schweiz eine Erwerbstatigkeit aus oder haben ihren Wohnsitz in der Schweiz begrindet.

1.4.3  Beitragspflicht fir Nichterwerbstatige

Nichterwerbstatige missen ab dem 1. Januar nach dem 20. Geburtstag Beitrage an die AHV/IV/EO
entrichten. Die Beitragspflicht endet, wenn sie das ordentliche Referenzalter! erreicht haben. Ehepart-
ner missen keine eigenen Beitrage bezahlen, wenn die Ehefrau oder der Ehemann im Sinne der AHV
erwerbstatig ist und mindestens Beitrage in der Héhe des doppelten Mindestbeitrags (entspricht einem
jahrlichen Bruttoerwerbseinkommen von Fr. 9'490.-) entrichtet. Ein Anspruch auf Erziehungs- und Be-
treuungsgutschriften befreit nicht von der Beitragspflicht als Nichterwerbstatige/r.

Die Hohe der Beitrage hangt von der personlichen Situation ab: Studierende bis 25 sowie Bezliger/innen
von Sozialhilfe und Erganzungsleistungen bezahlen den Mindestbeitrag. Bei anderen Nichterwerbstati-
gen hangen die Beitrdge von deren finanziellen Situation ab: vom Vermdgen und vom Renteneinkom-
men (oder Ersatzeinkommen).

Nichterwerbstatige mussen sich bei der Ausgleichskasse anmelden.

1.4.4  Spezifika nach Bewilligungsart

e Fliuchtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)
Fliichtlinge/Staatenlose und vorlaufig aufgenommene Flichtlinge (F Fliichtling) sind unter densel-
ben Voraussetzungen als Nichterwerbstatige beitragspflichtig wie Schweizer/innen.

e Vorlaufig aufgenommene Auslédnder/innen (F), Personen im Asylverfahren (N) und Personen
mit Schutzstatus S
Die Beitrage von Asylsuchenden, vorlaufig aufgenommenen Auslander/innen und Personen mit
Schutzstatus S mit Wohnsitz in der Schweiz, die keine Erwerbstatigkeit ausiben, sind erst dann
festzusetzen und — unter Vorbehalt der Verjahrung - zu entrichten, wenn eines der folgenden Er-
eignisse eintritt:
- Anerkennung als Flichtling
- Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung
- Entstehung eines Leistungsanspruchs im Sinne des AHVG oder des IVG auf Grund von Alter,

Tod oder Invaliditat dieser Person.

Tritt eines dieser Ereignisse ein (beispielsweise durch den Bezug der Altersrente), hat die Wohn-
sitzgemeinde die Pflicht, die AHV-Mindestbeitrage der sozialhilfeunterstiitzten Nichterwerbstatigen

' Derzeit liegt das Referenzalter fir Frauen bei 64 Jahren und fiir Manner bei 65 Jahren. Letztendlich wird es fir Manner und
Frauen gleich sein und bei 65 Jahren liegen. Dies bedeutet eine Erhéhung des Referenzalters fur Frauen von 64 auf 65 Jahre.
Diese Erhdhung erfolgt ab 2025 in Schritten von drei Monaten pro Jahr und betrifft Frauen, die ab 1961 geboren wurden. Fir alle
Frauen, die ab 1964 geboren sind, wird das Referenzalter also 65 Jahre betragen.
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rickwirkend an die AHV-Zweigstelle zu Uberweisen. Beitrage kénnen nur innerhalb von fiinf Jah-
ren seit Ablauf des Kalenderjahres, fir welches sie geschuldet sind, nachbezahlt werden (maximal
mogliche riickwirkende Beitragszahlung). Es ist zu beachten, dass Beitrage lediglich fir fehlende
Beitragszeiten nachbezahlt werden kdnnen, in welchen Wohnsitz in der Schweiz bestand.

1.4.5 Gesuchstellung und Fristen

Die beitragspflichtige nichterwerbstatige Person muss sich bei der zustandigen kantonalen Aus-
gleichskasse anmelden.

Fir vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F ohne Flichtlingsstatus), Personen im Asylverfah-
ren (N) und Personen mit Schutzstatus S sind die AHV-Beitrdge im Rahmen des Erlassverfahrens
in der Regel durch die jeweilige Wohnsitzgemeinde zu bezahlen. Die Rechnung erhalten die Ge-
meinden von der Ausgleichskasse.

Beitrage konnen nur innerhalb von 5 Jahren seit Ablauf des Kalenderjahres, fiir welches sie geschul-
det sind, nachbezahlt werden (maximal mogliche riickwirkende Beitragszahlung).

1.4.6  Fallbeispiele

Der 62-jahrige A. aus Syrien kam als Asylsuchender (N) vor 4 Jahren in die Schweiz. Das Asylge-
such wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in ohne Flichtlingsstatus).
Er ist nichterwerbstatig und bezieht Sozialhilfe. 4 Monate vor Vollendung des 65. Altersjahres wird
A. bei der kantonalen Ausgleichskasse fur den Bezug der AHV-Rente angelmeldet. Die Ausgleichs-
kasse stellt rickwirkend fur 5 Jahre die AHV-Beitrage in Rechnung. Die AHV-Beitrage sind durch die
jeweiligen Wohnsitzgemeinden zu bezahlen. Eine Anmeldung bei den EL ist erst nach Ablauf der
10-jahrigen Karenzfrist moglich.

Der 69-jahrige B. aus Afghanistan kam als Asylsuchender (N) vor 3 Jahren in die Schweiz. Das
Asylgesuch wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in ohne Flicht-
lingsstatus). Er ist nichterwerbstatig und bezieht Sozialhilfe. Eine rickwirkende Anmeldung zur Bei-
tragserhebung ist nicht méglich, da er bei Einreise in die Schweiz das Referenzalter erreicht hatte
und daher nicht AHV-beitragspflichtig ist. Fur ihn kann demzufolge keine AHV-Rente erwirkt werden.
Verandert sich sein Status nicht, wird er nie Anspruch auf Hilflosenentschadigung und Erganzungs-
leistungen haben.

Der 69-jahrige C. aus Afghanistan kam als Asylsuchender (N) vor 3 Jahren in die Schweiz. Das
Asylgesuch wurde gutgeheissen und er erhalt die Bewilligung B Fliichtling. Er ist nichterwerbstatig
und bezieht Sozialhilfe. Eine rickwirkende Anmeldung zur Beitragserhebung ist nicht méglich, da er
bei Einreise in die Schweiz das Referenzalter erreicht hatte und daher nicht AHV-beitragspflichtig
istEr kann keinen Anspruch auf eine AHV-Rente begriinden.

1.4.7 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

Zur Beitragspflicht von Nichterwerbstatigen:

AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art. 14 Abs. 2bis

AHVV: Verordnung vom 31. Oktober 1947 (ber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art. 28 ff.

Seite 12


https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html#a14
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html#id-2-b

Zur Verjahrung der Beitragszahlungen:

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 (ber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art. 16 Abs. 1 AHVG

Kreisschreiben und Wegleitungen:

¢ WVP: Wegleitung Uber die Versicherungspflicht in der AHV/IV: RZ 3093 ff.
e WSN: Wegleitung lber die Beitrage der Selbstandigewerbenden und Nichterwerbstatigen in der
AHV, IV und EO: RZ 2172 ff.

Offizielle Merkblatter, Websites:

e 2.03 Beitrage der Nichterwerbstatigen an die AHV, die IV und die EO

e Broschiire SVA Ziirich «Das Wichtigste flir Nichterwerbstatige»

e Nr. 10.03 «Informationen fiir Angehdrige von Staaten, mit welchen die Schweiz kein Sozialversi-
cherungsabkommen abgeschlossen haty

e Nr. 11.01 «AHV/IV Informationen fir Fllichtlinge und Staatenlose»

Formulare:

e Beispiel SVA Kanton Zirich Nichterwerbstétige
e Beispiel SVA Kanton Zirich nichterwerbstatige Asylsuchende geméass Art. 14 Abs. 2bis AHVG bzw.
anerkannte Fluchtlinge

1.5 Altersrenten

1.5.1  Grundlagen

Bei Erreichen des Referenzalters? besteht Anspruch auf eine Rente, sofern fiir mindestens ein Jahr
Beitrage entrichtet worden sind. Der verfassungsmassige Auftrag der Rentenzahlungen ist es, die Exis-
tenz angemessen zu sichern. Neben der AHV-Rente fir die Rentenberechtigten werden auch Kinder-
renten ausgerichtet.

1.5.2  Anspruchsberechtigung

Anspruch auf eine Altersrente hat, wer das Referenzalter erreicht hat. Damit der Anspruch auf eine
Altersrente besteht, missen mindestens wahrend eines vollen Beitragsjahres Beitradge geleistet worden
sein.

Ein volles Beitragsjahr liegt vor, wenn

e wahrend insgesamt eines Jahres Beitrage geleistet worden sind, oder

o der erwerbstatige Ehegatte oder die erwerbstatige Ehegattin mindestens wahrend eines Jahres den
doppelten Mindestbeitrag entrichtet hat, oder

e Erziehungs- oder Betreuungsgutschriften angerechnet werden kénnen.

2 Das Referenzalter ist auf 65 Jahre festgelegt. Fiir Frauen, die vor 1964 geboren wurden, gilt ein anderes Referenzalter. Fiir
Frauen, die in den Jahren 1961, 1962 und 1963 geboren sind, wird das Referenzalter auf 64 Jahre und 3 Monate, 64 Jahre und
6 Monate bzw. 64 Jahre und 9 Monate festgelegt (siehe Merkblatt Stabilisierung der AHV (AHV 21) Was andert sich? www.ahv-
iv.ch/p/31.f)

Seite 13


https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19460217/index.html#a16
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/6957/download
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/6954/download
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/6954/download
https://www.ahv-iv.ch/p/2.03.d
https://svazurich.ch/dam/sva-dokumente/svazh/svazh_publikation_das_wichtigste_nichterwerbstaetige.pdf
https://www.ahv-iv.ch/p/10.03.d
https://www.ahv-iv.ch/p/10.03.d
https://www.ahv-iv.ch/p/11.01.d
https://svazurich.ch/dam/sva-dokumente/ahv/ahv_formular_beitragspflicht_nichterwerbstaetige_025.001.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/organisation/sicherheitsdirektion/sozialamt/abteilung-asylkoordination/asylfuersorge/fragebogen_asylsuchende.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/organisation/sicherheitsdirektion/sozialamt/abteilung-asylkoordination/asylfuersorge/fragebogen_asylsuchende.pdf
https://www.ahv-iv.ch/p/31.f
www.ahv-iv.ch/p/31.f
www.ahv-iv.ch/p/31.f

Der Anspruch auf eine Altersrente entsteht am ersten Tag des Monats, welcher der Vollendung des
Referenzalters folgt.

Die Hohe der Rente ergibt sich aus den anrechenbaren Beitragsjahren, dem durchschnittlichen Er-
werbseinkommen sowie den Erziehungs- und Betreuungsgutschriften. Eine sogenannte Vollrente (Ren-
tenskala 44) erhalt, wer ab dem 1. Januar nach Vollendung des 20. Altersjahres bis zum Ende des
Kalenderjahres vor dem Referenzalter stet's die Beitragspflicht erfillt hat. Eine unvollstandige Beitrags-
dauer besteht, wenn man nicht gleich viele Beitragsjahre wie der Jahrgang aufweist. In diesem Fall wird
eine Teilrente (Rentenskala 1-43) ausgerichtet. Ein fehlendes Beitragsjahr fuhrt in der Regel zu einer
Rentenkiirzung von mindestens 1/44. Die Kinderrente betragt 40 % der entsprechenden Altersrente.
Die Betrage flir eine minimale und eine maximale Altersrente sind unter folgendem Link ersichtlich:
Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV

Die Altersrente kann zwischen 63 und 70 Jahren bezogen werden (ab 62 Jahren fir Frauen der
Ubergangsgeneration3). Es ist maglich, die Rente in Monaten vorzubeziehen. Die Rente wird dann um
einen Prozentsatz gekirzt, der durch die Anzahl der Monate zwischen dem Vorbezugsdatum und dem
Referenzalter bestimmt wird. Bei einem Rentenaufschub muss die Dauer des Aufschubs mindestens
ein Jahr betragen. Danach kann die Rente fir jeden beliebigen Monat beantragt werden, jedoch
héchstens 5 Jahre nach Erreichen des Referenzalters. Die Rente wird dann um einen Prozentsatz
erhoht, der durch die Anzahl der Jahre und Monate zwischen dem Bezugsalter und dem tatsachlichen
Rentenbezug bestimmt wird. Es ist moglich, nur einen Teil der Rente vorzubeziehen oder
aufzuschieben, unabhangig davon, ob Sie weiterhin erwerbstatig sind oder nicht. Die einzigen
Einschrankungen der Teilpensionierung: Man muss mindestens 20% seiner Rente beziehen; maximal
80%. Wahrend dieses gleitenden Ubergangs in den Ruhestand kann der Prozentsatz der ausbezahlten
Rente nur einmal erhdht werden, danach muss der verbleibende Teil der Rente vollstadndig bezogen
werden. Wahrend des Rentenvorbezugs werden keine Kinderrenten ausgerichtet. Mit dem Vorbezug
der Altersrente erlischt der Anspruch auf eine bisherige Invalidenrente.

1.5.3  Plafonierung bei Ehegatten

Die Summe der beiden Einzelrenten eines Ehepaars darf nicht grosser sein als 150 % der Maximal-
rente. Wird dieser Héchstbetrag tberschritten, werden die beiden Einzelrenten entsprechend gekirzt.
Eine Plafonierung der Renten findet nicht statt, wenn entweder der gemeinsame Haushalt durch einen
richterlichen Entscheid aufgehoben wurde oder wenn ein Ehegatte eine Altersrente und der andere eine
halbe oder Viertelsrente der IV bezieht.

1.54 Kinderrente

Fir Kinder besteht ein Anspruch auf Kinderrenten, bis diese das 18. Altersjahr vollendet oder ihre Aus-
bildung abgeschlossen haben, langstens aber bis zum vollendeten 25. Altersjahr. Als in Ausbildung
stehend gelten Personen, die wahrend einer bestimmten Zeit, mindestens wahrend eines Monats,
Schulen oder Kurse besuchen oder eine berufliche Ausbildung absolvieren. Bei Schulen und Kursen
sind die Art der Lehranstalt und das Ausbildungsziel unerheblich. Nicht als in Ausbildung begriffen gel-
ten hingegen z. B. Personen, die zur Hauptsache eine Erwerbstéatigkeit ausiben und nur nebenberuflich
Schulen oder Kurse besuchen, wie auch Studierende, die neben dem Studium durch eine Erwerbsta-
tigkeit Uberwiegend beansprucht sind. Der Anspruch auf eine Kinderrente besteht auch fur Pflegekinder,

3 zur Ubergangsgeneration gehéren die Frauen, die bei Inkrafttreten der AHV-Reform 21 kurz vor der Pensionierung stehen, d.
h. die zwischen 1961 und 1969 geborenen Frauen. Um die Auswirkungen der Erhéhung des Referenzalters abzumildern, werden
Ausgleichsmassnahmen eingefihrt: Frauen, die ihre AHV-Rente nicht vorbeziehen, haben Anspruch auf einen lebenslangen
Rentenzuschlag. Frauen, die den Bezug ihrer AHV-Rente vorziehen, kommen in den Genuss glnstiger Kirzungssatze.
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die unentgeltlich aufgenommen wurden. Keine Kinderrente wird fiir Pflegekinder ausgerichtet, die erst
nach der Entstehung des Anspruchs auf eine Alters- oder Invalidenrente in Pflege genommen wurden.
Eine Ausnahme bilden die Kinder des Ehegatten.

1.5.5 Spezifika nach Bewilligungsart

Fliichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)
Anerkannte Flichtlinge/Staatenlose und vorlaufig aufgenommene Flichtlinge (F Fliichtling) sind
unter denselben Voraussetzungen rentenberechtigt wie Schweizer/innen. Nach Erreichen des Re-
ferenzalters haben die Versicherten Anspruch auf eine AHV-Rente. Sie haben auch die Maglich-
keit die AHV-Rente ein oder zwei Jahre friher oder 1 bis zu 5 Jahre spéter zu beziehen.

Erfullen sie die Mindestbeitragsdauer von einem Jahr nicht und haben somit keinen Anspruch auf
eine AHV-Rente, kénnen sie nach 5-jahrigem ununterbrochenen Aufenthalt und Wohnsitz in der
Schweiz den Anspruch auf Erganzungsleistungen geltend machen (vgl. Kapitel Ergdnzungsleis-
tungen).

Flichtlinge/Staatenlose, welche die Schweiz verlassen haben und in einem Staat wohnen, mit
dem die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat, kdnnen sich die AHV-
Rente ins Ausland auszahlen lassen. Bei Wohnsitz in einem Nicht-Vertragsstaat kann nur die Bei-
tragsriickvergitung beantragt werden.

Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F), Personen im Asylverfahren (N) und Perso-
nen mit Schutzstatus S

Sie kdnnen nur Leistungen beanspruchen, wenn sie den Wohnsitz und gewdhnlichen Aufenthalt in
der Schweiz haben und bei Erreichen des Referenzalters wahrend mindestens eines vollen Jah-
res Beitrage geleistet haben bzw. diese riickwirkend entrichtet worden sind. Mit der rickwirkenden
Zahlung der AHV-Mindestbeitrédge wird ein Rentenanspruch erwirkt. Wegen der grossen Beitrags-
licken wird nur ein betragsmassig kleiner AHV-Rentenbetrag ausgerichtet. Nach 10-jdhrigem un-
unterbrochenem Wohnsitz und Aufenthalt in der Schweiz kann ein Anspruch auf Erganzungsleis-
tungen geltend gemacht werden (vgl. Kapitel Ergénzungsleistungen).

Wenn sie die Schweiz verlassen, kdnnen sie die Beitragsrickvergitung beantragen, sofern mit
ihrem Heimatland kein Sozialversicherungsabkommen besteht oder das Sozialversicherungsab-
kommen eine Beitragsrickvergutung vorsieht.

Erfullen sie die Mindestbeitragsdauer von einem Jahr nicht und haben somit keinen Anspruch auf
eine AHV-Rente, kann nach 5- oder 10-jahrigem Wohnsitz und Aufenthalt in der Schweiz der An-
spruch auf rentenlose Ergdnzungsleistungen geltend gemacht werden, sofern mit ihrem Heimat-
staat ein Sozialversicherungsabkommen besteht, in welchem der Anspruch auf die ausserordentli-
che Rente geregelt ist. Personen aus Drittstaaten ohne Abkommen haben ohne Rente keinen An-
spruch auf Erganzungsleistungen.

Schutzstatus S

Verlasst eine Person mit Schutzstatus S, die Staatsangehdrige eines Landes ist, mit welchem die
Schweiz kein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat (z.B. Ukraine), die Schweiz defi-
nitiv, ist ein Export von Leistungen nicht mdglich. Es besteht hingegen Anspruch auf die Ruckver-
gutung der Beitrage.
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1.5.6  Gesuchstellung und Fristen

Die Anmeldung fiir den Bezug der AHV-Rente ist rund 4 Monate vor Erreichen des Referenzalters bei
der zustandigen Ausgleichskasse (diejenige, die fur die Zahlung der AHV-Beitradge vor der Pensionie-
rung zustandig ist) einzureichen.

Mit anderen Worten: Das Formular muss bei der Ausgleichskasse des letzten Unternehmens, in dem
die Person angestellt war, oder der kantonalen Ausgleichskasse eingereicht werden.

Der Anspruch auf den Vorbezug der AHV-Rente entsteht frihestens ab dem Monat, der auf den Monat
folgt, in dem die versicherte Person das 63. Altersjahr erreicht*. Die berechtigte Person kann den Vor-
bezug ihrer Altersrente ab dem Beginn des folgenden Monats und nur im Voraus beantragen.

1.5.7  Fallbeispiele

e Der 68- jahrige D. aus Syrien kam als Asylsuchender (N) vor 2 Jahren in die Schweiz. Das Asylge-
such wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in). Das Gesuch um Aus-
richtung einer AHV-Rente wird abgelehnt, da er die Mindestbeitragsdauer nicht erfiillt. Auch einen
Anspruch auf Erganzungsleistungen kann er nicht geltend machen, da mit Syrien kein Sozialversi-
cherungsabkommen besteht. Das Erfiillen der 10-jahrigen Karenzfrist andert daran nichts.

e Der 65- jahrige E. aus der Turkei kam als Asylsuchender (N) vor 5 Jahren in die Schweiz. Das Asyl-
gesuch wurde gutgeheissen und er erhalt die Bewilligung B. Die AHV-Beitrage werden riickwirkend
fur 5 Jahre nachbezahlt. Das Gesuch um Ausrichtung einer AHV-Rente wird gutgeheissen, da er die
Mindestbeitragsdauer von einem Jahr erflllt. Als anerkannter Flichtling kann er nach 5 Jahren un-
unterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz zudem Erganzungsleistungen beantragen.

1.5.8 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 (ber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, inbes. Art. 14 Abs. 2%s / Art. 16 Abs. 1

e FLUB: Art. 1 und Art. 3

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e RWL: Wegleitung Uber die Renten in der Eidgendssischen Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung

e WSN: Wegleitung Uber die Beitrage der Selbststandigerwerbenden und Nichterwerbstatigen in der
AHV, IV und EO

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr. 3.01: Altersrenten und Hilflosenentschadigungen der AHV

e Nr. 3.02: Hilfsmittel der AHV

¢ Nr. 10.03: Informationen fir Angehérige von Staaten, mit welchen die Schweiz kein Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen hat

e Nr. 11.01: AHV/IV Informationen fiir Flichtlinge und Staatenlose

e Ubersicht {iber die Sozialversicherungsabkommen

Formular: Anmeldung AHV-Rente

4 Fur Frauen der Ubergangsgeneration (1961 - 1969) Vorbezug ab 62 Jahren méglich (siehe Punkt 1.5.2, Fussnote 2 und 3).
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1.6 Die Beitragsruckvergutung

1.6.1  Grundlagen und Voraussetzungen der Beitragsrickvergitung

Ist die Beitragspflicht bei der AHV erfillt, werden bei Erreichen des Referenzalters die Renten in der
Regel als monatliche Zahlungen in der Schweiz und auch ins Ausland ausgerichtet. Bei gewissen aus-
landischen Staatsangehdrigen kdnnen die geleisteten Beitrage bei definitivem Verlassen der Schweiz
nur in Form einer einmaligen Zahlung erfolgen. Die Beitragsriickverglitung ist auch dann madglich, wenn
ein einmal bestandener Rentenanspruch durch Aufgabe des schweizerischen Wohnsitzes erloschen
ist.

Personen, welche die Schweiz verlassen, kénnen die Rickvergitung der AHV-Beitrdge veranlassen,
wenn sie die Staatsangehorigkeit eines Landes besitzen, mit dem kein Sozialversicherungsabkommen
abgeschlossen worden ist oder wenn ein Sozialversicherungsabkommen die Riickvergitung der Bei-
trage vorsieht. Die Rulckvergitung betragt, entsprechend der einbezahlten AHV-Beitrage, maximal
8,7 % des Bruttogesamteinkommens. Folgende Voraussetzungen missen erflllt sein:

e es wurden mindestens ein Jahr lang Beitrage geleistet,

¢ die versicherte Person und ihre Familienangehorigen (Ehepartner/in, Kinder unter 25 Jahren) mis-
sen die Schweiz endgiiltig verlassen haben,

e Kinder zwischen 18 und 25 Jahren, die in der Schweiz bleiben, miissen ihre Ausbildung abgeschlos-
sen haben,

e Staatsangehdrigkeit eines Landes, mit dem die Schweiz kein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen hat. Die Abkommen zwischen der Schweiz und folgenden Landern sehen aber unter
bestimmten Bedingungen die Ruckvergitung der Beitrage vor: Indien, Brasilien, Australien, Chile,
China, Sudkorea, Tunesien, Uruguay und die Philippinen.

1.6.2  Spezifika nach Art der Bewilligung

Identisch fir N/ B / F VA Fluchtling / F VA Auslander/in. Entscheidend ist, ob mit dem Heimatstaat der
auslandischen Staatangehdrigen ein Sozialversicherungsabkommen besteht.

Verlasst eine Person, mit deren Heimatstaat kein Sozialversicherungsabkommen besteht (z.B. Ukra-
ine), die Schweiz definitiv, kdnnen die an die AHV entrichtete Beitrage zurtickgefordert werden, sofern
diese gesamthaft wahrend mindestens eines vollen Jahres geleistet worden sind. Rentenleistungen
werden fir diese Personen bei Wohnsitz im Ausland nicht «exportiert». Der Betrag kann jedoch in be-
stimmten Fallen gekirzt werden. Die Ruckvergitung erfolgt unverzinst und darf nicht héher sein als der
Barwert der gesamten AHV-Leistungen, die einer versicherten Person mit den gleichen persdnlichen
Voraussetzungen zustehen wirden.

1.6.3  Gesuchstellung und Fristen

Der Antrag auf Ruckvergitung kann bereits vor der beabsichtigten Ausreise eingereicht werden, so-
fern eine Bestatigung der Ausreise aus der Schweiz vorliegt. Die Auszahlung erfolgt, wenn die versi-
cherte Person definitivim Ausland wohnhaft ist. Der Ruckvergutungsantrag muss spatestens 5 Jahre
nach Eintritt des Versicherungsfalls (Erreichen des Referenzalters oder Todesfall) eingereicht werden.
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1.6.4

e Der 50- jahrige F. aus Afghanistan kam als Asylsuchender (N) vor 7 Jahren in die Schweiz. Das
Asylgesuch wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in). Er arbeitet seit
5 Jahren im Gastgewerbe. Er beschliesst, definitiv nach Afghanistan zuriickzukehren. Mit Afghanis-
tan besteht kein Sozialversicherungsabkommen. Er kann das Gesuch um Beitragsriickvergitung vor
der Ausreise bei der zustandigen Ausgleichskasse einreichen. Nach der definitiven Ausreise werden

Fallbeispiele

ihm die einbezahlten AHV-Beitrage tberwiesen.

1.6.5

Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-

rung, insbes. Art. 18 Abs. 3 AHVG

e RV-AHV : Verordnung uber die Rickvergitung der von Auslandern an die Alters- und Hinterlas-

senenversicherung bezahlten Beitrage

e FIUB: Art. 1 und Art. 3

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e Riick: Weisungen Uber die Riickvergitung der von Auslandern an die AHV bezahlten Beitrage

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Information der ZAS zur Ruckvergutung: https://www.zas.admin.ch/zas/de/home/particuliers/les-
versements-uniques/remboursement-des-cotisations.html

Formular:

e Anmeldeformular fiir Beitragsrickerstattung

1.7

1.7.1

Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung (HE) der AHV haben Bezuger/innen von Altersrenten oder
Erganzungsleistungen mit Wohnsitz und gewoéhnlichem Aufenthalt in der Schweiz, die mindestens 6
Monate ununterbrochen in schwerem, mittlerem oder leichtem Grad hilflos sind. Hilflos ist, wer fir all-
tagliche Lebensverrichtungen dauernd auf die Hilfe Dritter angewiesen ist, dauernder Pflege oder per-
sonlicher Uberwachung bedarf. Die HE soll es den Betroffenen erméglichen, die Hilfe, welche sie von
Dritten bendtigen, zu finanzieren. Der Anspruch ist unabhangig von den Einkommens- oder Vermégens-

Hilflosenentschadigung

Grundlagen

verhaltnissen der betroffenen Person.

Zu den allgemeinen Lebensverrichtungen gehdren:

aufstehen, sich setzen, sich hinlegen
sich an- oder ausziehen

essen

Toilettenbenitzung

Koérperpflege verrichten

sich fortbewegen
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1.7.2  Anspruchsberechtigung

Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der AHV haben Bezligerinnen und Bezliger einer Altersrente
oder von Erganzungsleistungen

e die wahrend mindestens 6 Monaten ununterbrochen in schwerem, mittelschwerem oder leich-
tem Grad hilflos waren und weiterhin mindestens in leichtem Grad hilflos sind,

e die in der Schweiz Wohnsitz und gewdhnlichen Aufenthalt aufweisen,

e die, bei leichter Hilflosigkeit, nicht in einem Heim wohnen und

e keine Hilflosenentschadigung der UV oder MV beziehen

Die Entschadigung fur eine Hilflosigkeit schweren Grades betragt 80%, fir eine Hilflosigkeit mittleren
Grades 50% und fiir eine Hilflosigkeit leichten Grades 20% des Mindestbetrages der Altersrente.

Hat eine hilflose Person bis zum Erreichen des Referenzalters oder bis zum Rentenvorbezug eine Hilf-
losenentschadigung der Invalidenversicherung bezogen, so wird ihr die Entschadigung mindestens im
bisherigen Betrag weitergewahrt.

Die Bemessung der Hilflosigkeit zuhanden der Ausgleichskassen obliegt den Invalidenversicherungs-
Stellen. Der Anspruch muss mit einem Formular bei derjenigen AHV-Ausgleichskasse angemeldet wer-
den, welche die Alters- oder Hinterlassenenrente ausbezahlt.

1.7.3  Anspruchsberechtigte und Einschrankungen

Der Anspruch auf Hilflosenentschadigung der AHV setzt voraus, dass eine Altersrente oder Ergan-
zungsleistungen ausgerichtet werden. Zu den versicherungsmassigen Voraussetzungen ist daher auf
die Ausfiihrungen zur AHV-Rente und zu den Ergaénzungsleistungen zu verweisen.

1.7.4  Spezifika nach Art der Bewilligung

o Fliichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)
Bei der AHV spielt es keine Rolle, ob die Hilflosigkeit schon vor der Einreise eingetreten ist. Vo-
rausgesetzt ist aber der Anspruch auf eine AHV-Rente oder Erganzungsleistungen. Mit dem An-
spruch auf eine AHV-Rente, bzw. auf EL, kann auch eine Hilflosenentschadigung beansprucht
werden.

¢ Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen im Asylverfahren (N)
Bei der AHV spielt es keine Rolle, ob die Hilflosigkeit schon vor der Einreise eingetreten ist. Vo-
rausgesetzt ist aber der Anspruch auf eine AHV-Rente oder Erganzungsleistungen. Mit dem An-
spruch auf eine AHV-Rente, bzw. auf EL, kann auch eine Hilflosenentschadigung beansprucht
werden.

1.7.5  Gesuchstellung und Fristen

Der Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der AHV entsteht mit dem ersten Tag des Monats, in
dem eine leistungsberechtigte Person ununterbrochen wahrend mindestens 6 Monaten in leichtem Grad
hilflos gewesen ist und alle Ubrigen Leistungsvoraussetzungen erfiillt sind. Die Hilflosenentschadigung
wird bei verspateter Anmeldung lediglich fir die 12 Monaten ausgerichtet, die der Geltendmachung
vorangehen, wobei eine Ausnahme gilt, wenn die versicherte Person den anspruchsbegriindenden
Sachverhalt nicht kennen konnte und den Anspruch innert 12 Monaten nach Kenntnisnahme anmeldet.

Die Anmeldung kann praxisgemass frihestens 3 Monate vor Ablauf des Wartejahrs eingereicht werden.

Formular: Die Anmeldung ist der IV-Stelle des Wohnsitzkantons zuzustellen.
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1.7.6  Fallbeispiele

e Der 68- jahrige G. aus Syrien kam als Asylsuchender (N) vor 2 Jahren in die Schweiz. Das Asylge-
such wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in). Das Gesuch um Aus-
richtung einer AHV-Rente wird abgelehnt, da er die Mindestbeitragsdauer nicht erfiillt. Auch einen
Anspruch auf EL kann er nicht geltend machen, da mit Syrien kein Sozialversicherungsabkommen
besteht. Das Erfiillen der 10-jahrigen Karenzfrist andert daran nichts. Er wird nie Hilflosenentschadi-
gung beziehen kénnen.

e Der 65- jahrige H. aus der Tirkei kam als Asylsuchender (N) vor 5 Jahren in die Schweiz. Das Asyl-
gesuch wurde gutgeheissen und er erhalt die Bewilligung B. Die AHV-Beitrage werden rickwirkend
fur 5 Jahre nachbezahlt. Das Gesuch um Ausrichtung einer AHV-Rente wird gutgeheissen, da er die
Mindestbeitragsdauer von einem Jahr erflllt. Mit dem Bezug der AHV-Rente kann er auch Hilflo-
senentschadigung beantragen.

o Der turkische Staatsangehdrige . ist vor 8 Jahren im Alter von 57 Jahren in die Schweiz eingereist
und besitzt die Bewilligung F, Auslander. Er war die letzten Jahre erwerbstatig. Mit 65 kann er eine
AHV-Rente und Hilflosenentschadigung beantragen. Nach 10 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt
in der Schweiz, kann er zudem Erganzungsleistungen beantragen.

1.7.7  Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e ATSG: Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000 Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversiche-
rungsrechts, insbes. Art. 9

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art 43%s 46 Abs. 2

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSIH: Kreisschreiben Uber die Invaliditdt und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung, insbes. RZ
8118 ff.

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr. 3.01 «Altersrenten und Hilflosenentschadigungen der AHV»

e Nr. 10.03 «Informationen fir Angehérige von Staaten, mit welchen die Schweiz kein Sozialversi-
cherungsabkommen abgeschlossen haty

e Nr. 11.01 «<AHV/IV Informationen flir Flichtlinge und Staatenlose»

Formulare: Anmeldung Hilflosenentschadigung AHV

1.8 Hilfsmittel

1.8.1  Grundlagen
Die AHV ubernimmt in der Regel 75% der Nettokosten fir folgende Hilfsmittel:

e Perucken
e Lupenbrillen
e Sprechhilfegerate fur Kehlkopfoperierte
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e Gesichtsepithesen
e orthopadische Mass-Schuhe und orthopadische Serien-Schuhe
¢ Rollstiihle ohne Motor

Hilfsmittel Kosteniibernahme Haufigkeit
Perticken max. 1’000 1 Jahr
Orthopadische Mass- und Serienschuhe 75 % vom Nettopreis | 2 Jahre
Gesichtsepithesen 75 % vom Nettopreis | 2 Jahre

Sprechhilfegerate nach Kehlkopfoperationen 75 % vom Nettopreis | 5 Jahre

Monaural 630

Horgerate 5 Jahre
Binaural 1°237.50
Monokulare 590

Lupenbrillen 5 Jahre
Binokulare 900
Monokulare 1’334

Fernrohrlupenbrillen 5 Jahre
Binokulare 2’048

Rollstiihle ohne Motor 900 5 Jahre

Besteht Anspruch auf Erganzungsleistungen, wird 1/3 des Pauschalbetrags der AHV rickvergitet.

Erhielt die Person vor Erreichen des AHV-Referenzalters Hilfsmittel der IV oder einen Kostenbeitrag zu
deren Anschaffung, so hat sie nach Erreichen des AHV-Referenzalters weiterhin Anspruch auf diese
Leistungen, solange die Voraussetzungen erfullt sind.

1.8.2  Anspruchsberechtigte und Einschrankungen

Der Anspruch auf Hilfsmittel der AHV setzt Wohnsitz in der Schweiz voraus und dass eine Altersrente
oder Erganzungsleistungen ausgerichtet werden. Zu den versicherungsmassigen Voraussetzungen ist
daher auf die Ausfuihrungen zur AHV-Rente und zu den Ergdnzungsleistungen zu verweisen.

1.8.3  Spezifika nach Art der Bewilligung

¢ Flichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)
Bei den Hilfsmitteln der AHV spielt es keine Rolle, ob der Bedarf schon vor der Einreise eingetreten
ist. Vorausgesetzt ist aber der Anspruch auf eine AHV-Rente oder Erganzungsleistungen. Mit dem
Anspruch auf eine AHV-Rente, bzw. auf EL, kdnnen auch Hilfsmittel beansprucht werden.

e Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen im Asylverfahren (N)
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Bei den Hilfsmitteln der AHV spielt es keine Rolle, ob der Bedarf schon vor der Einreise eingetreten
ist. Vorausgesetzt ist aber der Anspruch auf eine AHV-Rente oder Erganzungsleistungen. Mit dem
Anspruch auf eine AHV-Rente, bzw. auf EL, kénnen auch Hilfsmittel beansprucht werden.

1.8.4  Gesuchstellung und Fristen

Die Hilfsmittelgesuche sind bei derjenigen Ausgleichskasse einzureichen, die fur die Festsetzung und
Ausrichtung der Altersrente zustandig ist bzw. zustandig sein wird.

1.8.5  Fallbeispiele

e Der 68- jahrige J. aus Syrien kam als Asylsuchender (N) vor 2 Jahren in die Schweiz. Das Asylge-
such wurde abgelehnt und er erhalt die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in). Das Gesuch um Aus-
richtung einer AHV-Rente wird abgelehnt, da er die Mindestbeitragsdauer nicht erfiillt. Auch einen
Anspruch auf EL kann er nicht geltend machen, da mit Syrien kein Sozialversicherungsabkommen
besteht. Auch das Erflillen der 10-jahrigen Karenzfrist andert daran nichts. Er wird nie Hilfsmittel
beantragen kénnen.

o Der 65- jahrige K. aus der Turkei kam als Asylsuchender (N) vor 5 Jahren in die Schweiz. Das Asyl-
gesuch wurde gutgeheissen und er erhalt die Bewilligung B. Die AHV-Beitrage werden riickwirkend
fur 5 Jahre nachbezahlt. Das Gesuch um Ausrichtung einer AHV-Rente wird gutgeheissen, da er die
Mindestbeitragsdauer von einem Jahr erfillt. Mit dem Bezug der AHV-Rente kann er kann auch
Hilfsmittel beantragen.

e Der tirkische Staatsangehorige L. ist vor 8 Jahren im Alter von 57 Jahren in die Schweiz eingereist
und besitzt die Bewilligung F, Auslander. Er war die letzten Jahre erwerbstatig. Mit 65 kann er eine
AHV-Rente und Hilfsmittel beantragen. Nach 10 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt in der
Schweiz, kann er zudem Erganzungsleistungen beantragen.

1.8.6  Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art. 43auater

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSHA: Kreisschreiben tber die Abgabe von Hilfsmitteln durch die Altersversicherung

Offizielle Merkblatter, Websites:

e 3.02 - Hilfsmittel der AHV
e 3.07 - Horgerate der AHV

Formulare:
e Anmeldung Hilfsmittel der AHV

1.9 Die Hinterlassenenleistungen gemass AHVG

Verwirklicht sich das sozialversicherungsrechtliche Risiko Tod, kommen folgende Sozialversicherungen
als Leistungserbringer in Frage: AHV, BVG und ELG.
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Fir den Fall des Todes einer AHV-versicherten Person sieht das AHV-Gesetz Witwen-, Witwer- und
Waisenrenten vor.

1.9.1  Beitragspflicht
Vgl. die Ausfiihrungen zur AHV-Beitragspflicht.

1.9.2 Witwen- und Witwerrente

Anspruch auf eine Witwen- oder Witwerrente haben verheiratete Frauen und Manner, sofern sie im
Zeitpunkt der Verwitwung Kinder haben. Stirbt eine eingetragene Partnerin oder ein eingetragener Part-
ner, so ist die Uberlebende Person einem Witwer gleichgestellt.

Verheiratete Frauen haben lberdies Anspruch auf eine Witwenrente, wenn sie im Zeitpunkt der Verwit-
wung kinderlos sind, jedoch das 45. Altersjahr vollendet haben und mindestens 5 Jahre verheiratet
gewesen sind (war die Witwe mehrmals verheiratet, so wird auf die Gesamtdauer der Ehen abgestellt).
Mit der Wiederverheiratung erlischt der Anspruch auf eine Witwen- oder Witwerrente.

Eine geschiedene Frau hat beim Tod ihres frlheren Ehemannes grundséatzlich einen unbefristeten
Anspruch auf eine Witwenrente, wenn
e sie eines oder mehrere Kinder hat und die geschiedene Ehe mindestens 10 Jahre gedauert
hat;
e die geschiedene Ehe mindestens 10 Jahre gedauert hat und die Scheidung nach Vollendung
des 45. Altersjahres der geschiedenen Frau ausgesprochen wurde;
e das jungste Kind sein 18. Altersjahr vollendet hat, nachdem die geschiedene Frau das 45. Al-
tersjahr vollendet hat.

Geschiedene Frauen, die keine dieser Voraussetzungen erfillen, sowie geschiedene Manner haben
lediglich Anspruch auf eine befristete Witwen- bzw. Witwerrente. Der Anspruch erlischt, wenn das letzte
Kind das 18. Altersjahr vollendet hat.

Die Witwen- und Witwerrente betragt 80 % der entsprechenden Altersrente.

1.9.3 Waisenrente

Kinder, deren Vater oder Mutter gestorben ist, haben Anspruch auf eine Waisenrente. Sind Vater und
Mutter gestorben, so haben sie Anspruch auf zwei Waisenrenten.

Pflegekinder haben unter folgenden Voraussetzungen ebenfalls Anspruch auf eine Waisenrente, wenn
ihre Pflegeeltern sterben:
e Das Kind muss zur Pflege und Erziehung in die Hausgemeinschaft der Pflegeeltern aufge-
nommen worden sein und dort faktisch die Stellung eines eigenen Kindes innegehabt haben.
Auch Stiefeltern, die ein Stiefkind in die Hausgemeinschaft aufgenommen haben, gelten zu-
sammen mit dem Elternteil als Pflegeeltern.
e Das Pflegeverhaltnis muss vor dem Rentenfall unentgeltlich gewesen sein.
e Das Pflegeverhaltnis muss auf Dauer begriindet worden sein. Das Kind darf von den Pflegeel-
tern nicht bloss fir bestimmte Zeit aufgenommen worden sein; ferner muss nach dem Tode
eines Pflegeelternteils der Gberlebende Teil das Pflegeverhaltnis unbefristet fortsetzen.

Der Anspruch auf eine Waisenrente entsteht am ersten Tag des dem Tode des Vaters oder der Mutter
folgenden Monats. Bei nachgeborenen Kindern entsteht der Anspruch am ersten Tag des der Geburt
folgenden Monats. Der Anspruch dauert bis zum 18. Altersjahr des Waisen resp. maximal bis zum 25.
Altersjahr, wenn sich der Waise in Ausbildung befindet.
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Die Waisenrente betragt 40 % der entsprechenden Altersrente. Sind beide Eltern verstorben und ent-
steht deshalb der Anspruch auf zwei Waisenrenten, werden diese gekurzt, sofern ihre Summe 60 % der
maximalen Altersrente Ubersteigt.

1.9.4  Spezifika nach Art der Bewilligung

Fliichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)
Anerkannte Fliichtlinge/Staatenlose und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Flichtling) sind un-
ter denselben Voraussetzungen rentenberechtigt wie Schweizer/innen. Hat die verstorbene Person
die Mindestbeitragsdauer von einem Jahr nicht erfiillt und hat die Hinterlassene somit keinen An-
spruch auf eine AHV-Rente, kann sie nach 5 Jahren sogenannte rentenlose Ergdnzungsleistungen
geltend machen.

Verwitwete Flichtlinge/Staatenlose, welche die Schweiz verlassen haben und Staatsangehdrige
eines Landes sind, mit welchem die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen
hat, kénnen sich die AHV-Rente ins Ausland auszahlen lassen. Bei Wohnsitz im Ausland und wenn
mit dem Heimatstaat keine zwischenstaatliche Vereinbarung besteht, kann nur die Beitragsrickver-
gutung beantragt werden.

Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen im Asylverfahren (N)

Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen und Personen im Asylverfahren kénnen nur Leistungen
beanspruchen, wenn sie den Wohnsitz und gewdhnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben und die
verstorbene Person wahrend mindestens eines vollen Jahres Beitrdge geleistet hat, bzw. diese
rickwirkend entrichtet worden sind. Mit der riickwirkenden Zahlung der AHV-Mindestbeitrage wird
ein Rentenanspruch erwirkt. Wegen der grossen Beitragsliicken wird nur ein betragsmassig kleiner
AHV-Rentenbetrag ausgerichtet. Nach 10-jahrigem ununterbrochenem Wohnsitz und Aufenthalt in
der Schweiz kann ein Anspruch auf Erganzungsleistungen geltend gemacht werden (vgl. Kapitel
Ergénzungsleistungen).

Erflullt die verstorbene Person die Mindestbeitragsdauer von einem Jahr nicht, hat die verwitwete
Person keinen Anspruch auf eine AHV-Rente. Unter Umstédnden kann sie sogenannte rentenlose
Erganzungsleistungen geltend machen. Personen aus Drittstaaten, mit deren Heimatstaat die
Schweiz kein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat, besteht diese Mdglichkeit indes-
sen nicht. Verwitwete Personen, welche die Schweiz verlassen haben und Staatsangehdrige eines
Landes sind, mit welchem die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat, kdn-
nen sich die AHV-Rente ins Ausland auszahlen lassen. Bei Wohnsitz im Ausland und wenn mit dem
Heimatstaat keine zwischenstaatliche Vereinbarung besteht, kann nur die Beitragsriickvergutung
beantragt werden.

1.9.5  Gesuchstellung und Fristen

Wie flr jede andere Sozialversicherung muss auch fiir den Bezug der Hinterlassenen-Rente der AHV
ein Gesuch eingereicht werden.

Das Formular ist bei derjenigen Ausgleichskasse einzureichen, bei welcher die verstorbene Person zu-
letzt die Sozialversicherungsbeitrdge abgerechnet hat.

1.9.6  Fallbeispiele

Der 48- jahrige D. und seine gleichaltrige Frau E. sind seit 10 Jahren verheiratet. Sie kamen vor 2
Jahren aus Syrien als Asylsuchende (N) in die Schweiz. Das Asylgesuch wurde abgelehnt und sie
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erhalten die vorlaufige Aufnahme (F Auslander/in). D. verstirbt bei einem Autounfall. Mit dem Tod
von D. werden riickwirkend fiir zwei Jahre AHV-Beitrdge erhoben, womit ein Anspruch auf eine
Hinterlassenenrente fiir Frau E. entsteht. Erganzungsleistungen kénnen nach Erfillung der 10-jah-
rigen Karenzfrist geltend gemacht werden.

Kehrt Frau E. in ihr Heimatland zurlck, verliert sie ihre Hinterlassenenrente.

e Der 48-jahrige D. und seine Frau E. sind seit 10 Jahren verheiratet. Sie kamen vor 4 Jahren aus der
Tirkei als Asylsuchende (N) in die Schweiz. Das Asylgesuch wurde gutgeheissen und sie erhalten
die Bewilligung B. Die AHV-Beitrage werden riickwirkend fur 4 Jahre nachbezahlt. Herr D. verstirbt.
Das Gesuch von Frau E. um Ausrichtung einer Hinterlassenen-Rente wird gutgeheissen, da der
verstorbene Ehegatte die Mindestbeitragsdauer von einem Jahr erfillt hatte. Als anerkannte Flicht-
ling kdnnen nach Erflllung der 10-jahrigen Karenzfrist Erganzungsleistungen geltend gemacht wer-
den.

Kehrt Frau E. in ihr Heimatland zurtick, verliert sie ihre Hinterlassenenrente nicht, da mit der Turkei
ein Sozialversicherungsabkommen besteht.

1.9.7 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e AHVG: Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung, insbes. Art. 23 ff., Art. 25 AHVG, Art. 36 AHVG,
e FLUB: Art. 1 und Art. 3

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e RWL: Wegleitung Uber die Renten in der Eidgendssischen Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
versicherung», insbes. Rz. 3401 ff.

Offizielle Merkblatter, Websites:

e 3.03 - Hinterlassenenrenten der AHV

Formulare:

e Formular Anmeldung fir eine Hinterlassenenrente
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2 Invalidenversicherung — IVG

2.1 Zweck der Invalidenversicherung

2.1.1  Grundlagen

Die Invalidenversicherung (IV) verfolgt den Zweck, Invaliditat mit geeigneten, einfachen und zweckmas-
sigen Eingliederungsmassnahmen zu verhindern, zu vermindern oder zu beheben. Ist dies nicht oder
nicht vollumfanglich mdéglich, richtet sie Leistungen zur angemessenen Deckung des Existenzbedarfs
aus und zur Unterstitzung einer eigenverantwortlichen und selbstandigen Lebensflihrung. Gleichzeitig
schafft sie Anreize flr Arbeitgebende, Menschen mit Behinderung zu beschaftigen.

Invaliditat im Sinne des Invalidenversicherungsgesetzes ist die voraussichtlich bleibende oder langere
Zeit dauernde ganze oder teilweise Erwerbsunfahigkeit. Damit ergibt sich die Invaliditat aus dem ganzen
oder teilweisen Verlust der Erwerbsmaoglichkeiten in samtlichen in Betracht kommenden Bereichen auf
dem Arbeitsmarkt oder im Aufgabenbereich. Nicht erwerbstatige Minderjahrige gelten als invalid, wenn
ihre Gesundheitssituation eine ganze oder teilweise Erwerbsunfahigkeit zur Folge haben wird.

Fir die Beurteilung des Vorliegens einer Erwerbsunfahigkeit sind ausschliesslich die Folgen der ge-
sundheitlichen Beeintrachtigung zu beriicksichtigen. Anspruch auf Leistungen haben Versicherte, die
wegen eines kdrperlichen, psychischen oder kognitiven Gesundheitsschadens in ihrer Erwerbstatigkeit
oder im Aufgabenbereich (z.B. Haushalt) ganz oder teilweise eingeschrankt sind. Ebenso verfolgt die
IV den Zweck, drohende Invaliditat abzuwenden bzw. zu verhindern.

Anspruchsberechtigt sind grundsatzlich alle bei Eintritt der Invaliditat versicherten Personen. Ob eine
Versicherungsdeckung besteht ist abhangig von Nationalitat, Alter und Aufenthaltsstatus. Zur Erfillung
des umfassenden Auftrags stehen der IV eine breite Palette an Massnahmen zur Verfigung. Im Fol-
genden werden diese im Sinne eines Uberblicks kurz dargestelit.

2.1.2  FrUherfassung und Frihintervention

Die Fruherfassung und Frihintervention sind praventive Mittel der Invalidenversicherung, um Personen
mit ersten Anzeichen einer mdglichen Invaliditat rasch zu erfassen. Ziel ist es, den betroffenen Personen
mit Hilfe von geeigneten Massnahmen einen Verbleib im Arbeitsprozess oder eine rasche Reintegration
zu ermdglichen und damit die drohende Invaliditat abzuwenden.

e Friiherfassung: Durch die frihzeitige Erfassung von arbeitsunfahigen oder von Arbeitsunfahigkeit
bedrohten erwachsenen Personen sowie von Invaliditdt bedrohten Personen zwischen 13 und 25
Jahren soll der Eintritt einer Invaliditat verhindert werden.

¢ Friihinterventionsmassnahmen: Mit Hilfe der Massnahmen der Frihintervention sollen Arbeits-
unfahige oder von Arbeitsunfahigkeit bedrohte Personen mit oder ohne bestehendem Arbeitsver-
haltnis sowie gesundheitlich beeintrachtigte Personen ab dem 13. Altersjahr, die noch nicht er-
werbstéatig waren ins Erwerbsleben eingegliedert werden. Sie ermdglichen ein rasches Einsteigen
zur Verhinderung einer moéglichen Verschlechterung. Die Moéglichkeiten sind zeitlich und finanziell
begrenzt.

2.1.3  Eingliederungsmassnahmen

Die IV gewahrt in erster Linie Eingliederungsmassnahmen zwecks Wiedereingliederung ins Erwerbsle-
ben. Versicherte Personen missen alle Massnahmen aktiv unterstiitzen, die ihrem Gesundheitszustand
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angepasst sind und zu ihrer Eingliederung ins Erwerbsleben getroffen werden. Bei einer Anmeldung fiir
Eingliederungsmassnahmen oder fir eine Rente wird der Anspruch auf eine Rente erst gepruft, wenn
die Erwerbsfahigkeit nicht durch zumutbare Eingliederungsmassnahmen wiederhergestellt, erhalten
oder verbessert werden kann. Die IV kennt folgende Eingliederungsmassnahmen:

Integrationsmassnahmen: Integrationsmassnahmen sollen auf Massnahmen beruflicher Art vor-
bereiten. Sie schliessen die Liicke zwischen sozialer und beruflicher Integration.

Massnahmen beruflicher Art: Massnahmen beruflicher Art sollen den (Wieder)einstieg in eine
Erwerbstatigkeit erleichtern und zielen in der Regel auf die Verwertung der Arbeit im regularen Ar-
beitsmarkt ab. Sie beinhalten eine Vielzahl konkreter Méglichkeiten (z.B. Berufsberatung, Ausbil-
dung, Vorbereitung auf eine Tatigkeit im geschiitzten Rahmen, Umschulung, Arbeitsvermittiung).

Massnahmen zur Wiedereingliederung von Rentenbeziiger/innen: Diese Massnahmen zielen
auf die Verbesserung der Erwerbsfahigkeit von Rentenbeziigern bzw. Rentenbeziigerinnen ab.

Medizinische Massnahmen: Diese umfassen einerseits die notwendigen medizinischen Massnah-
men zur Behandlung eines anerkannten Geburtsgebrechens und anderseits, unabhangig vom Vor-
liegen eines Geburtsgebrechens, geeignete medizinische Massnahmen, die unmittelbar auf die Ein-
gliederung ins Erwerbsleben oder in den Aufgabenbereich gerichtet sind. Massnahmen zur Behand-
lung eines Geburtsgebrechen werden bis zur Vollendung des 20. Altersjahrs von der IV (ibernom-
men. Medizinische Massnahmen zur Eingliederung kénnen bis zum vollendeten 25. Altersjahr tber-
nommen werden.

Abgabe von Hilfsmittel: Bendtigte Hilfsmittel zur selbstandigen Bewaltigung des privaten Alltags
und fur die Auslibung einer Arbeit, fur die Schulung, die Aus- und Weiterbildung oder die Betatigung
im Aufgabenbereich

2.1.4 Finanzielle Leistungen

Neben den Eingliederungsmassnahmen erbringt die 1V folgende Geldleistungen:

Taggelder: Die Taggelder dienen der Existenzsicherung wahrend der Eingliederungsmassnahmen
(zur Integration oder beruflicher Art sowie medizinischen Massnahmen) und basieren auf dem zu-
letzt erzielten Einkommen. Bei einer erstmaligen beruflichen Ausbildung entspricht die Hohe der
Taggelder dem branchen(blichen Lohn.

Renten: Bei anhaltender ganzer oder teilweiser Invaliditat, welche aktuell nicht weiter reduziert wer-
den kann, bezahlt die IV (Teil-)Renten. Es wird zwischen den ordentlichen (Personen, die im Er-
werbsprozess gestanden haben) und ausserordentlichen Renten (fiir Geburts-/Friihbehinderte) un-
terschieden.

Hilflosenentschadigung/Intensivpflegezuschlag: Wenn Versicherte in den alltaglichen Lebens-
verrichtungen oder im Alltag auf Hilfe anderer Personen angewiesen sind, kann Anspruch auf die
Ausrichtung einer Hilflosenentschadigung resultieren. Fir Kinder existiert als zusatzliche Leistung
der Intensivpflegezuschlag, wenn die bendtigte Unterstiitzung einen erheblichen zeitlichen Mehr-
aufwand verursacht.

Assistenzbeitrage: Assistenzbeitrage werden zusatzlich zur Hilflosenentschadigung ausgerichtet
fur Hilfeleistungen, die von der versicherten Person bendtigt und regelmassig von einer von dieser
angestellten, natlrlichen Person erbracht werden. Im Zentrum steht dabei, Versicherten ein mdg-
lichst selbstbestimmtes Leben zu ermdglichen. Zuhause lebende Versicherte werden mit diesem
Modell zu Arbeitgeber/innen, die Assistenzpersonen fir die bendtigten Hilfeleistungen anstellen.
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e Geschiitzte Arbeit, Tagesstruktur und Wohnen: Obschon dies keine IV-Leistung im Sinne der
Versicherung darstellt, wird durch die Anerkennung einer Person als invalid der Zugang zu den
kantonal anerkannten Angeboten in den Bereichen Arbeit, Struktur und Wohnen ermdglicht. Da dies
fur betroffene Versicherte von zentraler Bedeutung sein kann, wird unter dem Kapitel der Invaliden-
versicherung ebenfalls kurz darauf eingegangen.

2.2 Anspruchsberechtigung — versicherungsmassige Voraussetzungen

2.21 Einleitung zu den Anspruchsvoraussetzungen bei der IV

Als erstes stellt sich die Frage, ob die versicherungsméassigen Voraussetzungen erfiillt sind, um einen
Leistungsanspruch der IV geltend machen zu kénnen. Um einen Anspruch auf Leistungen der IV zu
begriinden, muss eine Person bei der IV versichert sein (Versicherteneigenschaft).

Je nach Staatsangehdrigkeit missen Auslander/innen weitere Voraussetzungen erfiillen (s. Kurzcheck-
Versicherungsmassige Voraussetzungen fiir die Zusprache von Leistungen der 1V)..

Fir einen Rentenanspruch mussen Auslander/innen, wie Schweizer/innen, drei Beitragsjahre vor dem
Eintritt des Versicherungsfalls aufweisen.

Als zweites ist die Erfullung von Art und Schwere des Gesundheitsschadens fur eine spezifische Mas-
snahme der IV zu prifen (leistungsspezifische Voraussetzungen). Nur wenn die versicherungsmassi-
gen und die leistungsspezifischen Voraussetzungen erfiillt sind, besteht Anspruch auf eine Leistung der
\A

Leistungen der IV setzten je nach Leistungsart eine bereits eingetretene oder dro-
hende Invaliditat voraus. Fiir jede beantragte Leistung ist der Eintritt der Invaliditat
separat zu bestimmen. Wenn vom «Eintritt der Invaliditat» gesprochen wird, bezieht
sich das auf die Art und Schwere des Gesundheitsschadens, welche fiir die Begriin-
dung eines Anspruchs auf die jeweilige Leistung erforderlich ist. Der Zeitpunkt des
Eintritts der Invaliditit hat eine zentrale Bedeutung. Massgebend fiir die Bestim-
mung des Zeitpunkts ist, wann eine Leistung das erste Mal aus Sicht der IV objektiv
angezeigt gewesen ware.

Wenn eine Person mit Behinderung in die Schweiz einreist, muss konkret begriindet werden kdénnen,
weshalb eine spezifische Leistung gesundheitsbedingt erst jetzt angezeigt ist - und zwar unabhangig
davon, wie die Umstande (Schul- und Bildungssystem, Gesundheitswesen, etc.) im Heimatland sind.

2.2.2  Anspruchsberechtigte und Einschrankungen

Ein Leistungsanspruch bei der |V setzt grundsatzlich voraus, dass eine Person bei der AHV/IV versichert
ist und vor dem Invaliditatseintritt fir die jeweils beantragte Leistung Beitrage bezahlt hat bzw. im Ver-
sicherungsfall rickwirkend einbezahlen kann. Die Beitragspflicht besteht fir alle Erwerbstatigen (ab
dem 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahr) und fiir alle Nichterwerbstatigen ab dem 1. Januar
nach Vollendung des 20. Altersjahres. Im Falle der Rente muss die Person im Zeitpunkt des Antrags
nicht in der IV versichert sein.

Versichert sind Personen, die in der Alters- und Hinterlassenenversicherung obligatorisch oder freiwillig
versichert sind. Grundsatzlich sind das alle natirlichen Personen, die in der Schweiz wohnhaft sind oder
einer Erwerbstatigkeit nachgehen.
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Damit unterstehen auch Asylsuchende sowie vorlaufig aufgenommene Auslander/innen und Flicht-
linge/Staatenlose der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung. Sind diese Personen nicht
erwerbstatig, werden die Beitrage allerdings erst festgesetzt und eingefordert, wenn sie als Fliicht-
linge/Staatenlose anerkannt werden, eine Aufenthaltsbewilligung erhalten oder wegen Alter, Todesfall
oder Invaliditat ein Leistungsanspruch der AHV oder IV entsteht (vgl. Kapitel Beitragspflicht fir Nichter-
werbstatige). Dies kann dazu flhren, dass bei diesem Personenkreis keine oder zu wenig Beitragsjahre
fur die beantragte Leistung erflllt sind, weil sie bei Eintritt der Invaliditat fir die beanspruchte Leistung
zu wenig Beitragsjahre in der Schweiz aufweisen oder noch gar nicht in der Schweiz Wohnsitz hatten.
Ist eine (rickwirkende) AHV/IV-Beitragszahlung maéglich, kann die erforderliche Beitragspflicht unter
Umstanden nachtraglich erfullt werden. Allerdings ist zu beachten, dass Beitrage lediglich bis maximal
5 Jahre riickwirkend bezahlt werden kdnnen und nur fir fehlende Beitragszeiten, wahrend welchen
Wohnsitz in der Schweiz bestand. Dies kann fur einzelne Leistungen bedeutsam sein.

Von der Beitragserfillung als Voraussetzung fiir den Bezug von IV-Leistungen wird in Ausnahmen ab-
gesehen. Dies gilt generell fir Minderjahrige (unter 20-jahrige), bei denen ein Elternteil Beitrage bezahit
haben muss. Andere Spezialflle haben fiir die vorliegende Ubersicht keine Relevanz.

2.2.3  Vorbemerkung zur Relevanz der Art der Bewilligung von Auslander/innen

Fir die Beurteilung der Anspriiche von Auslander/innen bei der IV und den Erganzungsleistungen ist
primar nicht die Art der Bewilligung entscheidend, sondern

e o0b es sich um EU/EFTA-Staatsangehdrige handelt,
e o0b es sich um Flichtlinge/Staatenlose handelt, oder
e ob die Schweiz mit dem Herkunftsland ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat.

Da die Rechtsstellung von Flichtlingen/Staatenlosen im Bundesbeschluss Uber die Rechtsstellung der
Flichtlinge und Staatenlosen in der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (FIiB) geregelt
wird, sind Sozialversicherungsabkommen primar fir Auslander/innen mit Bewilligung N (Asylsuchende)
oder F (vorlaufig aufgenommene Auslander/innen) relevant.

2.2.4  Anspruchsprifung fur Flichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene
Fluchtlinge (F Fluchtling)

Anerkannte und vorlaufig aufgenommene Flichtlinge sowie Staatenlose unterstehen dem Bundesbe-
schluss Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge und Staatenlosen in der Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung (FIuB).

Sie haben unter den gleichen Voraussetzungen Anspruch auf eine ordentliche Rente und eine Hilflo-
senentschadigung wie Schweizer/innen. Ebenfalls unter den gleichen Voraussetzungen wie Schweizer
Birger/innen haben erwerbstatige Flichtlinge/Staatenlose Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen,
wenn sie unmittelbar vor dem Invaliditatseintritt Beitrdge an die Invalidenversicherung entrichtet haben,
und Nichterwerbstatige und minderjahrige Kinder, wenn sie sich unmittelbar vor Eintritt der Invaliditat
ununterbrochen wahrend mindestens eines Jahres in der Schweiz aufgehalten haben. Auf eine ausser-
ordentliche Rente (ausbezahlt als Erganzungsleistungen, vgl. Kapitel « Sonderfall der rentenlosen und
plafonierten Ergénzungsleistungen») haben sie Anspruch wie Schweizer/innen, wenn sie sich unmittel-
bar vor dem Zeitpunkt, von welchem an die Rente verlangt wird, ununterbrochen finf Jahre in der
Schweiz aufgehalten haben.
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2.2.5 Anspruchsprifung fir vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen
im Asylverfahren (N) ohne Sozialversicherungsabkommen

Auslandische Staatsangehdrige sind anspruchsberechtigt, solange sie ihren Wohnsitz und gewdhnli-
chen Aufenthalt in der Schweiz haben und sofern sie bei Eintritt der Invaliditat wahrend mindestens
eines vollen Jahres Beitrage geleistet oder sich ununterbrochen wahrend zehn Jahren in der Schweiz
aufgehalten haben.

Fir einen Rentenanspruch sind drei volle Beitragsjahre vor Eintritt der Invaliditat in der Schweiz erfor-
derlich. Fir Auslander/innen wird damit, zusatzlich zu den allgemeinen Voraussetzungen, eine be-
stimmte Beitrags- oder Aufenthaltszeit bei Eintritt der Invaliditat vorausgesetzt.

Bei Versicherten, die das 20. Altersjahr noch nicht vollendet haben, gilt die Beitrags- oder Aufenthalts-
zeit auch vertretend durch einen Elternteil als erfillt. Parallel muss das Kind in der Schweiz invalid
geboren sein oder sich bei Eintritt der Invaliditat mindestens seit einem Jahr oder seit der Geburt unun-
terbrochen in der Schweiz aufgehalten haben. Den in der Schweiz invalid geborenen Kindern gleichge-
stellt sind Kinder mit Wohnsitz und gewohnlichem Aufenthalt in der Schweiz, die im Ausland invalid
geboren sind und deren Mutter sich dort maximal wahrend zwei Monaten vor Geburt aufgehalten hat.

2.2.6  Anspruchsprifung fir vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen
im Asylverfahren (N) mit Sozialversicherungsabkommen

Auslandische Staatsangehorige sind anspruchsberechtigt, solange sie ihren Wohnsitz und gewoéhnli-
chen Aufenthalt in der Schweiz haben und sofern sie bei Eintritt der Invaliditdt wahrend mindestens
eines vollen Jahres Beitrage geleistet oder sich ununterbrochen wahrend zehn Jahren in der Schweiz
aufgehalten haben. Fir einen Rentenanspruch sind drei volle Beitragsjahre vor Eintritt der Invaliditat in
der Schweiz erforderlich. Fur Auslander/innen wird damit, zusatzlich zu den allgemeinen Voraussetzun-
gen, eine bestimmte Beitrags- oder Aufenthaltszeit bei Eintritt der Invaliditat vorausgesetzt.

Bei Versicherten, die das 20. Altersjahr noch nicht vollendet haben, gilt die Beitrags- oder Aufenthalts-
zeit auch vertretend durch einen Elternteil als erfullt. Parallel muss das Kind in der Schweiz invalid
geboren sein oder sich bei Eintritt der Invaliditat mindestens seit einem Jahr oder seit der Geburt unun-
terbrochen in der Schweiz aufgehalten haben. Den in der Schweiz invalid geborenen Kindern gleichge-
stellt sind Kinder mit Wohnsitz und gewéhnlichem Aufenthalt in der Schweiz, die im Ausland invalid
geboren sind und deren Mutter sich dort maximal wahrend zwei Monaten vor Geburt aufgehalten hat.

Im Einzelfall ist zu prifen, ob ein Sozialversicherungsabkommen zur Anwendung kommt. Diese kénnen
grosszugigere Regelungen bei der Anspruchsberechtigung der verschiedenen IV-Leistungen vorsehen.
Bezlglich IV-Rente ist zusatzlich anzumerken, dass bei ungeniigenden Beitragsjahren fir eine Rente
aber bestehendem Sozialversicherungsabkommen mit dem Heimatstaat, eine Anrechnung von Versi-
cherungszeiten, die im anderen Vertragsstaat oder je nach Abkommen auch in einem Drittstaat geleistet
wurden, fir die Begrindung des Anspruchs auf eine IV-Rente méglich ist. Ggf. besteht der Anspruch
auf rentenlose bzw. plafonierte Erganzungsleistungen vgl. Kapitel « Sonderfall der rentenlosen und pla-
fonierten Ergdnzungsleistungen»). Fir Personen aus Drittstaaten ohne Abkommen besteht diese Mog-
lichkeit nicht.

2.2.7  Anspruchsprifung fur Personen mit Schutzstatus S

Bei Einreise bereits vorbestandene invalidisierende Leiden: Personen mit Schutzstatus S aus Nichtver-
tragsstaaten (z.B. Ukraine) haben grundsatzlich keinen Anspruch auf IV-Leistungen, da ein Versiche-
rungsfall nur dann zu einem Leistungsanspruch flihren kann, wenn diesem entweder mindestens ein
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Beitragsjahr oder ein 10-jahriger Aufenthalt in der Schweiz vorausgegangen ist. Fir eine ordentliche V-
Rente mussen vor Eintritt des Versicherungsfalles drei Beitragsjahre zurtickgelegt worden sein.

Verlasst eine Person mit Schutzstatus S aus Nichtvertragsstaaten (z.B. Ukraine) die Schweiz definitiv,
ist ein Export von Leistungen nicht méglich. Allenfalls besteht ein Anspruch auf die Rickvergutung der
geleisteten AHV-Beitrage.

Versicherungsfalle, die nach einjahriger Beitragsleistung bzw. Aufenthalt erstmals auftreten, kbnnen zu
Leistungsanspriichen fiihren.

2.3 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e ATSG:Art.7/Art. 8

e AHVG: Art. 1a/Art. 2/ Art. 3/ Art. 14 Abs. 2bis / Art. 16 Abs. 1

o IVG:Art. 1b/Art. 6 / Art. 7d / Art. 12-13 / Art. 14a / Art. 21/ Art. 22 / Art. 36 / Art. 42 / Art. 424quater

o FIUB: Art. 1/Art. 2

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr.4.01 «Leistungen der Invalidenversicherung»

e Nr.11.01  «AHV/IV Informationen flir Flichtlinge und Staatenlose»

2.4 Die Friherfassung

2.4.1  Anspruchsberechtigte Personen

Grundsatzlich bestehen keine Einschrankungen, zumal es sich lediglich um eine erste Orientierung
handelt und keine Leistungen gesprochen werden. Geht aus der Friherfassung hervor, dass die IV
nicht zustandig ist, wird auf das Gesuch nicht weiter eingegangen. Zur Friherfassung angemeldet wer-
den koénnen versicherte Personen ab dem 13. Lebensjahr.

2.4.2  Spezifika nach Art der Bewilligung:

Spezifische Voraussetzungen fiir Auslander/innen bestehen keine.

2.4.3  Geltendmachung und Fristen

Im Gegensatz zur Anmeldung fir Eingliederungsmassnahmen und Renten, sind eine Vielzahl von Per-
sonen und involvierten Stellen zur Meldung einer Person flr die Friherfassung berechtigt. So kann
diese Meldung u.a. durch Familienangehorige, Arbeitgebende, andere Versicherungen, die Sozialhilfe,
kantonale Briickenangebote oder involvierte Arzte erfolgen. Wichtig ist, dass Versicherte Uber die Mel-
dung informiert werden missen.

Fir die Friherfassung existiert ein spezifisches Formular, welches online abgerufen werden kann.
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244  Fallbeispiel

Frau M. hat seit rund einem Jahr im Rahmen ihrer 50% Stelle als Hilfsarbeiterin regelméassige gesund-
heitsbedingte Absenzen. Nach ergebnislosen Gesprachen des Arbeitgebers mit der Versicherten, wen-
det er sich schlussendlich Uber die Frilherfassung an die IV und informiert Frau M. dariber. Die IV lernt
Frau M. bei einem personlichen Gesprach kennen und spricht mit dem behandelnden Arzt. Schluss-
endlich zeigt sich, dass Frau M. an einer rezidivierenden depressiven Stérung leidet. Es wird eine V-
Anmeldung empfohlen.

24.5 Quellen
Gesetzliche Grundlagen:
* IVG: Art. 3a-3¢
o IVV: Art. {ter-fauinquies

Kreisschreiben und Wegleitungen:

KSBEM: Kreisschreiben lber die beruflichen Eingliederungsmassnahmen der IV

Offizielle Merkblatter, Websites:

Nr. 4.12 «Eingliederungsorientierte Beratung, Friherfassung und Frihintervention»

Formular:
e «Meldeformular fur Erwachsene: Friherfassung»
o «Meldeformular fur Jugendliche: Friherfassung»

https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.5 Die Fruhintervention

2.5.1  Anspruchsberechtigte Personen

Grundsatzlich bestehen keine Einschrankungen. Zu beachten ist, dass auf Massnahmen der Frihinter-
vention kein Rechtsanspruch besteht. Versicherte kbnnen gegen die Verweigerung von Frihinterventi-
onsmassnahmen keine Rechtsmittel ergreifen. Die Frihintervention richtet sich an versicherte Personen
ab dem 13. Altersjahr.

2.5.2  Spezifika nach Art der Bewilligung

Spezifische Voraussetzungen fir Auslander/innen bestehen keine.

2.5.3 Geltendmachung und Fristen

Fir Massnahmen der Frihintervention ist eine IV-Anmeldung («Anmeldung fur Erwachsene: Berufliche
Integration / Rente» oder «Anmeldung fiir Minderjahrige: Medizinische Massnahmen, Berufliche Mass-
nahmen und Hilfsmittel») notwendig.
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Sollten Massnahmen der Frihintervention in Frage kommen, empfiehlt es sich frithestmdglich (bei dro-
hender Invaliditdt oder Verschlechterung des Gesundheitszustandes) mit der IV in Kontakt zu treten.
Eine vorgangige Meldung zur Friherfassung ist nicht notwendig.

2.5.4  Fallbeispiel

Herr T. ist Hilfsarbeiter im Lager und muss schwere Lasten heben. Mit den Rickenproblemen wird es
immer schlimmer. Nach einem Bandscheibenvorfall wird Herr T. durch seinen Arzt arbeitsunfahig ge-
schrieben und es wird eine Anmeldung bei der IV empfohlen. Die Arbeitgeberin signalisiert, Herr T.
gerne behalten zu wollen. Die IV bezahlt im Rahmen der Frihintervention einen Staplerkurs, damit Herr
T. weniger schwer tragen und mehr Auftrdge mit dem Stapler erledigen kann. Zudem bezahlt die IV ein
Schwimmbad-Abo, da der Arzt dies dringlich empfohlen hat. Parallel prift sie, ob Eingliederungsmass-
nahmen angezeigt sind. Sie ist im Kontakt mit Herrn T., seinem Arzt und der Arbeitgeberin.

2.5.5 Quellen
Gesetzliche Grundlagen:
e IVG: At 7d

e IVV: Art. {sexies_qocties

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSBEM: Kreisschreiben uber die beruflichen Eingliederungsmassnahmen der |V

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr.4.12 «Eingliederungsorientierte Beratung, Friherfassung und Frihintervention»

Formulare:
e «Anmeldung fur Erwachsene: Berufliche Integration / Rente»

e «Anmeldung fur Minderjahrige: Medizinische Massnahmen, Berufliche Massnahmen und Hilfsmit-
tel» https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.6 Eingliederungsmassnahmen

2.6.1 Grundlagen

Eingliederungsmassnahmen umfassen die Beratung und Begleitung, Integrationsmassnahmen zur Vor-
bereitung auf eine berufliche Eingliederung, Massnahmen beruflicher Art sowie medizinische Massnah-
men und die Abgabe von Hilfsmittel.

26.2 Anspruchsprifung fur Flichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene
Flichtlinge (F Flichtling) auf Eingliederungsmassnamen

Die Anspriiche der Fliichtlinge/Staatenlose auf Eingliederungsmassnahmen sind im (FIiB) geregelt.
Dieses unterscheidet folgende Anspruchsgruppen:
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o Erwerbstitige Fliichtlinge/Staatenlose mit Wohnsitz und gewdéhnlichem Aufenthalt in der
Schweiz haben Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen der IV, wenn sie unmittelbar vor Eintritt
der Invaliditat Beitrage entrichtet haben (d.h. sie missen keine Mindestbeitragsdauer erfiillen).

e Unter 20-jahrige oder nichterwerbstatige Fliichtlinge/Staatenlose haben Anspruch auf Einglie-
derungsmassnahmen der IV, wenn sie sich unmittelbar vor ,Eintritt der Invaliditat* ununterbrochen
wahrend mindestens eines Jahres in der Schweiz aufgehalten haben oder in der Schweiz invalid
geboren sind oder sich seit der Geburt ununterbrochen in der Schweiz aufgehalten haben. Den in
der Schweiz invalid geborenen Kindern gleichgestellt sind Kinder mit Wohnsitz und gewdhnlichem
Aufenthalt in der Schweiz, die im Ausland invalid geboren sind und deren Mutter sich dort maximal
wahrend zwei Monaten vor Geburt aufgehalten hat.

2.6.3  Anspruchsprifung fir vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen
im Asylverfahren (N) ohne Sozialversicherungsabkommen auf Eingliederungsmass-
namen

Bei diesen Staatsangehorigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen des IVG. Es werden folgende
Anspruchsgruppen unterschieden:

e Uber 20-jihrige auslindische Staatsangehérige haben nur dann Anspruch auf Eingliederungs-
massnahmen der IV, solange sie ihren Wohnsitz und gewohnlichen Aufenthalt in der Schweiz haben
und sofern sie bei ,Eintritt der Invaliditat“ wahrend mindestens eines vollen Jahres Beitrage geleistet
haben oder sich ununterbrochen wahrend 10 Jahren in der Schweiz aufgehalten haben

e Unter 20-jdhrige Auslander/innen (das 20. Altersjahr noch nicht vollendet) mit Wohnsitz und ge-
wohnlichem Aufenthalt in der Schweiz, haben auch dann Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen
der IV, wenn

- ihrVater oder ihre Mutter, falls sie auslandische Staatsangehdrige sind, bei Eintritt der Invaliditat
wahrend mindestens eines vollen Jahres Beitrage geleistet oder sich ununterbrochen wahrend
10 Jahren in der Schweiz aufgehalten haben; und wenn

- sie selberin der Schweiz invalid geboren sind oder sich bei Eintritt der Invaliditat seit mindestens
einem Jahr oder seit der Geburt ununterbrochen in der Schweiz aufgehalten haben. Den in der
Schweiz invalid geborenen Kindern gleichgestellt sind Kinder mit Wohnsitz und gewéhnlichem
Aufenthalt in der Schweiz, die im Ausland invalid geboren sind und deren Mutter sich sich dort
maximal wahrend zwei Monaten vor Geburt aufgehalten hat.

2.6.4  Anspruchsprufung fur vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F) und Personen
im Asylverfahren (N) mit Sozialversicherungsabkommen auf Eingliederungsmass-
namen

Die Sozialversicherungsabkommen verlangen fur Eingliederungsmassnahmen die Beitragspflicht un-
mittelbar bevor eine Massnahme erstmals angezeigt ist oder ein Beitragsjahr bevor die Massnahme
erstmals in Betracht kommt. Minderjahrige mussen bei ,Eintritt der Invaliditadt“ mindestens 1 Jahr Wohn-
sitz und gewohnlichen Aufenthalt in der Schweiz gehabt haben oder in der Schweiz invalid geboren sein
oder seit der Geburt ununterbrochen in der Schweiz gewohnt haben, um Anspruch auf Eingliederungs-
massnahmen der IV zu haben.
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2.6.5 Geltendmachung und Fristen

Fir die Prifung beruflicher Eingliederungsmassnahmen ist eine IV-Anmeldung («Anmeldung fir Er-
wachsene: Berufliche Integration/Rente») einzureichen.

2.6.6 Fallbeispiele

Minderjahrige 1: Die mittlerweile 17-jahrige A. hat eine kognitive Behinderung. Sie und ihre Eltern
kamen als Asylsuchende (N) vor 4 Jahren in die Schweiz und wurden als Fliichtlinge (B) anerkannt.
Far A. wird eine Anmeldung flr berufliche Eingliederungsmassnahmen, konkret fur eine erstmalige
berufliche Ausbildung, gepruft. Damit A. Anspruch auf die berufliche Massnahme hat muss sie
selbst zum Zeitpunkt als diese Massnahme das erste Mal angezeigt ist, seit mindestens einem
Jahr Wohnsitz in der Schweiz haben Da die erstmalige berufliche Ausbildung erstmals nach Ab-
schluss der obligatorischen Schulzeit, in der Regel mit 16 Jahren, angezeigt ist und A. bereits 4
Jahre, d.h. seit dem Alter von 13 Jahren, in der Schweiz lebt, hat sie Anspruch auf Eingliederungs-
massnahmen, sofern diese aufgrund des Gesundheitsschadens angezeigt sind.

Uber 20 Jahre alt: Herr K. ist 34 Jahre alt, spricht gut Deutsch und méchte arbeiten. Er ist mit 32
Jahren in die Schweiz eingereist. Aufgrund seiner Beinprothese hat er, seit er 26 Jahre alt ist, mit
korperlichen Tatigkeiten aber grosse Miihe, was die Arbeitssuche erschwert. Er méchte sich un-
mittelbar nach Einreise in die Schweiz als Asylsuchender (N) fiir Eingliederungsmassnahmen bei
der IV anmelden. Das Gesuch ist chancenlos, da Herr K. das vorausgesetzte eine Jahr Wohnsitz
und Aufenthalt in der Schweiz nicht erfullt (Beitragsnachzahlungen nicht méglich). Aber auch nach
einem Jahr Aufenthalt in der Schweiz ware ein Gesuch aussichtslos. Aus Sicht der schweizeri-
schen Invalidenversicherung waren die beruflichen Eingliederungsmassnahmen bereits mit 26
Jahren angezeigt gewesen. Damals hatte Herr K. noch keinen Wohnsitz in der Schweiz. Herr K
war somit bei Eintritt des Versicherungsfalles, d.h. zum Zeitpunkt als die berufliche Massnahme
zum ersten Mal angezeigt gewesen ware, nicht in der schweizerischen Invalidenversicherung ver-
sichert. Er kann deshalb keinen Anspruch auf Leistungen der Invalidenversicherung fir berufliche
Massnahmen im Zusammenhang mit seiner Beinprothese erlangen, da er in Bezug auf diese spe-
zifischen Massnahmen bereits invalid eingereist ist und damit nie die Voraussetzung von einem
Jahr Aufenthalt in der Schweiz vor Eintritt des Versicherungsfalles erfillen kann.

2.6.7 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

IVG: Art. 6 /8 /Art.9/10/

IVV: Art. 1sexies_qocties

Kreisschreiben und Wegleitungen:

KSBEM: Kreisschreiben uber die beruflichen Eingliederungsmassnahmen der IV

Offizielle Merkbléatter, Websites:

Nr. 4.09 «Berufliche Eingliederungsmassnahmen der [V»

Formulare:

«Anmeldung fur Erwachsene: Berufliche Integration / Rente»
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e  «Anmeldung fir Minderjahrige: Medizinische Massnahmen, Berufliche Massnahmen und Hilfsmit-
tel» https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/L eistungen-der-1V

2.7 Taggelder

2.7.1  Grundlagen

Taggelder der IV stehen Versicherten wahrend Abklarungs- und Eingliederungsmassnahmen zur De-
ckung des Lebensbedarfs zu.:

2.7.2 Voraussetzungen fur Taggelder der IV

Vorausgesetzt wird eine Erwerbseinbusse aufgrund der Eingliederung oder eine erstmalige berufliche
Ausbildung der IV. Sozialhilfebezug bedeutet keine Erwerbseinbusse.

Wahrend einer beruflichen Weiterausbildung (im Rahmen der erstmaligen beruflichen Ausbildung) oder
Massnahmen der Frihintervention besteht kein Taggeldanspruch.

Auf den Anspruch von Versicherten mit einer IV-Rente wird in einem separaten Kapitel eingegangen
(vgl. «Eingliederung aus Rente»).

2.8 Geltendmachung und Fristen

Die IV muss von Amtes wegen bei der Zusprache einer Eingliederungsmassnahme prifen, ob Anspruch
auf ein Taggeld besteht.

2.8.1 Quellen
Gesetzliche Grundlagen:

e |VG: Art. 22 bis Art. 25ter

o |IVV: Art. 17 bis Art. 22

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSTI: Kreisschreiben Uber die Taggelder der Invalidenversicherung

Offizielle Merkblatter:
e Nr.4.02 «Taggelder der [V»

2.9 Renten der Invalidenversicherung

29.1 Grundlagen

Bei der IV gilt der Grundsatz «Eingliederung vor Rente». Kann die Erwerbsfahigkeit oder Fahigkeit, sich
im Aufgabenbereich zu betatigen, durch Eingliederungsmassnahmen nicht wiederhergestellt, erhalten
oder verbessert werden, ist der Anspruch auf eine Invalidenrente zu prifen.
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2.9.2  Ordentliche und ausserordentliche Renten sowie Ubergangsleistungen

Die IV unterscheidet drei Leistungsarten im Zusammenhang mit den Renten. Diese werden in den un-
tergeordneten Kapiteln aufgegriffen:

¢ Anspruch auf eine ordentliche Rente haben Versicherte, die vor Eintritt der Invaliditat erwerbstatig
waren und mindestens drei Jahre Beitrage bezahlt haben.

e Anspruch auf eine ausserordentliche Rente fiir Geburts- und Friihbehinderte haben Versi-
cherte, die vor dem 1. Dezember des der Vollendung des 22. Altersjahres folgenden Jahres invalid
geworden sind und keinen Anspruch auf eine ordentliche Rente haben. Sie werden als IV-Renten-
leistung ausgerichtet.

e Anspruch auf eine ausserordentliche Rente haben, sofern die formellen und materiellen Voraus-
setzungen erfillt sind, invalide Angehdrigen von Staaten, die mit der Schweiz ein Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen haben und die keinen Anspruch auf eine ordentliche Rente haben.
In der Regel setzt der Anspruch einen ununterbrochenen Wohnsitz und Aufenthalt von mind. 5 Jah-
ren in der Schweiz voraus (Karenzfrist). Anspruch auf eine Ubergangsleistung bei Arbeitsunfi-
higkeit haben Versicherte, die nach Aufhebung oder Herabsetzung der Rente aufgrund einer Wie-
dereingliederung aus Rente, nach der Wiederaufnahme einer Erwerbstéatigkeit oder der Erhéhung
des Beschaftigungsgrades innerhalb von drei Jahren erneut zu mindestens 50% arbeitsunfahig wer-
den und diese Arbeitsunfahigkeit mindestens 30 Tage gedauert hat und weiter andauert (Schutz-
frist). Die Eingliederung aus Rente wird in einem hier folgenden Unterkapitel betrachtet, da diese
einen Rentenanspruch voraussetzt und daher nicht im Kapitel der beruflichen Eingliederungsmass-
nahmen thematisiert wurde.

293 Revision von IV-Renten

Die IV-Renten werden regelmassig Uberprift (Revision) und bei relevanten Veranderungen entspre-
chend angepasst. Versicherte miissen aber unabhangig der Uberpriifung durch die IV relevante Veran-
derungen der IV melden (Meldepflicht).

2.9.4  Geltendmachung und Fristen

Der Rentenanspruch entsteht friihestens 6 Monate nach Anmeldung bei der Invalidenversicherung. Da-
mit der Rentenanspruch entstehen kann, muss gleichzeitig das sogenannte Wartejahr abgelaufen sein
(anhaltender Arbeitsunfahigkeit von mind. 40 % wahrend 12 Monaten). Der Anspruch auf eine IV-Rente
setzt also eine Anmeldung (fur Berufliche Massnahmen und Rente) voraus. Das Formular kann online
bezogen werden.

Der Anspruch auf eine IV-Rente beginnt friihestens nach Ablauf einer einjahrigen Wartezeit. Wahrend
dieses Jahres muss die Arbeitsunfahigkeit durchschnittlich mindestens 40 Prozent betragen, und nach
Ablauf dieser Frist muss weiterhin eine Erwerbsunfahigkeit in mindestens gleichem Ausmass vorliegen.

2.9.5 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:
e ATSG: Art. 15 bis Art. 17

o |VG: Art. 28 bis Art. 40

e [VV: Art. 25 bis Art. 34

Seite 37


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2002/510/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1959/827_857_845/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1961/29_29_29/de

e FIUB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

¢ RWL: Wegleitung Uber die Renten (RWL) in der Eidgendssischen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenversicherung

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr.4.04 «Invalidenrenten der IV»

Formular:

e «Anmeldung fir Erwachsene: Berufliche Integration / Rente»

https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.10 Ordentliche IV-Renten

2.10.1 Die Hohe der ordentlichen Rente

Die ordentlichen Renten werden anhand der anrechenbaren Beitragsjahre, dem erzielten Erwerbsein-
kommen sowie Erziehungs- und Betreuungsgutschriften berechnet. Eine Vollrente erhalt, wer eine volle
Beitragsdauer aufweist, d.h. keine Beitragsliicken seit dem Jahr, in welchem das 21. Altersjahr erreicht
wurde, hat. Fur Kinder werden Kinderrenten ausgerichtet. Die Kinderrente betragt 40 % der Invaliden-
rente, zu welcher sie ausgerichtet wird. Die Betrage fir eine minimale und eine maximale Invalidenrente
sind unter folgendem Link ersichtlich: Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV

2.10.2 Voraussetzungen fur eine ordentliche Rente:

Versicherte missen wahrend eines Jahres ohne wesentlichen Unterbruch mindestens zu 40 % arbeits-
unfahig gewesen sein und nach Ablauf dieses Jahres zu mindestens 40 % invalid bleiben.

Anspruch auf eine ordentliche Rente der IV haben nur Versicherte, die bei Eintritt der Invaliditat wahrend
drei Jahren AHV/IV-Beitrage bezahlt haben.

Bei Schweizer/innen, EU-/EFTA-Blrger/innen und Vertragsstaatsangehoérigen werden in einem
EU/EFTA-Staat bzw. einem Vertragsstaat (je nach Sozialversicherungsabkommen sogar in einem Diritt-
staat) geleistete Beitragszeiten fir die dreijahrige Mindestbeitragsdauer mitberticksichtigt. Ein Beitrags-
jahr muss jedoch in der Schweiz erfillt worden sein

2.10.3 Auslanderspezifische Prufung
Bei den ordentlichen IV-Renten gibt es keine erganzenden spezifischen Voraussetzungen.

Wer mit einer Behinderung mit invalidisierender Auswirkung auf die Arbeitsfahigkeit in die Schweiz ein-
reist, kann aus dem bestehenden Gesundheitsproblem keinen Rentenanspruch ableiten. Der Eintritt der
Invaliditat fur eine Rente ist in diesen Fallen bereits vor Einreise entstanden, womit die notwendigen
drei Beitragsjahre nicht erfillt sein kénnen.

Wer aufgrund fehlender Beitragsdauer keinen Anspruch auf eine IV-Rente geltend machen kann, hat
unter Umstanden Anspruch auf eine rentenlose Erganzungsleistung (vgl. Kapitel Erganzungsleistun-

gen).
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2.10.4 Geltendmachung und Fristen:

Eine Rente kann friilhestens 6 Monate nach Anmeldung ausgerichtet werden. Der Anspruch auf eine
IV-Rente setzt eine Anmeldung fur Berufliche Massnahmen und Rente voraus. Das Formular kann on-
line bezogen werden.

2.10.5 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:
e ATSG: Art. 15 bis Art. 17

e |VG: Art. 28 bis Art. 40

o IVV: Art. 25 bis Art. 34

e FIUB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

¢ RWL: Wegleitung Uber die Renten (RWL) in der Eidgendssischen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenversicherung, insbes. Rz. 3006 bis 3008. 3016ff

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr.4.04 «Invalidenrenten der IV»

Formular:

e «Anmeldung fur Erwachsene: Berufliche Integration / Rente»

https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.11 Die ausserordentliche IV-Rente fiir Geburts- und Frihbehinderte

Ausserordentliche IV-Renten werden nicht ins Ausland ausgerichtet. Ausgenommen von dieser Rege-
lung ist der Export in einen EU/EFTA-Staat, sofern vor Eintritt der Invaliditdt entweder in der Schweiz
oder dem EU/EFTA-Staat einer Erwerbstatigkeit nachgegangen wurde. Ausserordentliche Renten von
Personen, die nie erwerbstatig waren, werden in allen Fallen nur in der Schweiz gewahrt.

2.11.1 Die Hohe der ausserordentlichen Rente fiir Geburts- und Frihbehinderte

Die ausserordentlichen Renten betragen 133 1/3 Prozent des Mindestsatzes der ordentlichen Vollrente.
Die Betrage fir eine minimale und eine maximale Altersrente sind unter folgendem Link ersichtlich:
Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV

Zu ausserordentlichen Renten werden auch Kinderrenten von 40% ausgerichtet.

2.11.2 Anspruchsvoraussetzungen und Spezifika flr eine ausserordentliche Rente fur Ge-
burts- und Frihbehinderte

Folgende Voraussetzungen missen fir die Ausrichtung einer ausserordentlichen Rente fir Geburts-
und Frihbehinderte erflllt sein:

e Zeitpunkt des Invaliditatseintritts (Alter) und kein Anspruch auf eine ordentliche Rente
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Versicherte miissen von Geburt an oder vor dem 1. Dezember des der Vollendung des 22. Alters-
jahres folgenden Jahres invalid geworden sein und keinen Anspruch auf eine ordentliche Rente
haben.

Altersentsprechende Beitragszeit

Zusatzlich missen sie die altersentsprechend notwendigen Beitragsjahre geleistet haben bzw. leis-
ten kénnen. Bei Nichterwerbstatigen beginnt die AHV/IV-Beitragspflicht am 1. Januar nach Vollen-
dung des 20. Altersjahres. Wer danach erst in die Schweiz einreist, kann die notwendigen Beitrags-
zeiten fir eine ausserordentliche IV-Rente nie erflllen. Beitrage kdnnen nur fiur Zeiten, wahrend
welchen Wohnsitz in der Schweiz bestand, nachbezahlt werden.

Eingliederungsmassnahmen als Voraussetzung fiir Ausldander/innen

Auslander/innen missen fur den Anspruch auf eine ausserordentliche 1V-Rente zusatzlich als Min-
derjahrige Eingliederungsmassnahmen (berufliche Massnahmen, Hilfsmittel oder medizinische
Massnahmen) bezogen haben. Von dieser Regelung sind Flichtlinge und Auslander/innen aus ei-
nem Land, mit welchem ein Sozialversicherungsabkommen besteht, welches die Ausrichtung aus-
serordentlicher Renten vorsieht, ausgenommen.

2.11.3 Beginn des Anspruchs auf Rentenzahlungen

Flichtlinge und Versicherte mit Anspruch auf eine ausserordentliche IV-Rente fir Geburts- und Frih-
behinderte gestiitzt auf ein Sozialversicherungsabkommen miissen eine 5-jahrige Karenzfrist abwarten.

2.11.4 Geltendmachung und Fristen

Eine Rente kann friilhestens 6 Monate nach Anmeldung ausgerichtet werden. Der Anspruch auf eine
IV-Rente setzt eine Anmeldung fur Berufliche Massnahmen und Rente voraus. Das Formular kann on-
line bezogen werden.

Bei Geburts- und Frihinvaliden ist es sinnvoll, die Anmeldung hinsichtlich der werdenden Volljahrigkeit
im Alter von 17 Jahren und 6 Monaten einzureichen.

2.11.5 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

ATSG: Art. 15 bis Art. 17

IVG: Art. 28 bis Art. 40

AHVG: Art. 42 bis Art. 43 (ausserordentliche Renten)

IVV: Art. 25 bis Art. 34

FluB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

RWL: Wegleitung Uber die Renten (RWL) in der Eidgenossischen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenversicherung, insbes. Rz. 7006 bis Rz. 7036 (ausserordentliche Renten)

Offizielle Merkblatter, Websites:

Nr. 4.04 «Invalidenrenten der 1V»
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Formular:

e «Anmeldung fur Erwachsene: Berufliche Integration / Rente»
https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.12 Eingliederung aus Rente

2.12.1 Grundlagen

Kann die Erwerbsfahigkeit voraussichtlich verbessert werden, haben Versicherte, die eine IV-Rente be-
ziehen, sowohl den Anspruch als auch die Pflicht, an geeigneten Massnahmen zur Wiedereingliederung
teilzunehmen. Dazu stehen der IV alle Eingliederungsmassnahmen (Integrationsmassnahmen, Mass-
nahmen beruflicher Art, Hilfsmittel sowie die Beratung und Begleitung von Versicherten oder Arbeitge-
benden) zur Verfligung, sofern diese geeignet sind.

Im Rahmen der Wiedereingliederung aus Rente haben Versicherte sowie Arbeitgebende nach Aufhe-
bung einer Rente drei Jahre Anspruch auf Beratung und Begleitung.

2.12.2 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:
e |VG: Art. 8a

o |VV: Art. 4novies

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Nr. 4.04 «Invalidenrenten der 1V»

2.13 Hilflosenentschadigung

2.13.1 Grundlagen

Ziel der Hilflosenentschadigung der IV ist eine unabhangige Lebensfiihrung von Versicherten. Ist eine
Person aufgrund ihrer gesundheitlichen Beeintrachtigung in alltdglichen Lebensverrichtungen auf die
Hilfe von Drittpersonen angewiesen, kann durch die Hilflosenentschadigung die benétigte Unterstltzung
finanziert werden. Die IV unterscheidet zwischen leichter, mittelschwerer und schwerer Hilflosigkeit.

Der Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung kann fir Erwachsenen wie auch Minderjahrige bestehen.
Auf die spezifischen Voraussetzungen wird in zwei separaten Unterkapiteln eingegangen.

Die Hilflosenentschadigungen werden regelmassig tberpriift (Revision) und bei relevanten Verande-
rungen entsprechend angepasst. Versicherte miissen, unabhangig der Uberpriifung durch die 1V, rele-
vante Veranderungen der IV melden (Meldepflicht).

2.13.2 Geltendmachung und Fristen

Der Anspruch kann frihestens mit Geburt entstehen und dauert maximal bis zum Bezug oder Vorbezug
der Altersrente, wobei die bestehende Hilflosenentschadigung auch im AHV-Alter weiter ausgerichtet
(Besitzstand) wird. Auch bei der Hilflosenentschadigung ist ein Wartejahr abzuwarten.
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Bei einer verspateten Anmeldung kann die Hilflosenentschadigung maximal fir 12 Monate riickwirkend
gewahrt werden.

Es ist empfehlenswert, die genauen Kriterien flr die Berlcksichtigung eines Hilfsbedarfs anhand des
Kreisschreibens zu prifen und mit den Versicherten zu besprechen.

2.13.3 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

IVG: Art. 42 und Art. 42°'s-Art. 42t

IVV: Art. 35 bis Art. 39

FIGB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

KSIH: Kreisschreiben Uber die Invaliditat und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung

Offizielle Merkblatter:

Nr. 4.13 «Hilflosenentschadiqungen der 1V»

Nr. 4.16 «Leistungen der Invalidenversicherung (1V) fir Kinder»

2.14 Hilflosenentschadigung flr Erwachsene

2.14.1 Anspruchsvoraussetzungen und Spezifika fur eine Hilflosenentschadigung fur Er-

wachsene

Wohnsitz und gewdéhnlicher Aufenthalt in der Schweiz:

Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung haben Versicherte mit Wohnsitz und Aufenthalt in der
Schweiz. Die Hilflosenentschadigung wird nicht ins Ausland ausbezahlt (ein kurzfristiger Ausland-
aufenthalt verhindert den Anspruch nicht).

Mindestens eine leichte Hilflosigkeit

Versicherte missen mindestens eine leichte Hilflosigkeit aufweisen. Diese kann auf ein kérperli-
ches, geistiges oder psychisches Gesundheitsproblem zuriickzuflihren sein, welches die Folge ei-
nes Geburtsgebrechens, einer Krankheit oder eines Unfalls ist. Die Invaliditat gilt als eingetreten,
wenn die Kriterien fir eine Hilflosenentschadigung mindestens leichten Grades wahrend eines Jah-
res (Wartezeit) ohne Unterbruch erflllt waren und die Hilflosigkeit weiterhin andauert.

Wohnsitz bei Eintritt der Hilflosigkeit

Bei Schweizer/innen, EU/EFTA-Burger/innen und Flichtlingen spielt es keine Rolle, ob die Hilflo-
sigkeit erst mit Wohnsitznahme in der Schweiz oder schon friher eingetreten ist. Dasselbe gilt in
der Regel fir Staatsagehdrigen von Staaten, mit denen ein Sozialversicherungsabkommen besteht.

Angehorigen von Staaten ohne Sozialversicherungsabkommen erhalten nur dann eine Hilflosenent-
schadigung, wenn sie bei Eintritt der Invaliditat bereits wahrend einem Jahr Beitrage bezahlt oder
sich 10 Jahre in der Schweiz aufgehalten haben.

Seite 42


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1959/827_857_845/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1961/29_29_29/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1963/37_37_37/de
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/18480
https://sozialversicherungen.admin.ch/de/d/18480
https://www.ahv-iv.ch/p/4.13.d
https://www.ahv-iv.ch/p/4.16.d

2.14.2 Geltendmachung und Fristen

Der Anspruch muss beantragt werden. In der Regel wird bei einem Hausbesuch durch die IV abgeklart,
ob eine Hilflosigkeit ausgewiesen ist. Beziehen Versicherte als Kind bereits eine Hilflosenentschadi-
gung, sollte diese beim Ubertritt ins Erwachsenenalter von Amtes wegen Uberpriift werden. Es lohnt
sich aber, die IV vor Volljahrigkeit auf den Wechsel ins System fiir Erwachsene hinzuweisen. Bei Kin-
dern muss die Hilflosenentschadigung quartalsweise der IV in Rechnung gestellt werden — bei Erwach-
senen wird die Pauschale automatisch ausbezahlt.

Der Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der IV besteht bis zum Bezug oder Vorbezug der Alters-
rente, wobei die bisherige Hilflosenentschadigung bei Weiterbestehen der Hilflosigkeit in der gleichen
Hohe auch im AHV-Alter weiter ausgerichtet wird (Besitzstand). Auch bei der Hilflosenentschadigung
ist ein Wartejahr abzuwarten. Bei einer verspateten Anmeldung kann die Hilflosenentschadigung maxi-
mal fir 12 Monate riickwirkend gewahrt werden.

Es ist empfehlenswert, die genauen Kriterien fur die Berlcksichtigung eines Hilfsbedarfs anhand des
Kreisschreibens zu prifen und mit Versicherten zu besprechen.

2143 Quellen
Gesetzliche Grundlagen:

e |VG: Art. 42 und Art. 42t

o IVV: Art. 35/ Art. 35 / Art. 35"/ Art. 37 / Art. 38

e FIUB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSIH: Kreisschreiben uber die Invaliditat und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung

Offizielle Merkblatter:
e Nr. 4.13 «Hilflosenentschadigungen der IV»

Formulare:

e Nr. 001.004 «Anmeldung fur Erwachsene: Hilflosenentschadigung IV»

https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.15 Hilflosenentschadigung fur Minderjahrige

Bei Minderjahrigen ist zu beachten, dass auch Kinder ohne eine Behinderung auf Hilfe durch erwach-
sene Personen angewiesen sind. Relevant fur die Hilflosigkeit ist lediglich die invaliditdtsbedingte Hilflo-
sigkeit.

2.15.1 Intensivpflegezuschlag

Bendtigen Kinder aufgrund der gesundheitlichen Situation im Tagesdurchschnitt mindestens vier Stun-
den zusatzliche Betreuung, so haben sie Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag. Dieser richtet sich
nach dem Mehraufwand gegenuber gleichaltrigen Kindern ohne eine Behinderung. Relevant fir den
Intensivpflegezuschlag ist lediglich der invaliditatsbedingte Mehraufwand. Der Intensivpflegezuschlag
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wird ab einem anerkannten Mehraufwand von 4 Stunden ausgerichtet, im Gegensatz zur Hilflosenent-
schadigung, wo es lediglich entscheidend ist, ob eine Hilflosigkeit besteht oder nicht.

Eine Hilflosenentschadigung wird fiir den Intensivpflegezuschlag vorausgesetzt.

2.15.2 Anspruchsvoraussetzungen fir eine Hilflosenentschadigung fur Minderjahrige

e Wohnsitz und gewohnlicher Aufenthalt in der Schweiz:
Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung kénnen Versicherte mit Wohnsitz und Aufenthalt in der
Schweiz geltend machen. Die Hilflosenentschadigung wird nicht ins Ausland ausbezahlt.

¢ Mindestens eine leichte Hilflosigkeit:
Versicherte mussen mindestens eine leichte Hilflosigkeit aufweisen. Diese kann auf ein kdrperli-
ches, geistiges oder psychisches Gesundheitsproblem zuriickzuflihren sein, welches die Folge ei-
nes Geburtsgebrechens, einer Krankheit oder eines Unfalls ist.

Die Invaliditat gilt als eingetreten, wenn die Kriterien fur eine Hilflosenentschadigung mindestens
leichten Grades wahrend eines Jahres (Wartezeit) ohne Unterbruch erflllt waren und die Hilflosig-
keit weiterhin andauert.

Fur den Intensivpflegezuschlag missen die erforderlichen Zeitaufwande ausgewiesen und der An-
spruch auf eine Hilflosenentschadigung gegeben sein.

o Wohnsitz bei Eintritt der Hilflosigkeit:
Bei Schweizer/innen, EU/EFTA-Burger/innen und Flichtlingen spielt es keine Rolle, ob die Hilflo-
sigkeit erst mit Wohnsitznahme in der Schweiz oder schon friher eingetreten ist. Dasselbe gilt in
der Regel fir Staatsagehdrigen von Staaten, mit denen ein Sozialversicherungsabkommen besteht.

Auslandische Kinder aus Nichtvertragsstaaten missen fiir den Anspruch auf eine Hilflosenentscha-
digung dieselben Voraussetzungen wie fur Eingliederungsmassnahmen erfullen

2.15.3 Geltendmachung und Fristen

Der Anspruch muss beantragt werden. In der Regel wird bei einem Hausbesuch durch die IV abgeklart,
ob eine Hilflosigkeit ausgewiesen ist. Bei Kindern muss die Hilflosenentschadigung quartalsweise der
IV in Rechnung gestellt werden — bei Erwachsenen wird die Pauschale automatisch ausbezahlt.

Mit dem Ubertritt ins Erwachsenenalter wird die Systematik der Auszahlung grundsétzlich von Amtes
wegen angepasst und der Bedarf neu geprtft. Dennoch ist es empfehlenswert, vor dem 18. Geburtstag
diesbezlglich bei der IV nachzufragen.

Bei einer verspateten Anmeldung kann die Hilflosenentschadigung maximal fir 12 Monate rickwirkend
gewahrt werden. Es ist empfehlenswert, die genauen Kriterien flir die Berlicksichtigung eines Hilfsbe-
darfs anhand des Kreisschreibens zu prifen und mit Versicherten zu besprechen. In den Anhangen
zum Kreisschreiben gibt es tabellarische Ubersichten, welche Bereiche bei der Hilflosigkeit wann (und
ab welchem Alter) anerkannt und wie viel Zeit beim Intensivpflegezuschlag bertcksichtigt werden koén-
nen.

2.15.4 Quellen
Gesetzliche Grundlagen

e |VG: Art. 42 und Art. 42ter

o IVV: Art. 35/ Art. 35 / Art. 35"/ Art. 36 / Art. 37
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e FIUB: Art. 1

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSIH: Kreisschreiben Uber die Invaliditat und Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung

Offizielle Merkblatter:
e Nr. 4.13 «Hilflosenentschadigungen der 1V»

e Nr. 4.16 «Leistungen der Invalidenversicherung (1V) fiir Kinder»

Formular:

e Nr. 001.005 «Anmeldung fur Minderjahrige: Hilflosenentschadigung»
https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.16  Assistenzbeitrag

2.16.1 Grundlagen

Der Assistenzbeitrag erméglicht Versicherten mit erheblichem Unterstiitzungsbedarf, die nicht in einem
Heim leben moéchten, ein selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben. Im Assistenzmodell wer-
den Versicherte zu Arbeitgebenden. Die ermittelten Assistenzbeitrage sollen die bendtigte Unterstit-
zung sicherstellen, indem Assistenzpersonen fur die Hilfe angestellt werden.

2.16.2 Geltendmachung und Fristen

Der Anspruch entsteht friihestens mit der Anmeldung fir Assistenzbeitrdge und endet, wenn die Vo-
raussetzungen nicht mehr gegeben sind, die berechtigte Person stirbt oder eine AHV-Rente (oder den
Vorbezug einer AHV-Rente) erhalt. Beim Ubertritt ins AHV-Alter werden Assistenzbeitrage durch die
AHV im Sinne des Besitzstandes weitergewahrt.

Zur Anmeldung fur Assistenzbeitrdge existieren Formulare fir Erwachsene und Kinder.

2.16.3 Anspruchsvoraussetzungen und Spezifika

Sind die oben genannten Voraussetzungen erfullt, fallen keine weiteren Anspruchskriterien aufgrund
der Art der Bewilligung an. Zentraler Faktor bei Auslander/innen ist es, ob fir den Anspruch auf eine
Hilflosenentschadigung die Voraussetzungen erfiillt sind (vgl. Kapitel Hilflosenentschadigung).

2.16.4 Quellen
Gesetzliche Grundlagen

o IVG: Art. 42auater bis Art, 420cties

e [VV: Art. 39a bis Art. 39j

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e KSAB: Kreisschreiben lber den Assistenzbeitrag
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Offizielle Merkblatter:
e Nr.4.14 «Assistenzbeitrag der [V»

Formulare:
e Nr. 001.006 «Anmeldung fir Erwachsene: Assistenzbeitrag»

e Nr. 001.007 «Anmeldung fur Minderjahrige: Assistenzbeitrag»
https://www.ahv-iv.ch/de/Merkblatter-Formulare/Formulare/Leistungen-der-1V

2.17 Geschitzte Arbeit, Tagesstruktur und Wohnen

2.17.1 Geschuitzte Arbeit, Tagesstruktur und Wohnen

Der Zugang zu einem selbstbestimmten Leben und der Teilhabe in der Gesellschaft ist fir Menschen
mit Behinderung nach wie vor oft erschwert. Wichtige Entwicklungen und Themen wurden dank der
Ratifizierung der UNO-Behindertenrechtskonvention 2014 durch die Schweiz wieder bzw. weiter in den
Fokus geriickt.

Vielen Menschen mit Behinderung ist es nicht méglich, auf dem regularen Arbeitsmarkt tatig zu sein
oder selbstidndig wohnen zu koénnen. Aus diesem Grund haben Bund und Kantone den Auftrag, fir
Angebote fur Menschen mit Behinderung zu Sorgen und damit die Selbstbestimmung und Wahlfreiheit
zu férdern.

Institutionen bieten geschiitzte Arbeitsplatze, Tagesstrukturen (Ateliers) und Wohnplatze an und werden
durch den Bund und die Kantone finanziell unterstitzt.

2.17.2 Voraussetzungen fir den Zugang

Fur den Zugang auf die Institutionen und Angebote in den genannten Bereichen wird die Anerkennung
als invalid im Sinne der Invalidenversicherung vorausgesetzt.

e IV-Anerkennung iiber eine (Teil-)Rente: Diese Anerkennung ist grundsatzlich gegeben, sobald
die IV eine (Teil-)Invalidenrente ausrichtet.

e [IV-Anerkennung ohne eine (Teil-)Rente: Erhalt eine Person keine (Teil-)Rente der IV, da sie die
versicherungsmassigen Voraussetzungen (Beitragszeit) nicht erflllt, ist der 1V-Grad unabhéangig
des IV-Leistungsanspruchs zu klaren. Dies kann uber die Erganzungsleistungen veranlasst werden,
wenn die versicherte Person fur den Bezug von rentenlosen Erganzungsleitungen angemeldet ist.

Ist eine Person weder (Teil-)Rentenberechtigt noch auf Erganzungsleistungen angewiesen bzw. zu
diesen berechtigt, so ist mit dem zustédndigen Kanton oder der zustéandigen |1V-Stelle das Vorgehen
abzuklaren.

2.17.3 Der Umfang der Leistungen

Die geschutzten Arbeitsplatze, Tagesstrukturen und Wohnangebote stellen keine Leistung der IV dar.
Die Anerkennung der IV ist lediglich Voraussetzungen fiir den Zugang zu diesen kantonal unterschied-
lich geregelten Angeboten.
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3 Erganzungsleistungen zur AHV/IV — ELG

3.1 Grundlagen

Die Erganzungsleistungen zur AHV und IV garantieren im Bereich der AHV und IV eine angemessene
Existenzsicherung. Zusammen mit der AHV und IV gehéren die Ergdnzungsleistungen (EL) zum sozia-
len Fundament unseres Staates. Sie werden wie die Sozialhilfe bedarfsabhangig ausgerichtet, sind aber
als Sozialversicherung ausgestaltet. Wenn die Anspruchsvoraussetzungen erfillt sind, besteht ein
Rechtsanspruch auf EL.

Erganzungsleistungen werden durch die Kantone ausgerichtet. Sie bestehen aus zwei Kategorien:

e jahrliche Leistungen, die monatlich ausbezahlt werden
e Vergutung von Krankheits- und Behinderungskosten

3.2 Anspruchsberechtigung

Auf Erganzungsleistungen besteht ein rechtlicher Anspruch. Wenn eine Person ihren Lebensunterhalt
nicht bestreiten oder die Heimkosten nicht tragen kann und die Anspruchsvoraussetzungen erfullt, wer-
den EL ausbezahlt. Fir den Bezug der jahrlichen Erganzungsleistungen mussen folgende personliche
Anspruchsvoraussetzungen erfillt sein:

e Anspruch auf eine Rente der AHV (auch bei einem Rentenvorbezug), eine Rente der IV (ganze,
Dreiviertels-, halbe oder Viertelsrente)

e Anspruch auf eine Rente der AHV oder IV bestehen wiirde, wenn die Mindestbeitragsdauer der
AHV (1 Jahr) oder der IV (drei Jahre) erflllt wéare

¢ Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der IV nach Vollendung des 18. Altersjahres

e Anspruch auf ein Taggeld der IV fir mindestens 6 Monate

e Wohnsitz und tatsédchlicher Aufenthalt in der Schweiz

e Burger/innen der Schweiz oder eines EU/EFTA-Mitgliedstaates, oder als Auslander/innen, die seit
mindestens 10 Jahren ununterbrochen in der Schweiz leben. Fir Fliichtlinge oder Staatenlose be-
tragt diese Frist 5 Jahre.

Werden diese personlichen Bedingungen erfillt, wird gepruft, ob auch die finanziellen Voraussetzun-
gen gegeben sind. Nur Personen mit einem Vermdégen unter Fr. 100°000 (Fr. 200°000 fir Ehepaare)
haben Anspruch auf die Leistungen. Zudem muissen ihre Ausgaben Uber ihrem Einkommen liegen.

3.3 Sonderfall der rentenlosen und plafonierten Erganzungsleistungen

In gewissen Fallen besteht ein Anspruch auf Erganzungsleistungen, obwohl keine Rente der AHV oder
IV ausgerichtet wird (sogenannte rentenlose Erganzungsleistungen). In anderen Fallen werden nur so-
genannte plafonierte (gekirzte) Erganzungsleistungen ausgerichtet. Hierbei handelt es sich um Perso-
nen, welche die einjahrige Mindestbeitragsdauer gemass Art. 29 Abs. 1 AHVG respektive die dreijdhrige
Mindestbeitragsdauer gemass Art. 36 Abs. 1 IVG nicht erfullt haben.

Folgende Personen kénnen rentenlose Ergédnzungsleistungen beanspruchen:

e Fluchtlinge und Staatsangehdrige mit deren Heimatsaat ein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen worden ist. Sie haben unter den gleichen Voraussetzungen wie Schweizer/innen An-
spruch auf eine rentenlose EL, sofern sie ununterbrochen wahrend 5 Jahren Wohnsitz und gewdhn-
lichen Aufenthalt in der Schweiz hatten.
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Folgende Personen konnen plafonierte Ergdanzungsleistungen beanspruchen:

e Staatsangehorige aus einem Land, mit dem die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen hat und die ununterbrochen zwischen 5 und 10 Jahren Wohnsitz in der Schweiz hatten.
Sie haben Anspruch auf eine sogenannte plafonierte EL in der Hohe des Mindestbetrags der zutref-
fenden ordentlichen Vollrente. Nach 10-jahrigem ununterbrochenen Wohnsitz in der Schweiz wird
die Plafonierung aufgehoben und sie erhalten die ungekiirzten Erganzungsleistungen ausbezahlt.

Staatsangehdrige aus einem Land, mit dem die Schweiz kein Sozialversicherungsabkommen abge-
schlossen hat, kdnnen demgegenuber ohne eine Rente der AHV oder IV keine Erganzungsleistungen
beanspruchen. Dies selbst dann nicht, wenn sie sich schon zehn oder mehr Jahre in der Schweiz auf-
gehalten haben.

Weitere Erlauterungen finden sich unter Spezifika nach Art der Aufenthaltsbewilligung.

3.4 Berechnung der jahrlichen Erganzungsleistungen

Wie bei der Sozialhilfe wird eine Bedarfsrechnung vorgenommen. Die jahrlichen EL entsprechen der
Differenz zwischen den anerkannten Ausgaben und den Einnahmen, die angerechnet werden kénnen.
Der Mindestbetrag der ausgerichteten EL entspricht 60 % der regionalen resp. kantonalen Durch-
schnittspramie. Bei der Anspruchsberechnung ist zu unterscheiden, ob Personen zu Hause oder in ei-
nem Heim leben. Unter folgendem Link kann eine provisorische Anspruchsberechnung vorgenommen
werden: Berechnungstool Erganzungsleistungen

3.4.1  Anerkannte Ausgaben fur zu Hause als auch in einem Heim lebende EL-Berechtigte

e Tatsachliche Pramie der Krankenkasse, hdchstens aber die kantonale bzw. regionale Durch-
schnittspramie, welche durch den Bund festgelegt wird;

e Berufsauslagen bis zur Héhe des Bruttoerwerbseinkommens;

e Kosten flir den Unterhalt von Gebauden und Hypothekarzinsen bis zur Héhe des Bruttoertrags der
Liegenschaft;

e Kosten fur notwendige und ausgewiesene familienergédnzende Betreuung von Kindern bis 10 Jah-
ren;

e Beitrage an die AHV, die IV und die EO;

e geleistete familienrechtliche Unterhaltsbeitrage, z. B. Alimente.

3.4.2  Anerkannte Ausgaben fur zu Hause lebende EL-Berechtigte

e Der Betrag fur den allgemeinen Lebensbedarf dient zur Deckung aller Ausgaben, die nicht geson-
dert beriicksichtigt werden wie Lebensmittel, Kleider, Steuern usw. Die H6he des Lebensbedarfs
ist davon abhangig, ob die EL-berechtigte Person alleinstehend oder verheiratet ist. Bei Kindern
richtet sich dessen Héhe nach dem Alter.

e Der jahrliche Mietzins und die damit zusammenhangenden Nebenkosten einer Wohnung werden
bis zu einem Maximalbetrag als Ausgaben berlcksichtigt. Die HOhe des Maximalbetrags ist vom
Wohnort und der Anzahl Personen abhangig, die in der Wohnung leben. Die Zuteilung der Ort-
schaften zu den drei Regionen findet sich unter folgendem Link: https://www.bsv.ad-
min.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ergaenzungsleistungen/grundlagen-und-gesetze/grund-
lagen/mietkosten-ergaenzungsleistungen.html
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3.4.3  Anerkannte Ausgaben fir im Heim lebende EL-Berechtigte

e Tagestaxe: Die Kantone legen Hochstbetrage fest;
e Betrag fir personliche Auslagen wie Kauf von Kleidern, Produkte fur die Kérperhygiene, Zeitungen,
Steuern usw. Dieser Betrag wird ebenfalls von den Kantonen festgelegt.

3.4.4 Anrechenbare Einnahmen

¢ Renten der AHV und 1V, der Pensionskasse (berufliche Vorsorge), der Militdr- oder Unfallversiche-
rung und von auslandischen Sozialversicherungen. Dabei werden die Renten des laufenden Jah-
res berlcksichtigt;

¢ Einkiinfte aus dem Vermogen wie Zinsen, Miete, Untermiete, Pacht oder Nutzniessung;

¢ Mietwert der Wohnung;

o familienrechtliche Unterhaltsbeitrdge wie Alimente;

e Ersatzeinkiinfte wie Taggelder der Krankenkasse, der 1V, der Arbeitslosenversicherung oder der
Unfallversicherung;

o wiederkehrende Leistungen von Arbeitgebern;

o Erwerbseinkommen wird teilweise als Einkommen angerechnet. Vom Netto-Erwerbseinkommen
wird ein Freibetrag von jahrlich Fr. 1’300 bei Alleinstehenden und Fr. 1’950 bei Ehepaaren abgezo-
gen. Vom Rest werden zwei Drittel als Einkommen angerechnet. Vom nicht rentenberechtigten
Ehegatten werden 80% als Einkommen angerechnet.

¢ Einkinfte und Vermdgenswerte, auf die verzichtet worden ist;

e ein Teil des Vermdgens (Verzehr), welches bei Alleinstehenden Fr. 30°000 und bei Ehepaaren Fr.
50’000 Ubersteigt. Bei selbstbewohnten Liegenschaften kommen zusatzliche Freibetrage zur An-
wendung.

3.4.5 Nicht anrechenbare Einnahmen

e Verwandtenunterstiitzungen;

o Offentliche oder private Leistungen der Fursorge und Sozialhilfe;

¢ Hilflosenentschadigungen der Sozialversicherungen (mit Ausnahmen von Heimaufenthalten);

e Assistenzbeitrage der AHV oder der IV;

e Stipendien und andere Unterstiitzungsbeitrage fiir die Ausbildung;

o Solidaritatsbeitrag fur die Opfer von flrsorgerischen Zwangsmassnahmen und familidrer Unterbrin-
gung.

3.5 Spezifika nach Art der Aufenthaltsbewilligung
Vorbemerkung zur Relevanz der Art der Bewilligung von Auslander/innen:

Fir die Beurteilung der Anspriiche von Auslander/innen bei der IV und den EL ist primar nicht die Art
der Bewilligung entscheidend, sondern

e ob es sich um EU/EFTA-Staatsangehdrige handelt,
e o0b es sich um Flichtlinge handelt, oder
e ob mit dem Herkunftsland ein Sozialversicherungsabkommen besteht.

Da die Rechtsstellung von Flichtlingen im Bundesbeschluss Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge
und Staatenlosen in der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (FIUB) geregelt wird, sind
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Sozialversicherungsabkommen primar fir Auslander/innen mit Bewilligung N (Asylsuchende) oder F
(vorlaufig aufgenommene Auslander/innen) relevant.

Fliichtlinge (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)

Auslander/innen, die nicht aus einem EU/EFTA-Staat kommen, missen sogenannten Karenzfirsten
(Wohnsitzfristen) erfiillen. Diese Frist muss nur von der anspruchsbegriindenden Person erfillt wer-
den. Die Karenzfrist beginnt zu laufen, sobald die betreffende Person ihren Wohnsitz und gewdhnli-
chen Aufenthalt in der Schweiz hat. Bei Personen, die ihren Wohnsitz im Ausland aufgegeben haben
und sich legal in der Schweiz aufhalten, beginnt die Karenzfrist deshalb ab dem Zeitpunkt zu laufen,
ab dem sie der Beitragspflicht in der AHV/IV unterstellt sind. Die Karenzfrist wird unterbrochen, wenn
sich eine Person mehr als 90 Tage am Stiick oder in einem Kalenderjahr insgesamt mehr als 90
Tage ohne wichtigen Grund im Ausland aufhalt.

Fur Flichtlinge betragt die Karenzfrist finf Jahre.

Flichtlinge kdnnen auch dann eine EL-Anspruch erwerben, wenn sie die Mindestbeitragsdauer von
1 Jahr in der AHV oder von 3 Jahren in der IV nicht erfiillen und folglich keinen Anspruch auf eine
Rente der AHV oder IV haben. Namlich dann, wenn sie neben den allgemeinen Voraussetzungen
(Aufenthalt und Wohnsitz, Karenzfrist, wirtschaftliche Voraussetzung) eine der folgenden Vorausset-
zungen erfiillen. Sie:

e haben das Referenzalter erreicht; oder

e sind verwitwet oder verwaist und hatten einen Anspruch auf eine Witwen-, Witwer- oder Wai-
senrente, wenn die verstorbene Person die Mindestbeitragsdauer erfullt hatte; oder

e sind zu mindestens 40 % invalid; oder

e beziehen eine Hilflosenentschadigung der IV; oder

e  sie beziehen ununterbrochen wahrend mindestens 6 Monaten ein Taggeld der IV.

Die EL-Stelle lasst den IV-Grad durch die IV-Stelle abklaren, wenn die Erfordernisse der Karenzfrist,
des Wohnsitzes und des Aufenthaltes erfillt sind. Stellt die 1V-Stelle einen IV-Grad von mindestens
40 % fest, wird die EL-Berechnung vorgenommen. Kann wegen Eingliederungsmassnahmen noch
kein IV-Grad festgestellt werden, wird der EL-Antrag abgewiesen.

Vorlaufig aufgenommene Auslédnder/innen (F), Personen im Asylverfahren (N) und Personen
mit Schutzstatus S aus Landern ohne ein Sozialversicherungsabkommen

Diese Kategorie von Auslander/innen, die nicht aus einem EU/EFTA-Staat kommen, missen soge-
nannten Karenzfirsten (Wohnsitzfristen) erfillen. Diese Frist muss nur von der anspruchsbegriinden-
den Person erfiillt werden. Die Karenzfrist von 10 Jahren beginnt zu laufen, sobald die betreffende
Person ihren Wohnsitz und gewdhnlichen Aufenthalt in der Schweiz hat. Bei Personen, die ihren
Wohnsitz im Ausland aufgegeben haben und sich legal in der Schweiz aufhalten, beginnt die Ka-
renzfrist deshalb ab dem Zeitpunkt zu laufen, ab dem sie der Beitragspflicht in der AHV/IV unterstellt
sind. Die Karenzfrist wird unterbrochen, wenn sich eine Person mehr als 90 Tage am Stlick oder in
einem Kalenderjahr insgesamt mehr als 90 Tage ohne wichtigen Grund im Ausland aufhalt

Auslander/innen aus Landern ohne Sozialversicherungsabkommen benétigen eine Rente der AHV
oder IV fir den Anspruch auf EL. Erfillen sie die entsprechende Mindestbeitragsdauer von 1 resp.
3 Jahren nicht, kdnnen sie auch nach Ablauf der Karenzfrist keine EL beanspruchen.
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Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F), Personen im Asylverfahren (N) und Personen
mit Schutzstatus S aus Landern mit einem Sozialversicherungsabkommen

Auslander/innen, die nicht aus einem EU/EFTA-Staat kommen, missen sogenannten Karenzfirsten
(Wohnsitzfristen) erfiillen. Die Frist muss nur von der anspruchsbegriindenden Person erfiillt wer-
den. Die Karenzfrist beginnt zu laufen, sobald die betreffende Person ihren Wohnsitz und gewdhnli-
chen Aufenthalt in der Schweiz hat. Bei Personen, die ihren Wohnsitz im Ausland aufgegeben haben
und sich legal in der Schweiz aufhalten, beginnt die Karenzfrist deshalb ab dem Zeitpunkt zu laufen,
ab dem sie der Beitragspflicht in der AHV/IV unterstellt sind. Die Karenzfrist wird unterbrochen, wenn
sich eine Person mehr als 90 Tage am Stiick oder in einem Kalenderjahr insgesamt mehr als 90
Tage ohne wichtigen Grund im Ausland aufhalt

Bei Auslander/innen aus Landern mit einem Sozialversicherungsabkommen hangt die Dauer der
Karenzfrist davon ab, ob sie eine Rente der |V oder der AHV beziehen.

e Karenzfrist bei Berechtigten einer Hinterlassenenrente: 5 Jahre

o Karenzfrist bei Berechtigten einer IV-Rente: 5 Jahre

e Karenzfrist bei Berechtigten einer Altersrente, welcher keine V- oder Hinterlassenenrente vo-
rangegangen ist: 10 Jahre

Bei auslandischen Staatsangehoérigen mit einer 5-jahrigen Karenzfrist ist die EL bis zum Erreichen
einer 10-jahrigen Karenzfrist zu plafonieren. Die jahrliche EL darf zusammen mit der Rente den Min-
destbetrag der entsprechenden ordentlichen Vollrente nicht Gbersteigen.

Angehdrige von Staaten, mit denen die Schweiz ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlos-
sen hat, kdnnen auch dann eine EL-Anspruch erwerben, wenn sie die Mindestbeitragsdauer von
einem Jahr in der AHV oder von drei Jahren in der IV nicht erflllen und folglich keinen Anspruch auf
eine Rente der AHV oder IV haben. Namlich dann, wenn sie neben den allgemeinen Voraussetzun-
gen (Aufenthalt und Wohnsitz, Karenzfrist, wirtschaftliche Voraussetzung) eine der folgenden Vo-
raussetzungen erfillen.

e Sie haben das Referenzalter erreicht; oder

e sie sind verwitwet oder verwaist und hatten einen Anspruch auf eine Witwen-, Witwer- oder
Waisenrente, wenn die verstorbene Person die Mindestbeitragsdauer erfillt hatte; oder

e sie sind zu mindestens 40 % invalid.

Bei Invaliditat I&sst die EL-Stelle den 1V-Grad durch die IV-Stelle abklaren, wenn die Erfordernisse
der Karenzfrist, des Wohnsitzes und des Aufenthaltes erfiillt sind. Stellt die |V-Stelle einen IV-Grad
von mindestens 40 % fest, wird die EL-Berechnung vorgenommen. Kann wegen Eingliederungs-
massnahmen noch kein 1V-Grad festgestellt werden, wird der EL-Antrag abgewiesen.

3.6 Gesuchstellung, Fristen

Der Anspruch auf Ergédnzungsleistungen zur AHV/IV besteht grundsatzlich erstmals flr den Monat, in

dem die Anmeldung eingereicht worden ist und samtliche Voraussetzungen erfiillt sind.

Wenn die Anmeldung fir eine Ergénzungsleistung innert sechs Monaten seit der Zustellung der Verfu-
gung Uber eine Rente der AHV oder IV eingereicht wird, beginnt der Ergénzungsleistungsanspruch aus-

nahmsweise schon vor dem Monat der Anmeldung. Die Regelung sieht folgendermassen aus:

Wird die Rente ab dem Monat der Rentenanmeldung oder ab einem spateren Monat zugesprochen,
beginnt der Erganzungsleistungsanspruch im gleichen Monat wie der Rentenanspruch;
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wird die Rente dagegen auf einen vor der Rentenanmeldung gelegenen Zeitpunkt hin gewahrt, fallt
der Beginn des Erganzungsleistungsanspruchs mit dem Monat der Rentenanmeldung zusammen.

Auch bei einem Heimeintritt kdnnen rickwirkend EL ausgerichtet werden. Wird die Anmeldung innert
sechs Monaten nach einem Heim- oder Spitaleintritt eingereicht, so besteht der Anspruch ab Beginn
des Monats des Heim- oder Spitaleintritts.

Wer EL beziehen will, muss bei der zustdndigen EL-Stelle einen Antrag stellen. Diese befindet sich meistens
bei der Ausgleichskasse des Wohnkantons (in den Kantonen BS, GE und ZH sind teilweise besondere Stellen
zustandig).

3.7

Fallbespiele

B: anerkannter Fliichtling: Der irakische Staatsangehorige S. ist vor 8 Jahren in die Schweiz
eingereist und besitzt die Bewilligung F, Fllchtling. Er ist jetzt als Folge eines Verkehrsunfalls zu
85% invalid geworden und erhalt eine Vollrente der IV. Die Karenzfrist bei den Ergénzungsleistun-
gen betragt fir ihn als anerkannten Flichtling 5 Jahre. Er kann ab dem Zeitpunkt der Ausrichtung
der Invalidenrente Erganzungsleistungen beziehen.

F: Vorlaufig aufgenommener Fliichtling: Der iranische Staatsangehérige P. ist vor 8 Jahren in
die Schweiz eingereist und besitzt die Bewilligung F, Flichtling. Er ist jetzt als Folge eines Ver-
kehrsunfalls zu 85% invalid geworden und erhalt eine Vollrente der IV. Die Karenzfrist bei den
Erganzungsleistungen betragt fur ihn als Flichtling 5 Jahre. Er kann ab dem Zeitpunkt der Ausrich-
tung der Invalidenrente Erganzungsleistungen beziehen.

F: Vorlaufig aufgenommener Ausliander ohne Sozialversicherungsabkommen: Der syrische
Staatsangehdrige M. ist vor 8 Jahren in die Schweiz eingereist und besitzt die Bewilligung F, Aus-
lander. Er ist jetzt als Folge eines Verkehrsunfalls zu 85% invalid geworden und erhalt eine Voll-
rente der IV. Die Karenzfrist bei den Erganzungsleistungen betragt fir ihn als vorlaufig aufgenom-
mener Auslander 10 Jahre. Weil er sich noch keine 10 Jahre ununterbrochen in der Schweiz auf-
gehalten hat, kann er sich trotz Invalidenrente noch nicht flir Erganzungsleistungen anmelden. Dies
wird er frihestens in 2 Jahren tun kénnen.

F: Vorlaufig aufgenommener Auslander mit Sozialversicherungsabkommen: Der tirkische
Staatsangehorige B. ist vor 8 Jahren in die Schweiz eingereist und besitzt die Bewilligung F, Aus-
lander. Er ist jetzt als Folge eines Verkehrsunfalls zu 85% invalid geworden und erhalt eine Voll-
rente der V. Die Karenzfrist bei den Ergédnzungsleistungen betragt fur ihn als vorlaufig aufgenom-
mener Auslander grundsatzlich 10 Jahre. Da mit der Turkei ein Sozialversicherungsabkommen
besteht, kann er aber schon nach 5 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz Ergéan-
zungsleistungen beantragen. Diese werden aber plafoniert auf die minimale IV-Rente.

Nach 10 Jahre ununterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz, wird er die ungekurzten Ergédnzungs-
leistungen erhalten.

F: Vorlaufig aufgenommener Ausldnder mit Sozialversicherungsabkommen: Der tlrkische
Staatsangehdrige F. ist vor 8 Jahren im Alter von 57 Jahren in die Schweiz eingereist und besitzt
die Bewilligung F, Auslander. Er war die letzten Jahre erwerbstatig. Mit 65 kann er eine AHV-Rente
beantragen. Nach 10 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz, kann er zudem Ergan-
zungsleistungen beantragen.

N: Asylsuchender ohne Sozialversicherungsabkommen: Der afghanische Staatsangehdrige
P. ist vor 8 Jahren in die Schweiz eingereist und besitzt die Bewilligung N. Er ist jetzt als Folge
eines Verkehrsunfalls zu 85% invalid geworden und erhalt eine Vollrente der IV. Die Karenzfrist bei
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den Erganzungsleistungen betragt fur ihn als Asylsuchender 10 Jahre. Weil er sich noch keine 10
Jahre ununterbrochen in der Schweiz aufgehalten hat, kann er sich trotz Invalidenrente noch nicht
fur eine Erganzungsleistung anmelden. Dies wird er friihestens in 2 Jahren tun kdnnen, es sei denn
er wird vorher als Fluchtling anerkannt.

¢ N: Asylsuchender mit Sozialversicherungsabkommen: Der tiirkische Staatsangehorige B. ist
vor 8 Jahren in die Schweiz eingereist und besitzt die Bewilligung F, Auslander. Er ist jetzt als Folge
eines Verkehrsunfalls zu 85% invalid geworden und erhalt eine Vollrente der IV. Die Karenzfrist bei
den Erganzungsleistungen betragt fir ihn als vorlaufig aufgenommener Auslander grundsatzlich
10 Jahre. Da mit der Tirkei ein Sozialversicherungsabkommen besteht, kann er aber schon nach
5 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz Erganzungsleistungen beantragen. Diese
werden aber plafoniert auf die minimale IV-Rente.

Nach 10 Jahren ununterbrochenem Aufenthalt in der Schweiz, wird er die ungekirzten Ergan-
zungsleistungen ausbezahlt erhalten.

3.8 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e ELG: insbes. Art. 5

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e WEL: Wegqgleitung lUber die Erganzungsleistungen zur AHV/IV; insbes. RZ 2230, 2410 ff., 5100 ff.
Anhang 2

Offizielle Merkblatter, Websites:

e 5.01 - Erganzungsleistungen zur AHV und IV

e 5.02 - Ihr Recht auf Erganzungsleistungen zur AHV und IV

e Nr. 10.03: Informationen fir Angehdérige von Staaten, mit welchen die Schweiz kein Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen hat

e Nr. 11.01: AHV/IV Informationen fir Flichtlinge und Staatenlose

e Selbstberechnungstool: Berechnungstool Erganzungsleistungen

Formulare:

e Erhaltlich auf den Homepages der zustédndigen kantonalen Ausgleichskasse, resp. Sozialversiche-
rungsanstalt

3.9 Vergutung von Krankheitskosten

Die Vergutung von Krankheitskosten setzt einen Anspruch auf jahrliche EL voraus. Besteht allerdings
infolge eines Einnahmenuberschusses kein Anspruch auf eine jahrliche EL, wird die Vergutung der
Krankheitskosten (ausgewiesene oder maximal anrechenbare) basierend auf der Differenz zwischen
dem Einnahmentberschuss und den Krankheitskosten festgestellt.

3.9.1 Krankheitskosten, die Uber EL vergitet werden

e zahnarztliche Behandlung (einfache, wirtschaftliche und zweckmassige Behandlung);
o Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause sowie in Tagesstrukturen;
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¢ Mehrkosten fiir eine lebensnotwendige Diat;

e Transport zur ndchstgelegenen Behandlungsstelle;

e Kosten fir Hilfsmittel;

e Beteiligung an den Kosten der Krankenkasse (Selbstbehalt und Franchise) bis zum Betrag
von jahrlich Fr. 1°000;

e arztlich angeordnete Bade- und Erholungskuren.

Fir die Krankheits- und Behinderungskosten kdnnen pro Jahr zusatzlich zu den jahrlichen EL hdchstens
folgende Betrage vergltet werden:

Alleinstehende: Fr. 25000
Ehepaare: Fr.  50'000
Heimbewohner/innen: Fr. 6'000

3.9.2  Spezifika nach Art der Bewilligung

Hierzu kann auf die Ausfihrungen zu den jéhrlichen Erganzungsleistungen verwiesen werden.

3.9.3 Fristen

Die Krankheitskosten kénnen innert 15 Monaten seit der Rechnungsstellung bei der EL-Stelle einge-
reicht werden.

394  Quellen
Gesetzliche Grundlagen:

e ELG:insb. Art. 14 ELG

e Kantonale Gesetzgebung zur Vergltung der Krankheitskosten fur EL-Berechtigte

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e WEL: Wegleitung Uber die Ergéanzungsleistungen zur AHV/IV: insbes. RZ 5310.06

Offizielle Merkblatter, Websites:

e 5.01 - Erganzungsleistungen zur AHV und IV
e 5.02 - Ihr Recht auf Erganzungsleistungen zur AHV und IV
e Nr. 11.01 - AHV/IV Informationen fir Flichtlinge und Staatenlose

e Selbstberechnungstool: Berechnungstool Ergdnzungsleistungen
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4 Berufliche Vorsorge — BVG

4.1 Zweck der Versicherung

Die 2. Saule des schweizerischen 3-Saulen-Systems bildet die obligatorische berufliche Vorsorge. Die
gesetzliche Grundlage befindet sich im Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung (BVG). Das BVG ist ein Rahmengesetz, das definiert, welche Arbeitnehmenden
einer Vorsorgeeinrichtung angeschlossen sein missen und welche Leistungen die Vorsorgeeinrichtun-
gen mindestens erbringen missen. Obligatorisch versichert sind Arbeithehmende, die bei einem Arbeit-
geber einen Jahreslohn von mehr als 22'680 Franken (Eintrittsschwelle) verdienen. Obligatorisch versi-
chert ist der Teil des Jahreslohnes zwischen dem Koordinationsabzug und dem oberen Grenzbetrag,
also zwischen 26’460 und 90’720 Franken. Die meisten Einrichtungen richten tber das BVG-Obligato-
rium hinaus, Leistungen aus.

Mit der 2. Saule soll der Erhalt des vorherigen Lebensstandards von Versicherten und ihren Angehori-
gen gesichert werden. Das BVG hat die Aufgabe, die Leistungen der AHV/IV im Alter, bei Invaliditat
sowie im Todesfall zu erganzen.

4.2 Leistungen der beruflichen Vorsorge im Uberblick

Die Versicherungsleistungen nach BVG umfassen

o die Altersrente und die Kinderrente flr Bezlger/innen einer Altersrente;

o die Witwen- und Witwerrente und die Waisenrente;

¢ die Invalidenrente und die Kinderrente fur Bezlger/innen einer Invalidenrente.

4.3 Anspruchsberechtigte

Gemass BVG sind Arbeitnehmende sowie Beziger/innen von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung
obligatorisch BVG versichert. Fur Arbeitslose deckt der obligatorische Schutz in der beruflichen Vor-
sorge nur die Risiken Invaliditdt und Tod, nicht aber das Altersrisiko.

Die obligatorische Versicherung ist kumulativ an folgende Voraussetzungen geknuipft:

e Alter als 17 Jahre, aber das Referenzalter gemass AHVG noch nicht erreicht

o Erwerbstatigkeit fiir einen Arbeitgebenden (AHV-versichert), bzw. Bezug von Arbeitslosentaggel-
dern

e Mindestjahreslohn von 22’680 Franken.

4.4 Voraussetzung fur den Leistungsbezug

441 BVG-Altersrente

Anspruch auf eine Altersrente haben Versicherte, die das Referenzalter erreicht haben. Sie kdnnen die
Altersleistung jedoch bereits ab dem 63. Altersjahres vorbeziehen und bis zur Vollendung des 70. Al-
tersjahren aufschieben, sofern sie weiterhin eine Erwerbsarbeit austiben. Die Reglemente der Vorsor-
geeinrichtungen kdénnen einen Altersricktritt frihestens ab dem 58. vollendeten Altersjahr vorsehen.

Versicherte Personen, die eine Altersrente beziehen, haben fur jedes Kind Anspruch auf eine Kinder-
rente in Hohe der Waisenrente. Voraussetzung dafir ist, dass das Kind im Falle ihres Todes eine Wai-
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senrente beanspruchen konnte. Der Anspruch auf eine Kinderrente endet grundsatzlich mit der Vollen-
dung des 18. Altersjahres des Kindes, beziehungsweise spéatestens mit der Vollendung des 25. Alters-
jahres des Kindes, wenn dieses noch in Ausbildung steht oder zu mindestens 70 % invalid ist. Die Kin-
derrente betragt 20 % der Altersrente.

Die Altersrente nach BVG wird in Prozenten (sogenannter Umwandlungssatz) des Altersguthabens be-
rechnet, das eine versicherte Person bei Erreichen des Referenzalters erworben hat. Statt die Alters-
leistung als Rente zu beziehen, haben versicherte Personen das Recht, einen Viertel der Altersleistung
im obligatorischen Teil des BVG als Kapitalform zu beziehen, auch wenn das Reglement der Vorsorge-
einrichtung dies nicht vorsieht. Das Reglement der Vorsorgeeinrichtung kann zudem vorsehen, dass
die versicherte Person grundsatzlich anstelle einer Altersrente eine Kapitalleistung wahlen kann, und
dass diese Option innert einer bestimmten Frist geltend gemacht werden muss.

442 BVG-Hinterlassenenrente

Die Hinterlassenenleistungen nach BVG umfassen die Witwen- und Witwerrente sowie die Waisen-
rente. Voraussetzung fur den Anspruch auf Hinterlassenenleistungen aus BVG ist unter anderem, dass
der oder die Verstorbene im Zeitpunkt des Todes oder bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit, deren Ursache
zu seinem Tod gefiihrt hat, im Rahmen des BVG versichert war oder dass er oder sie von der Vorsor-
geeinrichtung im Zeitpunkt des Todes eine Alters- oder Invalidenrente bezog.

Die Witwe und der Witwer haben dann Anspruch auf eine BVG-Rente, wenn sie beim Tod des Ehegat-
ten fur den Unterhalt mindestens eines Kindes aufkommen muissen oder alter als 45 Jahre sind und die
Ehe mindestens 5 Jahre gedauert hat. Erfullen die Witwe oder der Witwer keine dieser Voraussetzun-
gen, so haben sie Anspruch auf eine einmalige Abfindung in der Hohe von drei Jahresrenten. Das Reg-
lement der Vorsorgeeinrichtung kann (muss aber nicht) fir den Todesfall einer versicherten Person
weitere Begunstigte vorsehen, insbesondere Konkubinatspartner/innen. Grundlage flur die Berechnung
der Witwen- oder Witwerrente bildet die Hohe der vollen Invalidenrente, auf welche die verstorbene
Person Anspruch gehabt hatte; die Witwen- oder Witwerrente betragt 60 % davon. Bezog die verstor-
bene Person bei ihrem Tod bereits eine Alters- oder Invalidenrente, betragt die Witwen- oder Witwer-
rente 60 % davon.

Kinder des Verstorbenen haben Anspruch auf eine Waisenrente, Pflegekinder jedoch nur dann, wenn
der Verstorbene fur ihren Unterhalt aufzukommen hatte. Grundlage fiir die Berechnung der Waisenrente
ist identisch mit jener der Witwen- und Witwerrente, wobei die Hohe der Waisenrente 20 % der entspre-
chenden Rente der verstorbenen Person entspricht.

443 BVG-Invalidenrente

Der Anspruch auf eine BVG-Invalidenrente richtet sich nach den Bedingungen der IV, d. h., eine Leis-
tung wird in der Regel dann fallig, wenn die versicherte Person zu mindestens 40 % invalid ist und das
Referenzalter noch nicht erreicht hat. Die versicherte Person muss bei Eintritt der Arbeitsunfahigkeit,
deren Ursache zur Invaliditat geflhrt hat, versichert gewesen sein. Die Invalidenleistungen nach BVG
umfassen die Invalidenrente und die Kinderrente.

Der Anspruch auf eine BVG-Invalidenrente beruht auf dem ermittelten Invaliditatsgrad und folgt der
Abstufung der Invalidenversicherung. Das im Rahmen der Weiterentwicklung der Invalidenversicherung
eingefiihrte stufenlose Rentensystem gilt somit auch fir BVG-Invalidenrenten. In der weitergehenden
beruflichen Vorsorge sind die Vorsorgeeinrichtungen frei, wie sie den Begriff der Invaliditat definieren
wollen. Sie kdnnen bestimmen, ob sie den Invaliditatsbegriff der obligatorischen Vorsorge Gibernehmen
wollen oder nicht. Sie kbnnen zum Beispiel schon die Berufsunfahigkeit als Invaliditat definieren (weder
im IVG noch im BVG genligt die Berufsunfahigkeit, um Invalidenrenten auszulésen), ferner kénnen sie
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Invalidenleistungen schon bei einem Invaliditatsgrad von unter 40 % ausrichten (meistens jedoch ab
25 %).

Grundlage fur die Berechnung der BVG-Invalidenrente ist das Altersguthaben der versicherten Person.
Dieses besteht aus:

e dem Altersguthaben, das die versicherte Person bis zum Beginn des Anspruches auf die Invaliden-
rente erworben hat und

e der Summe der (zukiinftigen) Altersgutschriften fiir die bis zum ordentlichen Referenzalter fehlen-
den Jahre, ohne Zinsen. Diese Altersgutschriften werden grundsatzlich auf dem koordinierten Lohn
der versicherten Person wahrend ihres letzten Versicherungsjahres in der Vorsorgeeinrichtung be-
rechnet.

In der weitergehenden beruflichen Vorsorge sind die Vorsorgeeinrichtungen frei, die Invalidenrente
grosszugiger zu berechnen, indem die Rente beispielsweise einem gewissen Prozentsatz des versi-
cherten Verdienstes entspricht.

Wie bei den Altersrenten kann das Reglement der Vorsorgeeinrichtung vorsehen, dass die versicherte
Person anstelle der Invalidenrente eine Kapitalleistung verlangen kann.

Versicherte Personen, denen eine Invalidenrente zusteht, haben fir jedes Kind, das im Falle ihres To-
des eine Waisenrente beanspruchen kénnte, Anspruch auf eine Kinderrente in der Hohe der Waisen-
rente (20 % der Invalidenrente). Fur die Kinderrenten gelten die gleichen Berechnungsregeln wie fir die
Invalidenrente.

444  Spezifika nach Art der Bewilligung

Das Bundesgesetz uber die berufliche Vorsorge behandelt auslandische und inldndische Staatsange-
horige gleich. Personen aus dem Asylbereich sind unter denselben Voraussetzungen obligatorisch nach
BVG versichert wie Schweizer Staatsangehdérige.

Die Alters-, Hinterlassenen- oder Invalidenrente wird auch ins Ausland ausbezahlt. Haben auslandische
Staatsangehdrige Beitrage an die berufliche Vorsorge bezahlt, kdnnen sie beim definitiven Verlassen
der Schweiz (ausserhalb der EU-/EFTA-Staaten) die Kapitalauszahlung ihrer Freizigigkeitsleistung
(Austrittsleistung) verlangen. Der Antrag auf Barauszahlung der Freizugigkeitsleistung muss bei der
zustandigen Vorsorgeeinrichtung oder der zustédndigen Freizlgigkeitseinrichtung (Versicherung oder
Bank) beantragt werden. Dies gilt auch fur Personen mit Schutzstatus S.

445 Gesuchstellung und Fristen

Wer Leistungen einer Vorsorgeeinrichtung beanspruchen mochte, kann einen formlosen schriftlichen
Antrag stellen. Nach Uberpriifung des Antrags erlasst die Vorsorgeeinrichtung im Gegensatz zu den
anderen Sozialversicherungen keine anfechtbare Verfligung, sondern teilt der betroffenen Person ihren
Entscheid durch einen formlosen Brief mit.

446 Quellen
Gesetzliche Grundlagen:

e BVG: Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-
vorsorge (BVG)

e BVV2: Verordnung vom 18. April 1984 ber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVV 2)
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e Weitere gesetzliche Grundlagen: https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherun-
gen/bv.html

Kreisschreiben und Wegleitungen:

e Chronologische Tabelle der Mitteilungen Uber die berufliche Vorsorge (mit Internetlinks): Doku-
mente | BSV Vollzug (admin.ch)

Offizielle Merkblatter, Websites:

BSV: https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/bv.html
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5 Arbeitslosenversicherung — AVIG

5.1 Zweck der Arbeitslosenversicherung

Die Arbeitslosenversicherung (ALV) ist eine in der Schweiz obligatorische Sozialversicherung. Die
rechtliche Grundlage der ALV bildet das Bundesgesetz liber die obligatorische Arbeitslosenversiche-
rung und die Insolvenzentschadigung, kurz Arbeitslosenversicherungsgesetz AVIG. Die ALV erbringt
Leistungen im Falle von Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, wetterbedingten Arbeitsausfallen und bei Zahlungs-
unfahigkeit des Arbeitgebers. Sie finanziert diverse arbeitsmarktliche Massnahmen (AMM), die die Wie-
dereingliederung in den Arbeitsmarkt zum Ziel haben. Die Auszahlung der Arbeitslosentaggelder erfolgt
durch die Arbeitslosenkassen. Die arbeitslose Person kann frei wahlen, ob sie sich bei einer Verbands-
ausgleichskasse oder bei der kantonalen Arbeitslosenkasse anmelden mdchte. Eine wichtige Rolle
beim Vollzug der ALV kommt den Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) zu. Die RAV beraten
und unterstitzen Arbeitsuchende bei der Stellensuche.

5.2 Leistungen der Arbeitslosenversicherung im Uberblick

Die ALV erbringt Leistungen bei Erwerbsausfall in Folge von Arbeitslosigkeit, wetterbedingten Arbeits-
ausfallen, Kurzarbeit und bei der Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers, sogenannte Insolvenz.

Damit arbeitslose Personen Leistungen der ALV beanspruchen konnen, muss die Beitragspflicht erfullt
sein oder die gesetzlichen Voraussetzungen fir eine Befreiung vom Nachweis der Beitragszeit miissen
erfullt sein. Zudem muss sich die versicherte Person moglichst frihzeitig, spatestens aber am ersten
Tag, fur den eine Arbeitslosenentschadigung beansprucht wird, persénlich bei der vom Kanton be-
stimmten zustédndigen Amtsstelle zur Arbeitsvermittiung melden. Von dem Moment an muss sie sich an
die Kontrollvorschriften halten. Fir die Klarung der Anspruchsberechtigung ist die Arbeitslosenkasse
zustandig. Das heisst also, die arbeitslose Person meldet sich — in der Regel — beim RAV. Dieses leitet
die Anmeldung zur Priifung der Anspruchsberechtigung an die Arbeitslosenkasse weiter.

5.21 Wetterbedingte Arbeitsausfalle, Kurzarbeit und Insolvenz

Nicht als arbeitslos gelten Personen, die in einem Anstellungsverhaltnis stehen, deren Arbeitszeit aber
aufgrund von wirtschaftlichen Griinden oder wetterbedingt verkirzt werden. Unter Kurzarbeit stehen
Arbeitnehmende, deren normale Arbeitszeit voriibergehend verkiirzt wurde.

Schlechtwetterentschadigung wird fur Arbeitsausfalle ausbezahlt, die dem Arbeitgeber infolge schlech-
ter Witterung zwingend entstanden sind. Sie wird direkt dem betroffenen Arbeitgeber ausbezahlt.

Die Insolvenzentschadigung deckt bei Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgebers offene Lohnforderungen
der Arbeitnehmenden fir maximal vier Monate. Anspruch auf Insolvenzentschadigung besteht grund-
satzlich nur fur geleistete Arbeit.

5.2.2  Arbeitslosigkeit mit Taggeld

Anspruch auf Arbeitslosentaggeld haben versicherte Personen, die

(1) ganz oder teilweise arbeitslos sind. Als arbeitslos bzw. arbeitsuchend gilt, wer eine Voll- oder Teil-
zeitbeschaftigung verloren hat und wieder eine solche sucht und sich beim RAV angemeldet hat. Als
teilweise arbeitslos gelten Personen, die in keinem Arbeitsverhaltnis stehen und eine Teilzeitbe-
schaftigung suchen oder eine Teilzeitbeschaftigung haben und eine Vollzeit- oder eine weitere Teil-
zeitbeschaftigung suchen.
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(2) den gewdhnlichen Aufenthalt und zivilrechtlichen Wohnsitz in der Schweiz haben. Dies gilt gleicher-
massen flr Schweizer/innen und Auslander/innen, unabhangig der Aufenthaltsbewilligung.

(3) einen Verdienstausfall von mindestens zwei aufeinander folgenden vollen Arbeitstagen dauert.
(4) die obligatorische Schulzeit abgeschlossen haben, aber noch nicht das Referenzalter erreicht haben.

(5) die Beitragszeit erflllt haben oder von der Erfillung der Beitragszeit befreit sind. Damit eine versi-
cherte Person Leistungen der ALV beanspruchen kann, muss sie in den letzten 2 Jahren (Rahmen-
frist Beitragszeit) wahrend mindestens 12 Monaten einer beruflichen Tatigkeit nachgegangen sein,
die beitragspflichtig ist. Eine besondere Regelung in dieser Hinsicht gilt fir Eltern, die sich der Erzie-
hung eines Kindes, das junger als 10 Jahre alt ist, widmen und fur Personen, die ohne Leistungen
der ALV zu beziehen selbsténdig erwerbend sind. Bei Letzteren wird die Rahmenfrist um mindestens
2 Jahre und héchstens die Dauer der selbstandigen Erwerbstatigkeit verlangert. Mit der Erstreckung
der Rahmenfrist hinsichtlich der Beitragsdauer soll sichergestellt werden, dass der Versicherungs-
schutz bei Aufnahme einer selbstéandigen Erwerbstatigkeit wahrend einer gewissen Zeit erhalten
bleibt. Die Rahmenfrist der Eltern wird von 2 auf 4 Jahre ausgedehnt und fiir jedes neugeborene
Kind zusatzlich verlangert, um die Zeitspanne zwischen den letzten 2 Geburten und um maximal 2
Jahre. Mit dieser Rahmenfristerstreckung sollen Eltern die Moglichkeit haben, sich der Kindererzie-
hung zu widmen, ohne dabei die gegenuber der ALV erworbenen Rechte zu verlieren.

Ferner werden die auf Taggelder von der Invalidenversicherung (1V), der Erwerbsersatzordnung
(EO) und Militarversicherung (MV) entrichteten Beitrage angerechnet. Uberdies gibt es weitere ver-
gleichbare Situationen, in denen Betroffene nicht wahrend einer ausreichenden Zeitspanne Beitrage
entrichten konnten. Deshalb werden im AVIG verschiedene «Tatigkeiten» definiert, welche an die
Beitragszeit angerechnet werden kénnen:

e Zeiten, in denen die versicherte Person als Arbeitnehmende tatig ist, bevor sie das Alter er-
reicht, ab dem sie AHV-Beitrage bezahlen muss;

e schweizerischer Militar-, Zivil- und Schutzdienst, zudem obligatorische Hauswirtschaftskurse,
die ganztagig und ununterbrochen wahrend mindestens zwei Wochen gefiihrt werden;

e Zeiten, in denen versicherte Person zwar in einem Arbeitsverhaltnis steht, aber aufgrund von
Krankheit oder Unfalls keinen Lohn erhalt und darum keine Beitrage bezahlt;

e Arbeitsunterbriiche aufgrund von Mutterschaft, sofern sie durch Arbeitnehmendenschutzbe-
stimmungen vorgeschrieben oder gesamtarbeitsvertraglich vereinbart sind.

Folgende Personen sind — trotz nicht erfillter Beitragszeit — gegen Arbeitslosigkeit versichert:

e Personen, die aufgrund einer Schulausbildung, Umschulung oder Weiterbildung, mindestens
12 Monate keiner Erwerbstatigkeit nachgehen konnten, sofern sie wahrend mindestens 10
Jahren in der Schweiz Wohnsitz hatten;

e Personen, die aufgrund einer Krankheit, eines Unfalls oder Mutterschaft, mindestens 12 Mo-
nate keiner Erwerbstatigkeit nachgehen konnten, sofern sie wahrend dieser Zeit Wohnsitz in
der Schweiz hatten;

e Personen, die aufgrund eines Aufenthalts in einer schweizerischen Haft- oder Arbeitserzie-
hungsanstalt oder in einer dhnlichen schweizerischen Einrichtung mindestens 12 Monate kei-
ner Erwerbstatigkeit nachgehen konnten.

Zudem sind beitragszeitbefreit:

e Personen, die aufgrund des Wegfalls einer Invalidenrente, Trennung, Scheidung, Invaliditat
oder Tod des Ehegattens sowie anderer ahnlicher Griinde, die nicht mehr als 1 Jahr zurticklie-
gen, sich gezwungen sehen, eine Stelle anzunehmen bzw. die Erwerbstatigkeit zu erweitern.
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e Personen, die nach einem mindestens 1-jahrigen Aufenthalt ausserhalb der Europaischen
Union als auch der Européischen Freihandelsassoziation (EFTA) wieder in die Schweiz zu-
rickkehren, vorausgesetzt sie waren im Ausland mindestens 12 Monate unselbstandig er-
werbstatig und sind in der Schweiz 6 Monaten einer beitragspflichtigen Tatigkeit nachgegan-
gen.

(6) vermittlungsfahig sind. Vermittlungsfahig sind Personen, die berechtigt, in der Lage und bereit sind,
eine zumutbare Erwerbstatigkeit aufzunehmen und an den Eingliederungsmassnahmen teilzuneh-
men. Das heisst also, es handelt sich um die Disponibilitdt der Versicherten. Hinsichtlich Vermitt-
lungsfahigkeit wird folglich zwischen zwei objektiven (berechtigt und in der Lage) sowie einem sub-
jektiven (bereit) Sachverhalt unterschieden.

Die Frage der Berechtigung stellt sich vorwiegend im Zusammenhang mit auslandischen Staatsan-
gehdrigen, zumal die Berechtigung mit dem Aufenthaltsstatus bzw. dem Vorhandensein einer Ar-
beitsbewilligung zusammenhangt (vgl. dazu Kapitel Spezifika nach Art der Aufenthaltsbewilligung).

Schwieriger ist die Frage der Zumutbarkeit zu beurteilen, bspw. im Falle von gesundheitlichen Ein-
schrankungen. Der subjektive Sachverhalt der Bereitschaft, an Eingliederungsmassnahmen teilzu-
nehmen bezieht sich ebenso auf den von versicherten Personen verlangten Nachweis von perma-
nenten Stellenbemiihungen. Damit machen die Arbeitslosen geltend, dass sie dem Arbeitsmarkt
tatsachlich zur Verfligung stehen.

(7) und die Kontrollvorschriften erfillt haben. Diese umfassen:

e Ortliche Zustandigkeit

e persdnliche Meldung beim RAV

e Anmeldung zur Arbeitsvermittlung beim RAV

e Beratungs- und Kontrollgesprache beim RAV

e Kontrolldaten/Angaben der versicherten Person
e Uberpriifung der Vermittlungsfahigkeit

e Erleichterung der Beratung und Kontrolle

e Arbeitshemuhungen der versicherten Person.

Diese Anspruchsvoraussetzungen missen kumulativ erfillt werden. Die Anspruchsberechtigung wird,
soweit diese Aufgabe nicht einer anderen Stelle zugewiesen ist, von der Arbeitslosenkasse geklart.
Zustandig fir die personliche Anmeldung zur Arbeitsvermittlung ist das zustandige RAV.

Als Grundlage fur die Berechnung des Taggeldes wird der sogenannte versicherte Verdienst genom-
men. Dabei handelt es sich um den zuletzt erzielten Lohn. Die Hohe des Taggeldes betragt 80 % des
versicherten Verdienstes, sofern die versicherte Person Unterhaltspflichten gegentiber Kindern unter
25 Jahren hat, eine Invalidenrente auf Basis eines Invaliditatsgrades von mindestens 40 % bezieht oder
das Taggeld sich auf hochstens Fr. 140 belauft. Alle anderen versicherten Personen erhalten eine Ent-
schadigung von 70 % des versicherten Verdienstes. Zuzuglich werden Kinder- oder Ausbildungszula-
gen gewahrt. Bei versicherten Personen, die vom Erfiillen der Beitragszeit befreit waren, wird das Tag-
geld in Prozent von Pauschalbeitragen bestimmt.

Versicherte haben, innerhalb der Rahmenfrist fiir den Leistungsbezug Anspruch auf die nachfolgend
aufgefiihrte Anzahl von Taggeldern:

e Eine versicherte Person, die alter als 25 Jahre oder Unterhaltspflichten gegentber Kindern hat
und eine Beitragszeit von 12 bis unter 18 Monaten aufweist, hat Anspruch auf maximal 260
Taggelder.
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e Eine versicherte Person, die alter als 25 Jahre oder unterhaltspflichtig gegenlber Kindern ist
und eine Beitragszeit von mindestens 18 Monaten aufweist, hat Anspruch auf maximal 400
Taggelder.

e Eine versicherte Person, die alter als 55 Jahre ist und eine Beitragszeit von mindestens 22
Monaten aufweist, hat maximal Anspruch auf maximal 520 Taggelder.

e Eine versicherte Person, die eine Invaliditatsrente auf der Basis eines Invaliditatsgrades von
mindestens 40 % bezieht und wahrend 22 Monaten Beitrage geleistet hat, hat Anspruch auf
maximal 520 Taggelder.

o Eine versicherte Person, die jlinger als 25 Jahre und gegenuber Kindern nicht unterhaltspflich-
tig ist und eine Beitragszeit von mindestens 12 aufweist, hat Anspruch auf maximal 200 Tag-
gelder.

e Eine versicherte Person, die vom Erfiillen der Beitragszeit befreit ist, hat maximal Anspruch
auf maximal 90 Taggelder.

5.2.3  Arbeitslosigkeit ohne Taggeld

Die Beratungs- und Vermittlungsdienstleistungen der RAV stehen auch stellensuchenden Personen,
die die oben aufgefiihrten Anspruchsvoraussetzungen fir Arbeitslosentaggeld nicht erfiillen sowie nach
einer allfalligen Aussteuerung zur Verfligung. Unter gewissen Voraussetzungen kdnnen Personen ohne
Anspruch auf Taggelder der ALV, gleichwohl von gewissen AMM profitieren (Art 59d AVIG / vgl. dazu
Arbeitsmarktliche Massnahmen ohne Taggeld).

5.3 Arbeitsmarktliche Massnahmen (AMM)

AMM sind Leistungen der ALV, die darauf abzielen, drohende Arbeitslosigkeit zu verhindern und exis-
tierende zu bekdmpfen. Diese Massnahmen haben zum Ziel, die rasche und dauerhafte Wiedereinglie-
derung der Versicherten in den Arbeitsmarkt zu férdern. Sie sollen die Vermittlungsfahigkeit verbessern,
die beruflichen Qualifikationen der Versicherten entsprechend den Bedurfnissen des Arbeitsmarkts star-
ken, das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit vermindern wie auch den Versicherten erlauben, berufliche
Erfahrung zu sammeln.

AMM bestehen aus Bildungs- und Beschaftigungsmassnahmen, sowie den speziellen Massnahmen.
Unter Bildungsmassnahmen werden alle Kurse zur Umschulung, Weiterbildung oder Eingliederung so-
wie Ausbildungspraktika und Beschéftigungen in Ubungsfirmen zusammengefasst. Als Beschaftigungs-
massnahme wird ein Motivationssemester (SEMO), ein Berufspraktikum sowie eine voribergehende
Beschaftigung im Rahmen eines Programms verstanden, das von 6ffentlichen oder privaten, nicht ge-
winnorientierten Anbietenden durchgefiihrt wird.

Weitere spezielle Massnahmen sind:

(1) Einarbeitungszuschuisse: Versicherte, deren Vermittlung erschwert ausfallt, kénnen eine Stelle an-
nehmen, die einen geringeren Lohn zur Folge hat. Sie kdnnen dann Einarbeitungszuschuisse bezie-
hen, sofern die allgemeinen Voraussetzungen erflllt sind, der in der Einarbeitungsphase ausbe-
zahlte Lohn der tatsachlich erbrachten Arbeitsleistung entspricht und nach der Einarbeitung mit einer
Anstellung zu den orts- und brancheniblichen Bedingungen gerechnet werden kann.

(2) Ausbildungszuschisse: Versicherte Personen kénnen von der ALV Ausbildungszuschisse fur eine
Ausbildung (EFZ oder EBA) beantragen, sofern die allgemeinen Voraussetzungen erfiillt sind, die
Versicherten alter als 30 Jahre sind, Uber keine berufliche Ausbildung verfigen oder in ihrer Berufs-
sparte Schwierigkeiten haben eine Stelle zu finden und ein Ausbildungsvertrag besteht, der ein
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Konzept und nach Ausbildungsabschluss ein Zeugnis vorsieht. Die Ausbildungszuschisse berech-
nen sich aus der Differenz zwischen dem bezahlten Monatslohn und einem vom Bundesrat definier-
ten Hochstbetrag.

(3) Pendlerkosten- und Wochenaufenthalterbeitrage: Versicherte konnen Pendlerkosten- und/oder Wo-
chenaufenthaltserbeitrage beziehen, wenn nebst den allgemeinen Voraussetzungen auch folgende
erfiillt sind: (1) Die Mindestbeitragsdauer ist erflllt. Versicherte, die vom Erfiillen der Beitragszeit
befreit sind, kdnnen keine Beitrdge beanspruchen. (2) In ihrer Wohnregion konnte keine zumutbare
Stelle vermittelt werden. (3) Durch die auswartige Arbeit erleiden die Versicherten finanzielle Ein-
bussen. Diese Beitrdge werden innerhalb der Rahmenfrist fir maximal 6 Monate ausgerichtet.

(4) Forderung der selbstandigen Erwerbstatigkeit: Nebst den oben erwadhnten Massnahmen, unterstitzt
die ALV den Aufbau einer selbstandigen Erwerbstétigkeit. Wahrend der Planungsphase kdnnen
versicherte Personen Taggelder beziehen, um damit den Einstieg in die berufliche Selbstandigkeit
ohne finanziellen Druck planen zu kénnen. Zudem Gbernimmt die ALV 20 % des Verlustrisikos im
Konkursfall. Die Leistungen dieser Massnahme kdnnen versicherte Personen beanspruchen, die
nebst den allgemeinen Voraussetzungen ohne eigenes Verschulden arbeitslos geworden sind, min-
destens 20 Jahre alt sind und ein Projekt fur eine wirtschaftlich tragfahige und dauerhafte selbstan-
dige Erwerbstatigkeit vorlegen.

In Abhangigkeit davon, ob eine versicherte Person die Anspruchsvoraussetzungen und insbesondere
die Voraussetzung Uber die Erfullung der Beitragszeit bzw. die Befreiung von der Erfiillung der Beitrags-
zeit erfillt, kann sie an AMM mit Taggeld oder an AMM ohne Taggeld teilnehmen.

Die Teilnahme an einer AMM setzt voraus, dass erstens die Vermittlungsfahigkeit der arbeitsuchenden
Person aus Grinden des Arbeitsmarktes erschwert ist, und dass zweitens die AMM die Vermittlungsfa-
higkeit der Person konkret verbessern. Diese Voraussetzungen gelten fur alle versicherten Personen,
unabhangig von ihrer Nationalitat.

Die Teilnahme an AMM muss von der zustandigen Amtsstelle verfligt werden. Diese pruft im Einzelfall,
ob die Anspruchsvoraussetzungen erfillt sind und bewilligt erst dann die Teilnahme an AMM. Dieses
Vorgehen hat die rasche und dauerhafte Wiedereingliederung der Personen in den Arbeitsmarkt zum
Ziel.

Da versicherte Personen mit Migrationshintergrund statusspezifische Herausforderungen haben, arbei-
ten die zustandigen Amtsstellen bei der Eingliederung von dieser Personengruppe mit den 6ffentlichen
und privaten Durchfiihrungsorganen der Asyl-, Auslander- und Integrationsgesetzgebung zusammen.

5.3.1  Arbeitsmarktliche Massnahmen mit Taggeld

Damit eine versicherte Person an AMM teilnehmen kann, missen die allgemeinen Anspruchsvoraus-
setzungen auf Arbeitslosenentschadigung erfillt sein.

Hierbei ist insbesondere die Erfillung der Beitragszeit bzw. die Befreiung von der Erflllung der Bei-
tragszeit hervorzuheben. Diese ist ausschlaggebend, ob eine versicherte Person AMM mit Taggeld zu-
gesprochen erhalt oder nicht.

Die Versicherten haben fir diejenigen Tage, an denen sie an Beschaftigungs- und Bildungsmassnah-
men teilnehmen, Anspruch auf Taggeld. Denjenigen versicherten Personen, die an Beschaftigungspro-
grammen und Berufspraktika teilnehmen, welche einen Bildungsanteil von maximal 40 % aufweisen,
wird ein Mindesttaggeld garantiert. Zudem werden Einarbeitungs- und Ausbildungs- sowie Pendler- und
Wochenaufenthaltszuschisse gewahrt.

Diese Voraussetzungen gelten fur Schweizer/innen und Auslander/innen gleichermassen und unabhan-
gig von Status. Das heisst, erfillt eine versicherte Person, unabhangig von Nationalitat und Status diese
Voraussetzungen, kommt sie in den Genuss von AMM mit Taggeld.
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5.3.2  Arbeitsmarktliche Massnahmen ohne Taggeld

Die Grundsatze der AMM gelten auch flr nicht anspruchsberechtigte Personen, also fiir Personen, die
weder die Beitragszeit erfillen noch von der Erflllung der Beitragszeit befreit sind. Gemass Art. 59d
AVIG konnen «Personen, die weder die Beitragszeit erflillen noch von der Erfiillung der Beitragszeit
befreit sind noch den Anspruch auf Arbeitslosenentschadigung erschépft haben, [...] innerhalb einer 2-
jahrigen Frist wahrend langstens 260 Tagen Leistungen nach Artikel 59cbs Absatz 3 beanspruchen,
wenn sie aufgrund eines Entscheides der zustdndigen Amtsstelle an einer Bildungs- oder Beschafti-
gungsmassnahme teilnehmen, die sie zur Aufnahme einer Erwerbstatigkeit als Arbeithehmer befahigt».

Personen, die an einer arbeitsmarktlichen Massnahme teilgenommen haben, miissen zur Aufnahme
einer (unselbststandigen) Erwerbstatigkeit befahigt sein. Das heisst, dass nach dem Besuch der Mass-
nahme die Vermittlungsfahigkeit konkret verbessert werden muss.

Die Teilnahme an AMM nach Art. 59d AVIG muss von der zustandigen Amtsstelle verfligt werden. Diese
pruft im Einzelfall, ob die Anspruchsvoraussetzungen erflillt sind und bewilligt erst dann die Teilnahme
an AMM. Dieses Vorgehen hat die rasche und dauerhafte Wiedereingliederung der Personen in den
Arbeitsmarkt zum Ziel.

Eine Besonderheit bildet die Teilnahme an einem SEMO. Im Gegensatz zur Teilnahme an anderen
Massnahmen nach Art. 59d AVIG erhalten Personen, die an SEMO teilnehmen einen monatlichen Bei-
trag von Fr. 450. Diese finanzielle Unterstiitzung dient einerseits als Motivation fur die Jugendlichen und
deckt andererseits allfallige Kosten fiir Reise, Verpflegung und Unterkunft. Uber diesen Betrag hinaus
werden keine weiteren Entschadigungen bezahlt.

Das heisst also, dass versicherte Personen, die weder die Mindestbeitragsdauer erflllt noch vom Erfll-
len der Beitragszeit befreit sind, keinen Anspruch auf Taggeld wahrend Beschaftigungs- oder Bildungs-
massnahmen haben. Ihnen steht aber die Teilnahme an sich offen. Ausserdem kdnnen sie sich anfal-
lende Auslagen rickerstatten lassen.

5.3.3  Arbeitsmarktliche Massnahmen ohne Taggeld flr auslandische Personen

Fur die Teilnahme an einer AMM mussen auslandische Stellensuchende die gleichen Voraussetzungen
wie Schweizerinnen und Schweizer erfillen. Sie mussen in der Schweiz wohnhaft und zur Erwerbsta-
tigkeit bzw. zum Stellen- und Berufswechsel in der Schweiz berechtigt sein. Die in Art. 59 AVIG aufge-
fuhrten Voraussetzungen gelten fir alle Stellensuchenden, unabhangig ihrer Nationalitat.

Auch bei auslandischen Stellensuchenden kann die 6ffentliche Arbeitsvermittlung fir Personen ohne
Anspruch auf Taggelder der ALV Bildungs- und Beschaftigungsmassnahmen nach Art. 59d AVIG ge-
wahren. Auslandische Stellensuchende haben gestitzt auf Art. 26 Abs. 2 AVG die Mdglichkeit, sich bei
der offentlichen Arbeitsvermittlung anzumelden und deren Dienste in Anspruch zu nehmen.

5.4 Spezifika nach Art der Aufenthaltsbewilligung

Fliichtlinge/Staatenlose (B) und vorlaufig aufgenommene Fliichtlinge (F Fliichtling)

Sie durfen eine Erwerbstatigkeit aufnehmen, sobald dies gemeldet worden ist (Art. 65 VZAE gestutzt
auf Art. 31 Abs. 3 und Art. 85a AIG sowie Art. 61 AsylG). Dabei ist der Arbeitgeber verpflichtet der «vom
Kanton bezeichneten, flr den Arbeitsort zustdndigen Behorde» (Art. 85a Abs. 2 AlG) — bzw. bei den
zustandigen Behdrden wie bspw. Arbeits- und Migrationsbehdrden — jede Erwerbstatigkeit und jeden
Stellenwechsel zu melden. Eine Bewilligung ist nicht erforderlich. Daraus ergibt sich, dass bezuglich der
Teilnahme an einer AMM im Vergleich zu den schweizerischen Stellensuchenden keine zusatzlichen
Kriterien zu beachten sind. Diese sollen einen Beitrag zu ihrer beruflichen und sozialen Integration bei-
tragen.
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Vorlaufig aufgenommene Auslander/innen (F)

Sie dirfen eine Erwerbstatigkeit aufnehmen, sobald dies gemeldet worden ist (Art. 65 VZAE gestiitzt
auf Art. 31 Abs. 3 und Art. 85a AIG sowie Art. 61 AsylG). Dabei ist der Arbeitgeber verpflichtet der «vom
Kanton bezeichneten, fir den Arbeitsort zustandigen Behorde» (Art. 85a Abs. 2 AIG) — bzw. bei den
zustandigen Behdrden wie bspw. Arbeits- und Migrationsbehdrden — jede Erwerbstatigkeit und jeden
Stellenwechsel zu melden. Eine Bewilligung ist nicht erforderlich. Daraus ergibt sich, dass bezliglich der
Teilnahme an einer AMM im Vergleich zu den schweizerischen Stellensuchenden keine zusatzlichen
Kriterien zu beachten sind. Diese sollen einen Beitrag zu ihrer beruflichen und sozialen Integration bei-
tragen.

Ausweis N — Asylsuchende

Die Erwerbstatigkeit von Asylsuchenden ist bewilligungspflichtig (Art. 11 Abs. 3 AIG i.V.m. Art. 30 Abs.
1 Bst. | AIG und 52 VZAE). Wahrend des Aufenthalts in den Zentren des Bundes dirfen Asylsuchende
keine Erwerbstatigkeit austiben (Art. 43 Abs. 1 AsylG). Nach erfolgter Zuweisung von Asylsuchenden
an einen Kanton (Art. 21 Abs. 2 Bst. a und d AsylV 1) kdnnen die kantonalen Arbeitsmarktbehérden
eine Erwerbstatigkeit bewilligen. Eine vorlibergehende Erwerbstatigkeit kann den Asylsuchenden be-
willigt werden, wenn es die Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage erlauben (Art. 52 Abs. 1 Bst. a VZAE),
die Lohn- und Arbeitsbedingungen (Art. 22 AIG) sowie der Vorrang (Art. 21 AIG) eingehalten werden
und sie nicht mit einer rechtskraftigen Landesverweisung belegt sind (Art. 52 Abs. 1 Bst. e VZAE).

Asylsuchende unterstehen dem Arbeitsverbot gemass Art. 43 Abs. 2 AsylG wenn sie (1) einem Kanton
zum Vollzug der Wegweisung zugeteilt wurden (Art. 23 AsylV 1), (2) wenn sie mit einer rechtskraftigen
Landesverweisung belegt sind, sowie (3) wahrend der Dauer des Aufenthalts in den Zentren des Bun-
des. Dem Arbeitsverbot unterstehende Asylsuchende kénnen nicht an einer von der ALV finanzierten
AMM teilnehmen, da sie mangels Berechtigung als nicht vermittlungsfahig gelten und somit die An-
spruchsvoraus-setzung nach Art. 59 Abs. 3 Bst. a AVIG nicht erflllen.

Asylsuchende Personen, die in der Schweiz bereits einer unselbstandigen Erwerbstatigkeit nachgegan-
gen sind, gelten als vermittlungsfahig, wenn sie damit rechnen durfen, die formelle Arbeitsberechtigung
zu erhalten, wenn sie eine neue Stelle finden.

Asylsuchende, die in der Schweiz keiner beruflichen Tatigkeit nachgegangen sind und dadurch die Bei-
tragszeit nicht erfiillen, kbnnen hochstens Leistungen nach Art. 59d AVIG beziehen, also Leistungen fir
Personen, die weder die Beitragszeit erflllen noch von der Erfilllung der Beitragszeit befreit sind. Eine
AMM darf nur dann bewilligt werden, wenn die asylsuchende Person nicht mehr dem Arbeitsverbot
gemass Art. 64 Abs. 1 VZAE unterliegt und mit einer Arbeitsbewilligung rechnen kann, wenn sie eine
Stelle findet (AVIG-Praxis AMM B18).

Asylsuchende, die vermittlungsfahig sind, kdnnen grundsatzlich an AMM teilnehmen. Jedoch sind die
Bestimmungen von Art. 52 VZAE zu beachten, welche die Beschéaftigung von Asylsuchenden regeln.
Deshalb schranken die Kantone oftmals die Erteilung von Arbeitsbewilligungen auf bestimmte Branchen
ein, z. B. auf solche mit Mangel an Hilfs- und Arbeitskraften, wie bspw. das Gastgewerbe, das Bauge-
werbe sowie die Land- und Forstwirtschaft. Somit gelten die arbeitsuchenden Asylsuchenden nur in
diesen Branchen als vermittlungsfahig. AMM, die die Vermittlungsfahigkeit fir eine unselbststéandige
Erwerbstatigkeit in anderen Branchen férdern, kdnnen daher nicht bewilligt werden.

Asylsuchende kdnnen keiner selbstandigen Erwerbstatigkeit nachgehen. Folglich haben sie keinen An-
spruch auf Férderung der selbstdndigen Erwerbstatigkeit nach Art. 71a ff. AVIG. Auch kénnen einer
asylsuchenden Person keine Ausbildungszuschiisse ausgerichtet werden, zumal nicht feststeht, ob sie
Asyl erhalt und sich langerfristig in der Schweiz aufhalten darf. Die Ausrichtung von Einarbeitungszu-
schissen (EAZ) muss im Einzelfall abgeklart werden. Eine Person kann bspw. aus gesundheitlichen
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oder anderweitigen Griinden in einer bestimmten Branche keiner Tatigkeit nachgehen. Besteht die Aus-
sicht auf eine Arbeitsbewilligung in einer anderen Branche kdnnte das Gesuch um EAZ gutzuheissen
werden. Pendlerkosten- und Wochenaufenthalterbeitrage kénnen asylsuchenden Personen mit An-
spruch auf Taggelder der ALV gewahrt werden, wenn ihr Arbeitsort ausserhalb der Wohnortsregion
liegt.

Schutzstatus S

Personen mit Schutzstatus S kénnen ohne Wartefrist eine selbstdndige oder unselbstandige Erwerbs-
tatigkeit in der Schweiz aufnehmen. Dabei ist zu beachten, dass die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit
von Gesetzes wegen bewilligungspflichtig ist (Art. 75 AsylG). Ansonsten sind beziglich der Teilnahme
an einer AMM keine zusatzlichen Kriterien im Vergleich zu schweizerischen Stellensuchenden zu be-
achten.

5.5 Fallbeispiele

Information Arbeitgeber bezlglich Arbeitsbewilligung

e Die 38-jahrige A. aus Somalia sucht eine Stelle im Gastronomiebereich. Sie erkundigt sich bei ei-
nem Restaurant nach einer Arbeit in der Kiiche. Der Arbeitgeber denkt dartber nach, hat aber
seine Bedenken, ob die Beantragung der Arbeitsbewilligung nicht zu kompliziert wird. Diese Prob-
lematik wird im nachsten Beratungs- und Kontrollgesprach thematisiert, woraufhin die Personal-
beraterin mit den Arbeitgeber Kontakt aufnimmt. Sie erklart den Ablauf des Antrags und dass er
nach der Beantragung der Arbeitsbewilligung fur Frau A. schnell mit einer Arbeitsbewilligung rech-
nen kann. Diese Unterstitzung resp. Aufklarung des Arbeitgebers soll helfen, Frau A. méglichst
schnell in den Arbeitsmarkt zu integrieren.

Arbeitsmarktliche Massnahmen

o Der 43- jahrige F. aus Syrien war in seiner Heimat als Staplerfahrer in einem Lager beschéftigt, er
ist schon langer in der Schweiz, hat aber noch nie hier gearbeitet. Nach einer umfassenden Ab-
klarung der Eingliederungsmdoglichkeiten erarbeitet die Personalberaterin gemeinsam mit Herrn F.
eine Wiedereingliederungsstrategie, in der die gegenseitig vereinbarten Rechte und Pflichten fest-
gehalten werden. In der Wiedereingliederungsstrategie wird unter anderem der Besuch einer
AMM festgelegt, die Herrn F. bescheinigt, in der Schweiz gearbeitet zu haben, wodurch sich seine
Chancen fur die Eingliederung in den Arbeitsmarkt erhdhen. Es wird eine AMM ausgewahlt, in der
Herr F. den Staplerschein Kategorie R erlangt und ein Arbeitszeugnis erhalt.

5.6 Gesuchstellung und Fristen

Die Arbeitslosigkeit muss personlich beim zustandigen Regionalen Arbeitsvermittlungszentrum (RAV)
gemeldet werden. Das Gesuch um Leistungen der ALV ist mdglichst frihzeitig zu stellen, spatestens
jedoch am ersten Tag, fir den Leistungen der ALV beansprucht werden kénnen.

57 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

* AVIG: Bundesgesetz Uber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentscha-
digung (Arbeitslosenversicherungsgesetz, AVIG) SR 837.0 - Bundesgesetz vom 25. Juni 1982
Uber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschadigung (Arbeitslosen-
versicherungsgesetz, AVIG) (admin.ch)
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de

AVIV: Verordnung zum Arbeitslosenversicherungs- und Insolvenzentschadigung (Arbeitslosenver-
sicherungsverordnung, AVIV) SR 837.02 - Verordnung vom 31. August 1983 Uber die obligatori-
sche Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschadigung (Arbeitslosenversicherungsver-
ordnung, AVIV) (admin.ch)

ATSG: Bundesgesetz liber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG)
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002163/201910010000/830.1.pdf

Kreisschreiben und Wegleitungen:

Weisung AVIG-ALE: Arbeitslosenentschadigung. Arbeitsmarkt und Arbeitslosenversicherung
(TC). Verfugbar unter: https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/publikationen/kreis-
schreiben/kreisschreiben2/Weisung%20AVIG%20ALE.pdf.download.pdf/Wei-
sung%20AVIG%20ALE.pdf

Weisung AVIG AMM: Arbeitsmarktliche Massnahmen. Arbeitsmarkt und Arbeitslosenversiche-
rung (TC). Verfugbar unter: https://www.arbeit.swiss/dam/secoalv/de/dokumente/publikatio-
nen/kreisschreiben/kreisschreiben2/Weisung%20AVIG%20AMM.pdf.download.pdf/Wei-
sung%20AVIG%20AMM.pdf

Offizielle Merkblatter, Websites:

SECO: https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Arbeit/Arbeitslosenversicherung.html

Portal der Arbeitslosenversicherung und 6ffentlichen Arbeitsvermittlung: https://www.arbeit.swiss

Formulare:

Formulare fir Arbeitslosenentschadigung
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6 Lohnausfall bei Krankheit

In der Schweiz gibt es kein Obligatorium flr eine Taggeldversicherung bei Krankheit.
Die Lohnfortzahlung ist je nach Arbeitsvertrag nach folgenden Varianten geregelt:

e Lohnfortzahlung geméass Obligationenrecht: Die Dauer der Lohnfortzahlung richtet sich nach der
bisherigen Dauer des Arbeitsverhaltnisses.

e Bei Angestellten im 6ffentlichen Dienst, fir die das OR keine Giiltigkeit hat, ist die Lohnfortzahlung
gemass dem Personalrecht in der Regel grossziigiger geregelt als gemass OR.

e Eine vom Obligationenrecht abweichende Regelung kann getroffen werden, wenn sie flr die Arbeit-
nehmenden mindestens gleichwertig ist. Grosse Bedeutung haben hier insbesondere die Gesamt-
arbeitsvertrage.

o Kollektiv-Krankentaggeldversicherung (mehrere Personen, z.B. ein Betrieb mit seinen Angestellten)

e Einzeltaggeldversicherung (nur eine Person, z.B. Selbstandigerwerbende)

6.1 Zweck der Krankentaggeldversicherung

Die Arbeitgebenden schliessen freiwillig oder obligatorisch (weil im Gesamtarbeitsvertrag so vorgese-
hen) eine Taggeldversicherung fur die Arbeitnehmenden ab. Diese sogenannten Kollektiv-Krankentag-
geldversicherung kann nach den Grundsatzen des Bundesgesetzes Uber die Krankenversicherung
(KVG, selten) oder nach den privatrechtlichen Bestimmungen, also nach dem Bundesgesetz tber den
Versicherungsvertrag (VVG, die Regel) abgeschlossen werden. Die Regelungen nach KVG oder VVG
sehen unterschiedlich aus. Die Krankentaggeldversicherung ist eine Erwerbsausfallversicherung fiir das
Risiko Krankheit und allenfalls Unfall. Versichert ist nicht die Arbeitsunfahigkeit an sich, sondern deren
wirtschaftliche Folgen, und in den meisten Fallen auch nur dann, wenn sie einen Erwerbsausfall («Scha-
den») verursacht (sogenannte Schadenversicherung).

Die Arbeitnehmenden schliessen fir sich selber eine Einzeltaggeldversicherung nach KVG oder nach
VVG ab.

6.2 Leistungen der Krankentaggeldversicherung

Besteht eine Krankentaggeldversicherung werden meist 80 % des versicherten Bruttoverdienstes er-
bracht. Kinderzulagen konnen freiwillig eingeschlossen werden. Oft ist die Mindestuntergrenze der Ar-
beitsunfahigkeit, z.B. 25% im VVG; im KVG an sich bei 50% vorgesehen, wobei diese unterboten wer-
den kann. In der Regel werden Leistungen erst nach einer Wartefrist erbracht. Die Dauer ist der Versi-
cherungspolice geregelt. Verbreitet sind 30 oder 90 Tage. Die Leistungsdauer betragt in der Regelt 730
Tage.

6.3 Anspruchsberechtigte
Anspruchsberechtigt sind:

o Erwerbstatige, deren Arbeitgebender eine Kollektiv-Krankentaggeldversicherung abgeschlos-
sen habe und die infolge Krankheit einen Lohnausfall haben.

e Arbeitslose, die eine Einzeltaggeldversicherung abgeschlossen haben

e Selbstandigerwerbstatige, die eine Einzeltaggeldversicherung abgeschlossen haben
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6.4 Spezifika nach Art der Bewilligung

Personen aus dem Asylbereich sind unter denselben Voraussetzungen leistungsberechtigt bei Lohn-
ausfall infolge Krankheit wie Schweizer Staatsangehérige. Ob und in welchem Umfang Leistungen er-
bracht werden, ist vom Arbeitgebenden abhangig.

6.5 Gesuchstellung, Fristen

Die Leistungen der Krankentaggeldversicherungen werden entweder Uber den Arbeitgebenden oder
direkt beim Krankentaggeldversicherer geltend gemacht.

6.6 Quellen

e KVG: Bundesgesetz vom 18. Marz 1994 (ber die Krankenversicherung
e VVG: Bundesgesetz vom 2. April 1908 liber den Versicherungsvertrag (Versicherungsvertragsge-
setz

¢ Allgemeine Versicherungsbedingungen der Krankentaggeldversicherer je nach Arbeitgebenden un-
terschiedlich
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7.1

Unfallversicherung — UVG

Zweck der Unfallversicherung

Die obligatorische Unfallversicherung (UVG) schitzt in der Schweiz beschaftigte Arbeitnehmende vor
den gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen von Berufs- und Nichtberufsunfallen sowie von Be-
rufskrankheiten. Die obligatorische Unfallversicherung ist eine Personenversicherung. Sie hilft mit ihren
Leistungen den gesundheitlichen und finanziellen Schaden zu decken, wenn Versicherte verunfallen
oder beruflich erkranken.

Als Unfall gilt die plétzliche, nicht beabsichtigte schadigende Einwirkung eines ungewoéhnlichen ausse-
ren Faktors auf den menschlichen Kérper. Den Unfallen gleichgestellt sind bestimmte Kérperschadi-
gungen, die den Folgen eines Unfalls ahnlich sind.

Es werden folgende Arten von Unfall unterschieden:

7.2

Berufsunfall

Darunter fallen Unfélle, die sich bei der Austibung des Berufs ereignen. Unfélle wahrend der Ar-
beitspausen sowie vor und nach der Arbeit gelten als Berufsunfélle, sofern sich die versicherte
Person befugterweise auf der Arbeitsstatte oder im Bereich der mit ihrer beruflichen Tatigkeit zu-
sammenhangenden Gefahren aufgehalten hat.

Nichtberufsunfall

Nichtberufsunfalle sind alle Unfalle, die nicht als Berufsunfalle gelten. Dazu zahlen insbesondere
Unfalle auf dem Arbeitsweg und Freizeitunfalle, wie z.B. Sportunfélle, Verkehrsunfalle oder Unfalle
im Haushalt. Teilzeitbeschaftigte mit einer wochentlichen Arbeitsdauer von weniger als 8 Stunden
bei einem Arbeitgebenden sind gegen Nichtberufsunfalle nicht versichert. Fur sie gelten Unfélle auf
dem Arbeitsweg — abweichend vom Normalfall — als Berufsunfalle.

Berufskrankheiten

Als Berufskrankheiten gelten Krankheiten, die bei der beruflichen Tatigkeit ausschliesslich oder
vorwiegend durch schadigende Stoffe oder bestimmte Arbeiten gemass einer Liste des Bundesra-
tes verursacht worden sind. Andere Krankheiten gelten nur dann als Berufskrankheiten, wenn
nachgewiesen werden kann, dass sie ausschliesslich oder stark tiberwiegend durch die berufliche
Tatigkeit herbeigefiihrt worden sind.

Leistungen bei Unfall

Die obligatorische Unfallversicherung sieht als Versicherungsleistungen einerseits Pflegeleistungen
und Kostenvergltungen und andererseits Geldleistungen vor.

7.2.1  Pflegeleistungen

Wenn die versicherte Person verunfallt oder an einer Berufskrankheit leidet, hat sie Anspruch auf
folgende Pflegeleistungen und Kostenvergiitungen:

¢ Heilbehandlung: Die versicherte Person hat Anspruch auf eine zweckmassige Behandlung
von Unfallfolgen (ambulante Behandlung durch Arzt/innen, Medikamente, Spitalbehandlung)

e Hilfsmittel: Ubernahme die Kosten fir Hilfsmittel, die kérperliche Schadigungen oder Funkti-
onsausfalle ausgleichen (z.B. Prothesen, Horgerate), im Rahmen der geltenden Tarife.
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7.2.2

Sachschiden: Ubernahme von Unfallschaden an Sachen, die einen Korperteil oder eine Kor-
perfunktion ersetzen.

Reise-, Transport- und Rettungskosten: Vergitung der medizinisch notwendigen Reise-,
Transport- und Rettungskosten. Diese sind in der Hohe unbegrenzt, Einschrankungen gelten
jedoch im Ausland. Entstehen solche Kosten im Ausland, so werden sie héchstens bis zu ei-
nem Fiinftel des gesetzlichen Hochstbetrages des versicherten Verdienstes (Fr. 148'200) ver-
gutet.

Behandlungen im Ausland: Die Vergitung der flr eine notwendige Heilbehandlung im Aus-
land anfallenden Kosten belduft sich auf hochstens den doppelten Betrag der Kosten, die bei
der Behandlung in der Schweiz entstanden waren.

Leichentransport- und Bestattungskosten: Die notwendigen Kosten fiir die Uberfiihrung der
Leiche an den Bestattungsort werden ibernommen.

Hilfe und Pflege zu Hause: Die arztlich angeordnete medizinische Pflege zuhause und nicht-
medizinischen Hilfe zuhause wird vergutet, soweit diese nicht durch eine Hilflosenentschadi-
gung abgegolten wird.

Geldleistungen

Bei einem Unfall kbnnen neben den Pflegeleistungen auch Geldleistungen beansprucht werden.
Grundlage fir die Hohe der Geldleistungen durch die Unfallversicherung ist der versicherte Ver-
dienst. Dies ist der fiir die AHV massgebende Lohn. Der Hochstbetrag des versicherten Verdiens-
tes betragt Fr. 148'200. Wenn die versicherte Person verunfallt oder an einer Berufskrankheit leidet,
kann sie folgende Geldleistungen beanspruchen:

Taggeld

Ist eine versicherte Person infolge eines Unfalls voll oder teilweise arbeitsunfahig, so hat sie
Anspruch auf ein Taggeld. Dieses wird ab dem 3. Tag nach dem Unfalltag fur jeden Kalendertag
ausbezahlt. Es betragt bei voller Arbeitsunfahigkeit 80 % des versicherten Verdienstes, bei teil-
weiser Arbeitsunfahigkeit entsprechend weniger. Der Taggeldanspruch erlischt mit der Wieder-
erlangung der vollen Arbeitsfahigkeit, dem Beginn einer Invalidenrente oder dem Tod der ver-
sicherten Person. Das Taggeld fur Personen, die wahrend der Arbeitslosigkeit verunfallen, ent-
spricht der Arbeitslosenentschadigung.

Invalidenrente

Wenn eine versicherte Person durch einen Unfall invalid wird, d.h. voraussichtlich bleibend oder
fur langere Zeit in ihrer Erwerbstatigkeit beeintrachtigt ist, so hat sie Anspruch auf eine Invali-
denrente. Der Anspruch entsteht, wenn die Fortsetzung der arztlichen Behandlung keine nam-
hafte Besserung des Gesundheitszustands erwarten Idsst und wenn allfallige Eingliederungs-
massnahmen der IV abgeschlossen sind. Der Grad der Invaliditat wird festgelegt, indem man
vergleicht, welche Erwerbsmaoglichkeiten die versicherte Person mit seiner Beeintrachtigung hat
und welche sie ohne diese hatte. Die Invalidenrente betragt 80 % des versicherten Verdienstes,
wenn die verunfallte Person Vollinvalidin ist, bei Teilinvaliditat sind es entsprechend weniger
Prozentpunkte. Versicherten mit Anspruch auf eine Rente der AHV bzw. IV gewahrt die Unfall-
versicherung eine zusatzliche Rente in der Hohe der Differenz zwischen 90 % des versicherten
Verdienstes und der AHV/IV-Rente. Hochstens wird aber der flr Voll- bzw. Teilinvaliditat vorge-
sehene Betrag der Unfallinvalidenrente bezahlt. Mit der Wiedererlangung der vollen Erwerbsfa-
higkeit, der ganzlichen Abfindung, dem Auskauf der Rente oder dem Tod der versicherten Per-
son endet der Rentenanspruch.
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¢ Integrititsentschadigung

Erleidet eine versicherte Person durch einen Unfall eine dauernde erhebliche Schadigung der
korperlichen oder geistigen Integritat, hat sie Anspruch auf eine angemessene Integritatsent-
schadigung. Das trifft z.B. bei Verlust einer Niere oder eines Beins zu, bei Tetraplegie oder
vollstandiger Blindheit. Die Entschadigung in Form einer Kapitalleistung wird entsprechend der
Schwere des Integritatsschadens abgestuft. Eine Schadigung unter 5 % gilt dabei als unerheb-
lich und wird nicht berticksichtigt. Der massgebende Prozentwert des Integritdtsschadens wird
mit dem gesetzlichen Hochstbetrag des versicherten Verdienstes multipliziert. Das Resultat ent-
spricht der Integritatsentschadigung, die betroffene Person ausbezahlt bekommt.

¢ Hilflosenentschadigung
Braucht die versicherte Person aufgrund ihrer Invaliditat fir die alltdglichen Lebensverrichtun-
gen dauernd die Hilfe Dritter oder eine persénliche Uberwachung, hat sie Anspruch auf eine
Hilflosenentschadigung. Die Hohe der Entschadigung wird nach dem Grad der Hilflosigkeit
(leicht, mittel, schwer) bemessen.

¢ Hinterlassenenrente

Stirbt eine versicherte Person an den Folgen eines Unfalls, so haben der Giberlebende Ehepart-
ner bzw. die Uberlebende Ehepartnerin (unter bestimmten Voraussetzungen) sowie die Kinder
Anspruch auf eine Hinterlassenenrente. Sofern die verunfallte Person einem geschiedenen
Ehegatten bzw. einer geschiedenen Ehegattin gegeniiber zu Unterhaltsbeitragen verpflichtet
war, wird dieser/diese der Witwe bzw. dem Witwer gleichgestellt. Die Hinterlassenenrente wird
in Prozenten des versicherten Verdienstes berechnet und betragt fir Witwen und Witwer 40 %,
fur Halbwaisen 15 % und fiir Vollwaisen 25 %, fur alle Hinterlassenen zusammen jedoch maxi-
mal 70 %. Die Hinterlassenenrente fir den geschiedenen Ehegatten bzw. die geschiedene Ehe-
gattin entspricht 20 % des versicherten Verdienstes, hochstens aber dem geschuldeten Unter-
haltsbeitrag. Haben die Hinterlassenen Anspruch auf eine 1V- oder AHV-Rente, wird ihnen von
der Unfallversicherung eine Komplementarrente gewahrt (siehe Invalidenrente). Der Anspruch
des Uberlebenden Ehegatten erlischt grundsatzlich mit der Wiederverheiratung, dem Tod der
rentenberechtigten Person oder dem Auskauf der Rente. Der Anspruch der Kinder endet grund-
satzlich mit der Vollendung des 18. Altersjahres bzw. mit dem Abschluss der Ausbildung, spa-
testens aber mit dem vollendeten 25. Altersjahr.

7.3 Anspruchsberechtigte

Jede in der Schweiz beschéaftigte Person ist obligatorisch nach UVG gegen Berufsunfalle und Berufs-
krankheiten versichert. Sofern sie flir mindestens 8 Stunden pro Woche beim selben Arbeitgeber be-
schaftigt ist, ist sie auch gegen Nichtberufsunfalle versichert.

Nicht versichert sind nichterwerbstatige Personen wie, Haushaltflihrende, Kinder, Studierende, Rent-
ner/innen. Diese Personen missen sich im Rahmen der obligatorischen Krankenversicherung gegen
Unfalle versichern.

7.4 Spezifika nach Art der Bewilligung

Personen aus dem Asylbereich sind unter denselben Voraussetzungen leistungsberechtigt bei Unfall
wie Schweizer Staatsangehdrige.
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7.5 Gesuchstellung, Fristen

Die Leistungen der Unfallversicherung werden entweder tber den Arbeitgebenden oder direkt beim
Unfallversicherer geltend gemacht.

7.6 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e UVG: Bundesgesetz vom 20. Marz 1981 uber die Unfallversicherung

e UVV:Verordnung vom 20. Dezember 1982 Uber die Unfallversicherung
Offizielle Merkblatter, Websites:

e BAG: Unfallversicherung (admin.ch)
e SUVA: Unfallversicherung nach UVG
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8 Familienzulagen — FamZG

8.1 Zweck der Familienzulagen

Die Familienzulagen sollen die Kosten, die durch den Unterhalt eines oder mehrerer Kinder entstehen,
teilweise ausgleichen. Die Familienzulagen umfassen die Kinderzulage, die Ausbildungszulage und falls
kantonal vorgesehen, die Geburtszulage und die Adoptionszulage. Haben mehrere Personen Anspruch
auf Familienzulagen fiir dasselbe Kind (Anspruchskonkurrenz), wird der Erstanspruch anhand einer ge-
setzlich festgelegten Reihenfolge bestimmt. Zur Verhinderung von Doppelbeziigen fiir dasselbe Kind
wurde ein Familienzulagenregister eingefuhrt.

8.2 Leistungen der Familienzulagen

Das Bundesgesetz Uber die Familienzulagen sieht drei Arten von Familienzulagen vor:

8.2.1 Kinderzulage

Die Kinderzulage wird ab dem Geburtsmonat des Kindes bis und mit dem Monat ausgerichtet, in
dem der 16. Geburtstag des Kindes liegt. Besteht bereits vor dem 16. Geburtstag Anspruch auf
eine Ausbildungszulage, so wird diese anstelle der Kinderzulage, friilhestens aber mit 15 Jahren,
ausgerichtet. Ausserdem wird die Kinderzulage fir Kinder zwischen 16 und 20 Jahren entrichtet,
die aufgrund einer gesundheitlichen Beeintrachtigung nicht in der Lage sind, eine Erwerbstatigkeit
auszuuben. Die Kinderzulage betragt mindestens Fr. 215 pro Monat, die Kantone kdnnen jedoch
héhere Ansatze vorsehen

8.2.2  Ausbildungszulage

Die Ausbildungszulage wird ab dem Monat, in dem das Kind eine nachobligatorische Ausbildung
beginnt, ausgerichtet, frihestens jedoch fiir den Monat in dem der 15. Geburtstag des Kindes liegt.
Fur Kinder, die das 16. Altersjahr vollendet haben und noch die obligatorische Schule besuchen,
besteht ab dem Monat, der auf den 16. Geburtstag folgt, ebenfalls Anspruch auf Ausbildungszula-
gen. Die Ausbildungszulage wird bis zum Abschluss der Ausbildung ausgerichtet, langstens jedoch
bis zum Ende des Monats, in dem das Kind das 25. Altersjahr vollendet. Fur Kinder, die parallel
zur Ausbildung eine Erwerbstéatigkeit austiben, mit der sie ein Bruttoerwerbseinkommen von Uber
Fr. 2'520 pro Monat bzw. Fr. 30'240 pro Jahr (inkl. 13. Monatslohn) erzielen, besteht kein Anspruch
auf Ausbildungszulagen (Betrdge entsprechen der maximalen vollen AHV-Altersrente per
1.1.2025). Dabei gelten Ersatzeinkommen wie Taggelder der Erwerbsersatzordnung, der Arbeits-
losen- oder Invalidenversicherung sowie Kranken- oder Unfalltaggelder, als Einkommen. Familien-
rechtliche Unterhaltszahlungen, Stipendien und Renten werden hingegen nicht beriicksichtigt. Die
Ausbildungszulage betragt mindestens Fr. 250 pro Monat, die Kantone kénnen jedoch héhere An-
satze vorsehen.

8.2.3  Geburts- und Adoptionszulage

Es steht den Kantonen frei, ob sie eine Geburts- und Adoptionszulage gewahren oder nicht. Entscheidet
sich ein Kanton fir die Einfuhrung einer Geburts- und Adoptionszulage, hat er sich an die bundesge-
setzlich festgelegten Mindestanforderungen gemass FamZG zu halten.
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8.3 Anspruchsberechtigte

Folgende Personen kénnen einen Anspruch auf Familienzulagen geltend machen:

8.3.1 Arbeithehmende

Um Familienzulagen beziehen zu kénnen, mussen Arbeithehmende ein AHV-pflichtiges Einkommen
von mindestens Fr. 630 im Monat bzw. Fr. 7'560 im Jahr erzielen (Betrage entsprechen der halben
minimalen vollen AHV-Altersrente per 1.1.2025). Liegt das Einkommen unter diesem Betrag, gilt die
arbeitnehmende Person leistungsseitig als nichterwerbstatig. Bei mehreren Arbeitgebern werden die
einzelnen L6hne zusammengerechnet; ausschlaggebend ist das Gesamteinkommen. Der Anspruch auf
Familienzulagen entsteht und erlischt grundsatzlich mit dem Lohnanspruch.

8.3.2 Selbststandigerwerbende

Um Familienzulagen beziehen zu kénnen, missen Selbststandigerwerbende einer Familienausgleichs-
kasse angeschlossen sein. Zudem muss das AHV-pflichtige Einkommen mindestens Fr. 630 im Monat
bzw. Fr. 7'560 im Jahr betragen. Liegt das Einkommen unter diesem Betrag, gilt die selbststandigerwer-
bende Person leistungsseitig als nichterwerbstatig.

8.3.3  Nichterwerbstatige mit bescheidenem Einkommen:

Der Anspruch auf Familienzulagen fir Nichterwerbstatige ist subsidiar: Es werden keine Zulagen aus-
gerichtet, wenn fur den gleichen Zeitraum eine erwerbstatige Person einen Anspruch auf Familienzula-
gen fur dasselbe Kind hat. Um Familienzulagen fur Nichterwerbstatige beziehen zu kdnnen, muss die
antragstellende Person als nichterwerbstatig im Sinne der AHV gelten und ihren Wohnsitz in der
Schweiz haben. lhr steuerbares Einkommen darf Fr. 45'360 pro Jahr nicht Gberschreiten (Einkommens-
grenze; Betrag entspricht der anderthalben maximalen vollen AHV-Altersrente per 1.1.2025). Zudem
darf sie keine Erganzungsleistungen zur AHV/IV beziehen. Der Kanton Waadt hat die Einkommens-
grenze auf Fr. 60'480 erhoht (doppelte maximale volle AHV-Altersrente). Die Kantone Genf, Jura und
Tessin haben die Einkommensgrenze aufgehoben. Eine Person, die im Laufe eines Jahres nichterwerb-
statig wird, hat Anspruch auf Familienzulagen fir Nichterwerbstatige, sobald sie die genannten Voraus-
setzungen erfiillt. Ein Anspruch auf Familienzulagen fir Nichterwerbstatige kann somit wahrend des
Jahres entstehen. Seit dem 01.08.2020 haben arbeitslose Mutter wahrend des 14-wochigen Mutter-
schaftsurlaubs Anspruch auf Familienzulagen fir Nichterwerbstatige. Fir sie gelten die erwahnten Ein-
schrankungen (Einkommensgrenze, Erganzungsleistungsbezug) nicht.

8.3.4  Personen mit Anspruch auf Arbeitslosentaggelder

Personen, die ein Taggeld der Arbeitslosenversicherung beziehen, haben keinen Anspruch auf Famili-
enzulagen nach dem FamZG. Sie erhalten aber einen Zuschlag der Arbeitslosenversicherung, der den
Familienzulagen entspricht (Kinder- und Ausbildungszulagen), auf die die Versicherten Anspruch hat-
ten, wenn sie in einem Arbeitsverhaltnis stiinden. Geburts- und Adoptionszulagen werden keine ausge-
richtet. Der Anspruch auf diesen Zuschlag ist subsidiar: Die Arbeitslosenversicherung richtet keinen
Zuschlag aus, wenn fir den gleichen Zeitraum eine erwerbstatige Person Anspruch auf Familienzulagen
fur dasselbe Kind hat.
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8.3.5 Erwerbstatige in der Landwirtschaft

Anspruchsberechtigt sind nach dem FLG auch selbstédndige Landwirt/innen und Arbeitnehmende in der

Landwirtschaft. Die Leistungen entsprechen den Mindestleistungen nach FamZG:

e Kinderzulage von Fr. 215 pro Kind und Monat (im Berggebiet liegen die Ansatze 20 Franken hoher)

e Ausbildungszulage von Fr. 268 pro Kind und Monat (im Berggebiet liegen die Ansatze 20 Franken
hoher)

e Haushaltungszulage von Fr. 100 pro Monat fur landwirtschaftliche Arbeithehmende.

8.4 Spezifika nach Art der Bewilligung

Erwerbstatige Personen aus dem Asylbereich sind unter denselben Voraussetzungen leistungsberech-
tigt wie Schweizer Staatsangehdrige.

Nichterwerbstatige anerkannte Flichtlinge sind unter denselben Voraussetzungen leistungsberechtigt
wie Schweizer Staatsangehorige.

Nichterwerbstatige Asylsuchende und vorlaufig Aufgenommene, die nach Art. 14 Abs. 2bis AHVG nicht
erfasst sind (vgl. Beitragspflicht fiir Nichterwerbstatige Seite 11), haben keinen Anspruch auf Familien-
zulagen. Gleiches gilt auch fiir weggewiesene Personen, die nach Art. 82 AsylG nur Anspruch auf Not-
hilfe haben. Sobald die AHV-Beitrage fiir eine Person festgesetzt worden sind, kann sie einen Anspruch
auf Familienzulagen fur Nichterwerbstatige geltend machen. Die rickwirkend auszurichtenden Famili-
enzulagen werden in der Regel an die zustéandigen Sozialhilfebehérden ausbezahilt.

Erwerbstatige Personen mit Schutzstatus S haben einen Anspruch auf Familienzulagen fir ihre in der
Schweiz wohnhaften Kinder. Nichterwerbstatige Personen mit Schutzstatus S kénnen einen Anspruch
auf Familienzulagen fur Nichterwerbstatige geltend machen, sobald ihre AHV-Beitrage festgesetzt wor-
den sind.

8.5 Gesuchstellung, Fristen

Familienzulagen kdnnen héchstens 5 Jahre rickwirkend beantragt werden. Anspruch und Leistung rich-
ten sich nach den jeweils guiltigen gesetzlichen Bestimmungen.

Bei Arbeitslosen mit einem Anspruch Arbeitslosentaggeldern muss der Zuschlag fur die Familienzula-
gen innert 3 Monaten geltend gemacht werden (Art. 20 Abs. 3 AVIG).

Die Leistungen der Familienzulagen werden entweder via den Arbeitgeber oder direkt bei der Familien-
ausgleichskasse geltend gemacht.

8.6 Quellen

Gesetzliche Grundlagen:

e FamZG: Bundesgesetz vom 24. Marz 2006 Uber die Familienzulagen und Finanzhilfen an Fa-
milienorganisationen (Familienzulagengesetz)

e FamzV: Verordnung vom 31. Oktober 2007 Uber die Familienzulagen (Familienzulagenverord-
nung)

e FLG: Bundesgesetz vom 20. Juni 1952 Uber die Familienzulagen in der Landwirtschaft

e FLV: Verordnung vom 11. November 1952 Uber die Familienzulagen in der Landwirtschaft
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https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19520136/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19520232/index.html

Kreisschreiben und Wegleitungen:

o FamZWL: Wegleitung zum Bundesgesetz Uber die Familienzulagen FamZG, insbes. RZ 603.

e Familienzulagen in der Landwirtschaft: Erlauterungen

Offizielle Merkblatter, Websites:

e Merkblatt 6.08 - Familienzulagen
e Merkblatt 6.09 - Familienzulagen in der Landwirtschaft

Formulare:

o Erwerbstatige beantragen Familienzulagen bei ihrem Arbeitgeber oder direkt bei der Familienaus-
gleichskasse, bei der sich ihr Arbeitgeber angeschlossen hat.

¢ Selbstandigerwerbende beantragen Familienzulagen bei der FAK, an die sie sich angeschlossen
haben. Dies ist in der Regel die AHV-Ausgleichskasse.

e Nichterwerbstatige beantragen Familienzulagen bei der Familienausgleichskasse ihrer AHV-Aus-
gleichskasse im Wohnsitzkanton.
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9 Staaten mit einem Sozialversicherungsabkommen

EU-Staaten Grossbritannien Philippinen

EFTA-Staaten Indien (Unterstellung) San Marino

Albanien Israel Serbien

Australien Japan Sudkorea (Unterstellung)
Bosnien und Herzegowina Kanada/Quebec Tunesien

Brasilien Kosovo Turkei

Chile Montenegro Uruguay

China (Unterstellung) / Nordmazedonien USA

* Fur gewisse grenziiberschreitende Falle im Verhaltnis Schweiz-UK sind weiterhin, basierend auf
dem seit dem 01.01.2021 in Kraft stehenden Abkommen Uber die Rechte der Birger/innen (CRA),
weiterhin die Bestimmungen der EU-Koordinierungsverordnungen (EG) Nr. 883/2004 und 987/2009
(Beziehungen zum Vereinigten Kdnigreich (admin.ch)) anwendbar (siehe Entsendungsmerkblatt Ver-
tragsstaaten ohne EU/EFTA).

Quelle: Merkblatt 11.01. Informationen fir Flichtlinge und Staatenlose

Zu Grossbritannien: https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/int/brexit.html
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https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19690092/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20001028/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20110174/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20132939/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20153177/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20010050/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20130609/index.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/int/brexit.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/informationen-fuer/versicherte/int.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/informationen-fuer/versicherte/int.html
https://www.ahv-iv.ch/p/11.01.d
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/int/brexit.html

10  Gesetzliche Grundlagen im Migrationsrecht

e AIG: SR 142.20 - Bundesgesetz vom 16. Dezember 2005 uber die Auslanderinnen und Auslénder
und uber die Integration (Auslénder- und Integrationsgesetz, AIG) (admin.ch)

o AsylG: SR 142.31 - Asylgesetz vom 26. Juni 1998 (AsylG) (admin.ch)

o AsylV: SR 142.311 - Asylverordnung 1 vom 11. August 1999 Uber Verfahrensfragen (Asylverord-
nung 1, AsylV 1) (admin.ch)

e FIUB: Bundesbeschluss lber die Rechtsstellung der Fliichtlinge und Staatenlosen in der Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (FIUB) https://www.admin.ch/opc/de/classified-compila-
tion/19620211/index.html

e VZAE: SR 142.201 - Verordnung vom 24. Oktober 2007 Gber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbs-
tatigkeit (VZAE) (admin.ch)
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19620211/index.html
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19620211/index.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/759/de

Nationale l11Z-Fachstelle

c/o Staatssekretariat fur Wirtschaft SECO
Holzikofenweg 36

3003 Bern

Tel. +41 58 484 97 30

fachstelle@iiz.ch

www.iiz.ch



	Deckblatt_DE.pdf
	20260201_V6_Übersicht mit Schutzstatus S_DE
	Rückblatt_DE



